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Unterm Belagerungszuſtang.

Die Halleſche Sozialdemokratie muß ihre Partei
gelchäfte „heimlich“ im Freien erledigen.

Der Schlag, den die Halleſche Polizei der Arbeiterbewegung
durch geſetzwidrige Ueberwachung der geſchloſſenen Mit
gliederverſammlungen verſetzte, iſt am Sonntag glän-
zend und mit Wucht pariert und zurückgegeben worden.

Die Parteileitung berief „heimlich“ von Mund zu Mund eine
Generalverſammlung nach einem ſichern Platz im Walde
ein und über 1000 Genoſſinnen und Genoſſen erledigten dort in
ernſter Arbeit alle wichtigen und dringenden Parteiangelegen
heiten. Die Strategie der Partei funktionierte beſſer als die
Strategie der Polizei, denn erſt ſtundenlang nach Beendi
gung der Tagung beſetzte die genarrte „Ordnung“ das Kampf
terrain.

Die Polizei mag ſich merken, daß die Halleſche Arbeiter
bewegung kein Kinderſpiel iſt, mit dem eine Laune oder ein
Säbelgemetzel (wie am Blutſonntage) fertig werden könnte!
Die Arbeiterbewegung geht ihren Weg, ſo oder ſo! Sie paßt
ſich jeden Methoden der Laune und der Gewalt, der Willkür und
der Schikane mit geſchickter Strategie an und konſolidiert ſich
immer feſter und geſchloſſener als „Staat im Staate“.

Einſtimmig beſchloß die Generalverſammlung folgende

Generalverſammlung brandmarkt das verhaßte preufſtiſche

Polizeiſyſtem der Vereinsſchikanierung, das durch die ganz
ſpezielle Halleſche Polizeipraxis ſogar zur Aufhebung der
wingzigen Erleichterungen und Selbſtverſtänd-
lichkeiten geführt hat, die durch das Reichsvereinsgeſetz
ſeit dem 15. Mai 1908 eingetreten waren und auch bis zum
September 1910 in Halle anerkannt wurden.

Die Verſammlung gibt dem ent ſchloſſenen Willen
Ansdruck, ſich der neuen ungeſetzlichen Neberwachungspraxis
unter keinen Umſtänden zu fügen, da die Gefahr
beſteht, daß ſonſt dieſe Halleſche Polizeipraxis ſofort auf
das ganze Reich ausgedehnt werde.

Die Verſammlung beauftragt den Vorſtand, alle Mittel zu
ergreifen und zu erſchöpfen, um die höchſten Jnſtanzen
des klaſſenſtaatlichen „Rechts“ und der Gerechtigkeit zu einer
klaren Entſcheidung zu zwingen. Die Verſammelten
verpflichten ſich zu verdoppelter Kampfes arbeit
und erwarten von der Parteileitung, daß ſie auch weiterhin
geſchickte Vorſorge treffen werde, um die Arbeiten und Ge
ſchäfte der Partei ohne polizeiliche Störung, Be
läſtigung und Gewaltſamkeit erledigen zu können.
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Dieſe Willenskundgebung bedeutet mehr als eine Phraſe,
wie auch die Polizei bald genug werken wird. Die Arbeiter
klaſſe hat den Fehdehandſchuh aufgegriffen und benutzt jetzt die
Polizei als jene Kraft, „die ſtets das Böſe will und doch das
Gute ſchafft“.

Die Arbeiterbewegung will man niederhalten, will man
ſchwächen Toren! Es gibt kein Mittel, das unſere Neihen
enger ſchließen und unſere Kampfeskraft energiſcher ſtärken
könnte, als der Halleſche Polizeikurs. Das Tanzen des Säbels
am Blutſonntage und die gewaltſame Ueberwachung und Aufs-
löſung der Mitgliederverſammlungen haben eine Klarheit
über den wahren Charakter des Klaſſenſtaates und einen Geiſt

unter den Mitgliedern geweckt, die wir alle lebhaft begrüßen
müſſen. Die Polizei löſt die Arbeiterklaſſe mit einer Schärfe

von den beſitzenden Klaſſen los, die nicht zu übertreffen iſt. Sie

zwingt uns, alle Kampfestugenden zu entfalten! Wir
gewinnen wieder Erfahrung im „Exerzieren“ und
Manövrieren im Freien! Wir müſſen unſern Feinden
wieder ſtrategiſche Lektionen erteilen und entwickeln dadurch
unſere ſtrategiſchen Fähigkeiten.

Wir gewinnen Macht
Und dieſe Macht werden wir aus zubreiten ſuchen, wer
den unſere Kreiſe immer weiter ſtecken und immer größere
Volksmaſſen umfaſſen. Bereits am Freitag werden große
Verſammlungsdemonſtrationen im Volkspark die ganze Frage
des Polizeikurſes in Preußen und ſpegziell in Halle aufrollen.
So beſchloß die „heimliche“ Verſammlung einſtimmig.

Das Volk iſt geladen. Es wird kommen und richten!

Wahblparole und Block.
Der ſchwarzblaue Block von Junker und Pfaff iſt in ſchwerer

Not. Er hat die letzte Reichsfinanzreform gemacht und will
im neuen Reichstage die erhöhte Wucherzollgeſetzgebung
machen. Dieſe Sächelchen peitſchen aber die Empörung der
Wähler gewaltig auf, was gerade die Blockbrüder am leb
hafteſten ſpürten.

Alſo: man braucht eine Wahlparole, die ablenken
ſoll. Beide Blockflügel, der ſchwarze und der blaue, beſtürmen
die Regierung um ein Zeichen für eine Wahlparole, da
man ſelber unfähig iſt, ſeine ſchimpflichen Sünden zu be
decken. Die Germania ſetzt ſich freilich aufs hohe Roß und ver
ſichert, das Zentrum bedürfe keiner Wahlparole, verlangt in
der Nummer vom Sonnabend dringend, daß die Regierung
endlich das Viſier öffne.

Einmal muß doch bekannt werden, was die Regierung
will, einerlei, ob es verſchiedenen Leuten, auf die ſie viel
leicht noch Hoffnungen ſetzt, gefällt oder nicht. Das Zögern
kann verhängnisvoll werden, wenn der richtige Augen-
blick zum Handeln verpaßt wird. Sozialdemokratie und
Liberalismus ſind eifrig an der Arbeit, daß man mit der
Gegenarbeit leicht zu ſpät kommen kann.

Bethmann hilf! Den gleichen Ruf ſtoßen die Junker
aus. Die Deutſche Tageszeitung fordert in ihrer Sonntags
nummer in einem mehr als dreiſpaltigen Leitartikel gleich
falls und wiederholt dringend „Klärung und Samm-
lung“. Nach einer langen Erörterung über die Notwendigkeit
einer Regierungswahlparole ſchreibt das agrariſche Blatt:

Es iſt ſpät, ſehr ſpät! Aber ſoll die gebotene Klärung
herbeigeführt, ſoll zur Sammlung die Bahn bereitet werden,

dann muß die Regierung fich unbedingt und un
zweideutig auf den Boden der Reichsfinanz-
reform ſtellen, dann darf ſie ſich nicht ſcheuen, offen
zu bekennen, daß die Finanzreformhetze ſich jetzt nicht nur
gegen den ſogenannten und angeblichen ſchwarz-blauen Block
richtet, ſondern gegen die Regierung ſelbſt, und in gewiſſen
Sinne gegen den Staat und ſeine Autorität. Un-
abläſſig muß ſie bemüht ſein, mit allen Mitteln das Volk
über die Wirkung der Reform aufzuklären, insbeſondere auch
darüber, daß die angeblich ſo verhaßten neuen indirekten
Steuern hätten kommen müſſen, auch wenn die Erbanfall-
ſteuer angenommen worden wäre.

Dieſer Schwindel würde aber ganz und gar nicht ziehen,
denn er wäre hohl und morſch und wird wohl ernſthaft auch
nicht verſucht werden. Das Reich brauchte nicht nur keine
neuen Lebensmittelſteuern, ſondern könnte ſchrittweiſe die
alten aufheben, wenn nur eben die Reichen durch eine ge
nügende Reichseinkommen, Vermögens und Erbſchaftsſteuer
zum Steuerzahlen gezwungen würden.

Das Agrarierblatt ſtellt nun aber ſeinerſeits Forderungen
für die kommende Reichstagswahl auf, die wohl als Grundlage
der gewünſchten Regierungswahlparole dienen ſollen. Da ſoll
ſich zunächſt die Regierung erklären über ihren guten Willen
zur „unbedingten Sparſamkeit“, da ſoll ſich die Regierung
über den neuen Zolltarif ausſprechen und wie es mit
den Vorbereitungen hierzu ſtehe. Schöne Worte des Reichs
kanzlers genügten nicht mehr. Man müſſe wiſſen, wie der
Reichskanzler über die notwendige Ausgeſtaltung (l) des
Tarifs und über den erforderlichen Ausbau des Schutz
zollſyſtems denke. Und endlich müſſe die Regierung erklären,
was ſie gegen die ſozialdemokratiſchen „unverſöhnlich
revolutionären Feinde des monarchiſchenStaates und ſeiner Ordnung“ zu unternehmen ge-
denke. Die Gefahr rücke unheimlich näher und es fehle an
rückſichtsloſer Entſchiedenheit zur Verteilung der Arbeits-
willigen. Klarheit ohne Winkelzüge ſei auch hier notwendig,
ohne Klarheit leine Sammlung, und kein Ende der Wirrnis.

Das iſt die Sprache der Verzweiflung. Nach den ſiegreichen
„nationalen“ Blockwahlen von 1907 pfiff man ganz anders.
Da hatte die nationale Sache endlich einmal triumphiert und
nun ſollte die Welt einmal ſehen, wie die Staatserhaltenden
das Volk beglücken würden. Das Volk hat es geſehen und
ſchickt ſich an, für den verbrecheriſchen Betrug Rache zu neh-
men. Zu dieſem entſchloſſenen Willen peitſchen es die Ver
hältniſſe, die durch keine „Wahlparole“ vertuſcht, geſchweige
denn geändert werden können. Das Beten um eine gute
Parole bleibt alſo unfruchtbar.

Regierung gegen Hanlabund.
Die Aufrufe zur Beitragsleiſtung für ſeinen Wahlfonds,

die der Hanſabund dieſer Tage erließ, haben das Miß
fallen des Herrn v. Bethmann Hollweg erregt. Sein Organ,
die Nordd. Allgem. Zeitung, wendet ſich gegen ſie in
einem ſehr ſcharfen Artikel, der um ſo bemerkenswerter iſt, als
er dazu beſtimmt ſein dürfte, einen allgemeinen Vorſtoß der
Rechten gegen den Hanſabund einzuleiten.

Das Kanzlerblatt wendet ſich Mit beſonders großer Ent
ſchiedenheit gegen einen Satz des Aufrufs an die Kaufleute
und Jnduſtriellen, in dem es heißt, daß jahraus, jahrein „ge
werbefeindliche, von Unverſtand oder Eigennust diktierte

Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung jeden einzelnen
Induſtriellen und jeden einzelnen Kaufmann entrechteten
und belaſteten“. Dieſen Satz nimmt es zum Ausgangs-
punkt der folgenden Betrachtungen:

Eine ſolche Sprache war bisher den ſtaatsfeind-
lichen Parteien vorbehalten, zu denen überzulaufen
der Hanſabund die bürgerlichen Kreiſe verhindern will. An
einer andern Stelle behauptet der Aufruf, daß die gegen
wärtige deutſche Wirtſchaftspolitik die Jntereſſen
von Gewerbe und Handel und Jnduſtrie in jedem Zweige
der Geſetzgebung und Verwaltung mißachte. Soweit uns
bekannt, waren bisher große und maßgebende
Kreiſe der deutſchen Jnduſtrie überzeugte An-
hänger unſerer Wirtſchaftspolitik, und wir können deshalb
nicht annehmen, daß dieſe Kreiſe mit einem ſolchen die
Wirtſchaftspolitik des Reiches in Bauſch und Bogen verdam-
menden Urteil einverſtanden ſein werden, obgleich es durch
das Präſidium des Hanſabundes und die Unterſchrift ſeines
Vorſitzenden gedeckt wird Der Hanſabund läuft Ge-
fahr, mit derartigen Methoden auch das Berechtigte in ſeinen
Beſtrebungen zu entwerten. Wenn er den Gewerbeſtand
ſammeln und deſſen Einfluß im Parlament ſtärken will, um
damit ein Gegengewicht gegen den Bund der Landwirte und
deſſen Agitation, die auch nicht immer frei von Uebertrei-
bungen iſt, zu ſchaffen, ſo werden ihm das ſelbſt agra
riſche Kreiſe nicht verübeln, vorausgeſetzt, daß es
ihm Ernſt damit bleibt, „eine gerechte, d. h. allen Erwerbs
ſtänden einſchließlich der Landwirtſchaft gerecht werdende
Wirtſchafts und Finanzpolitik zu erſtreben“ Es heißt
aber dieſem Ziele entgegenarbeiten, wenn die Elemente
der Verwirrung und Zwietracht, die in unſerem
politiſchen Leben ſchon übergenug tätig ſind, mit den Mitteln
vermehrt werden, deren ſich der Hanſabund jetzt bei ſeinen

Geldſaämiluhgen bedtent. Das zw tun, ſollte nicht ſein Ehr
geiz ſein und dürfte auch nicht im Sinne ſeiner
Gründer liegen.

Bekanntlich iſt der Zentralverband deutſcher
Jnduſtrieller körperſchaftliches Mitglied des Hanſabun
des, und ſein Vorſitzender, Landrat a. D. Rötger, iſt im Hanſa-
bund Stellvertreter des erſten Vorſitzenden, Geheimrat Rießer.
Herr Rießer repräſentiert die zu Freiſinn und Freihandel hin
neigende Großhandelswelt und Bankokratie, Herr Rötger das
ſcharfmacheriſch und ſchutzzöllneriſche Unternehmerkapital der
Schwerinduſtrie. Der Gegenſatz zwiſchen den beiden Intereſſen
gruppen iſt ſchon bei der Gründerverſammlung im Zirkus
Schumann zum Ausdruck gekommen, wo die ſcharfmacheriſchen
Ausführungen des Herrn Kirdorf ſtürmiſchen Widerſpruch
fanden. Jnzwiſchen iſt der Zentralverband, wie aus den be
rühmten Juliusturm- Verhandlungen bekannt iſt,
dazu übergegangen, einen eigenen Wahlfonds zu ſchaffen,
der zur Unterſtützung von Konſervativen, Freikonſervativen
und ſcharfmacheriſchen Rechts nationalliberalen beſtimmt iſt,
während der Wahlfonds des Hanſabundes vornehmlich dem
Kampfe gegen den konſervativen Bund der Landwirte dienen
ſoll (angeblich!).

Die Regierung iſt nun offenbar der Anſicht, daß es jetzt Zeit
ſei, den Keil in den Hanſabund zu treiben und den herrſchen-
den Zwieſpalt bis zur völligen Trennung der beiden ſtreiten-
den Jntereſſengruppen zu erweitern. Dieſer Verſuch entſpricht
völlig der ſonſtigen Taktik des Herrn v. Berhmann Holweg, die
darauf gerichtet iſt, zu den Reichstagswahlen einen konſervativ
klerikalſchutzzöllneriſch-ſcharfmacheriſchen Sammelblock gegen
die Sozialdemokratie zu ſchaffen. Der Freiſinn wird fallen
gelaſſen, er darf nicht „poſitiv mitarbeiten“, da ſonſt die Kon
ſervativen kopfſcheu werden könnten, den Nationalliberalen
ſoll aber der goldene Ring des Scharfmacherverbandes durch
die Naſe gezogen werden, damit ſie nach der Sammelmuſik der
Regierung tanzen. Darum muß das Ziel der Regierungspoli-
tik ſein: Trennung des Zentralverbands vom Hanſabund und
Verkoppelung der Nationalliberalen mit dem Zentralverband.

Das Berliner Organ der Scharfmacher, die Poſt, glaubt auch
ſchon den Krach im Hanſabund für die allernächſte Zu-
kunft in Ausſicht ſtellen zu dürfen. Es druckt die Ausführun-
gen der Nordd. Allgem. Zeitung ab, um dazu zu bemerken:

Eine ſo ſcharfe Zurückweiſung iſt dem Hanſabund bisher
noch nicht zuteil geworden. Sie wird jedenfalls nicht ohne
große Wirkung bleiben. Entweder wird in der Leitung
bald ein Wechſel eintreten müſſen, oder bedeutſame
Kreiſe, die der Hanſabund nicht entbehren kann, die aber
mit der Auffaſſung der Nordd. Allgem. Zeitung übereinſtim-
men, werden austreten. Eine glückliche Hand hat der
Hanſabund bei ſeinen Veröffentlichungen nur zu oft ver
miſſen laſſen.

Von dieſer Zukunftsalternative der Poſt iſt der erſte Teil
beſonders intereſſant. Würde wirklich der als möglich hinge
ſtellte Wechſel in der Leitung eintreten, ſo würden die klingen
den Spenden, die jetzt unter bombaſtiſchem Aufgebot liberaler
Redensarten geſammelt werden, zu guterletzt in ausgeſprochen
reaktionärem Sinne Verwendung finden, was objektiv auf
einen Mißbrauch anvertrauten Gutes hinaus-
laufen würde. Der Hanſabund iſt eine höchſt unſichere Firma
geworden wer ſein Geld zur Bekämpfung der klerikal-konſer
vativen Reaktion verwendet wiſſen will, darf es nicht zu
Rießer u. Ko. tragen!
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Politiſche (Ueberlicht.
Halle a. S., 17. Oktober 1910.

Wahlreformpläne?
Jn nationalliberalen Kreiſen iſt das Gerücht verbreitet wor-

den, daß dem Landtag in der nächſten Tagung eine neue Wahl-
rechtsvorlage unterbreitet werden ſoll. Dieſe Vorlage ſoll an-
geblich den plutokratiſchen Charakter des beſtehenden
Wahlrechts abſchwächen und das direkte und geheime
Wahlverfahren bringen.

Poſt und Deutſche Tageszeitung treten dieſem ohnehin recht
un wahrſcheinlich klingenden Gerücht entgegen, das mehr den
Wünſchen der Nationalliberalen als den intimſten Abſichten
des Reichskanzlers entſprechen ſoll. Dieſe intimſten Abſichten
des Reichskanzlers gehen nämlich dahin, das Wahlrecht zu
laſſen wie es iſt, und die Wahlrechtsbewegung ſanft einſchlafen
zu laſſen. Das preußiſche Reformſchiff wird erſt wieder in
Bewegung kommen, wenn ihm der Wahlrechtsſturm der
Maſſen kräftig in die Segel fährt.

Das Gerücht von der bevorſtehenden Einbringung einer neuen
Wahlrechtsvorlage iſt vermutlich durch einen mittlerweile ver-
öffentlichten Aufſatz des Preußiſchen Verwaltungsblattes zurück-
zuführen, in dem der Geh. Regierungsrat v. Wilmowski zu er-
mitteln verſucht, was die nächſte Vorlage der Regierung ent-
halten müſſe, wenn ſie Ausſicht auf Annahme haben ſolle.

Da dieſer Vorſchlag als grotesker Unſinn zu betrachten iſt,
ſo lohnt es nicht, darauf einzugehen.

Der Kutſcher als Gutsvorſteher.
Jn dem auch ſonſt äußerſt lehrreichen Greifswalder

Landratsprozeß (ſiehe auch den Artikel: König Land-
rat) iſt die Tatſache zur Sprache gekommen, daß in den öſt-
lichen Provinzen Preußens das wichtige Amt eines Gutsvor-
ſtehers mitunter an Perſonen der ſog. „niederen“ Volksklaſſen
übertragen werden. Der Verteidiger des angeklagten liberalen
Gutsbeſitzers Becker, der frühere Bürgermeiſter Dr. Schücking,
richtete nämlich an den Zeugen Landrat v. Maltzahn ſolgende
Frage:

Herr Zeuge, weshalb haben Sie Jhren Kutſcher ſowie
mehrere Vorarbeiter zu Gutsvorſtehern vorgeſchlagen
und auch beſtätigt?

Worauf der Landrat erwiderte:
Es iſt allerdings vorgekommen, daß ich derartige

Perſonen beſtätigte, aber es handelt ſich um Fälle, in
denen andere geeignete Perſonen nicht vorhanden waren.

Zum Verſtändnis dieſer Angelegenheit muß bemerkt wer-
den, daß der ſog. Gutsvorſteher in den öſtlichen Provinzen
Preußens nicht Vorſteher eines land wirtſchaftlichen Gutes
ſondern politiſcher Verwaltungsbeamter eines
ſog. Gutsbezirks iſt. der in vielen Fällen die Stelle einer
Landgemeinde vertrirt. Der Gutsvorſteher, deſſen Stellung
auf die alte feudale Gutsherrſchaft zurückzuführen iſt, waltet
in ſeinem Amtsbezirk wie ein kleiner Herrgott und iſt ſogar
berechtigt, über ſeine „Untertanen“, d. h. ſämtliche Einwohner
ſeines Bezirks Geld und Haftſtrafen zu verhängen.
Solche kleine Herrgötter, die in ihrem Kreis die ganze Autori-
tät der ſchneidigen preußiſchen Staatsgewalt repräſentieren,
gibt es nicht weniger als rund 16 000 und etwa zwei
Millionen preußiſcher Staatsbürger ſind ihnen untertan.

Wenn nun der hochfeudale Herr Landrat v. Maltzahn, ein
Mann, der grundſätzlich Kreisangeſeſſene mißliebiger Ge
ſinnung in ſeinem Bureau nicht empfängt, „derartige Per-
ſonen“, wie Kutſcher und Vorarbeiter zur Uebernahme des ver
antwortungsvollen Poſtens eines Gutsvorſtehers für befähigt
hält, ſo übertrifft er an „Gleichmacherei“ ſogar
die Sozialdemokratie. Die Sozialdemokratie hält
natürlich auch Kutſcher und „derartige Perſonen“ für geeig-
net, in Staatsämter gewählt zu werden, aber ſie knüpft daran
die Bedingung, daß dieſe Perſonen etwas gelernt haben
und daß ſie ſelbſtändige, charakterfeſfte Männer ſind. Ge-
ſinnungsloſe, unwiſſende Lakaien kann ſie nicht brauchen. Sie
will die Herrſchaft der Tüchtigſten und Beſten ohne Unter-
ſchied der Geburt. Herr v. Maltzahn aber iſt als Landrat und
Junker zum Herren geboren, ihm iſt erlaubt, was ihm
gefällt. Er kann ſeine Kreisuntertanen auch von ſeinem
Kutſcher regieren laſſen. So wird der Peitſchenſtock der Land
ratskutſche zum Sinnbild des preußiſchen Rechtsſtaats!

Weiße Raben im Polizeiſtaat.
Jn Hamm i. Weſtfalen werden in jüngſter Zeit von Obrig-

keitsperſonen Anſichten produziert, die dem preußiſchen Poli-
zeiſtaat geradezu ins Geſicht ſchlagen. Zuerſt war es der Ober-
landesgerichtspräſident Holtgraven, der in einer Rede äußerte:

„Wir klagen zuviel an!“ Jegt iſt es der Ober
bürgermeiſter von Hamm, der vernünftige Anſichten be-
konzmen hat. Jm Stadtverordneten-Kollegium frug ein Stadt-
vater, was der Polizeichef gegen die „Unſitte des Abbrennens
von Kartoffelfeuer im Weichbilde der Stadt“ zu unternehmen
gedenke. Darauf nahm ſofort der Oberbürgermeiſter das
Wort und erklärte kurz und bündig, der Magiſtrat habe
keine Luſt, allzu viel Polizeiverordnungen
zu erlaſſen. Jede Polizeiverordnung, die nicht unbedingt
notwendig wäre, ſei vom Uebel. Wir greifen ſchon viel zu viel
durch Polizeiverordnungen ins tägliche Leben ein! Man müſſe
verſuchen, auf gütliche Weiſe, durch Belehrung oder ſonſtwie,
auf die Bevölkerung einzuwirken.

Die Stadtverordneten zollten ihrem Oberhaupte Beifall. Jm
ſchwarzen Polizeiſtaat Preußen ſteht dieſer weiße Rabe aber
völlig allein. Und man vergeſſe nicht: es handelte ſich hier nur
um Kartoffelfeuerchen! Jn bezug auf Unterdrückuig
der Arbeiterbewegung iſt das Polizeiſyſtem in Hamm
natürlich genau ſo preußiſch wie anderswo.

Der Schutzmannsſäbel gegen Geiſteskranke!
Nach einer Meldung des Poligzeiberichts verurſachte ein geiſtes-

kranker Arbeiter im Oſten Berlins dadurch einen Auflauf, daß
er mit einem Frauenhut und einer Frauenſchürze bekleidet,
über die Straße lief. Auf Wunſch des Schutzmanns begab er
ſich in ſeine Wohnung, hielt ſein 112jähriges Kind zum Fenſter
hinaus und drohte es hinunterfallen zu laſſen. Darauf würde
er von drei Schubleuten zur Wache gebracht, ſetzte aber den
Beamten auf dem Wege und auf der Wache ſo heftigen Wider-
ſtand entgegen, daß zwei Beamte ihre Säbel ge-
brauchten. Der Geiſleskranke wurde, an beiden Händen
durch Säbelhiebe verletzt, in die Jrrenanſtalt eingeliefert, die
Beamten ſollen durch Biſſe und Fußtritte beſchädigt ſein.
Dieſer Vorfall beweiſt abermals, daß Perſonen als Schutzleute
verwendet werden, die zu dieſem Amt untauglich ſind. Drei
Beamte müſſen doch vereint ſo viel Körperkräfte und Geſchick-
lichkeit aufbringen, um einen tobenden Kranken überwälkigen
zu können, ohne ihn mit dem Säbel niederzuſchlagen. Sie
müſſen aber auch ſo viel Geiſtesgegenwart und Ueberlegung
beſitzen, um zu wiſſen, daß der Anblick blanker Schutzmanns-
klingen auf Geiſteskranke nicht beruhigend wirkt. Aber der
Säbel iſt nun einmal in Preußen das Allheilmittel!

Feueralarm gegen die rote Flut.
Jm außerſten Winkel des Wahlkreiſes Liegnitz-Goldberg-

Haynau, in Prohſthain. war für den letzten Sonntag die erſte
ſozialdemotratiſche Volksverſammlung unter freiſem Himmel
anberaumt. Da natürlich keine Gefahr für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung vorlag, mußte der Amtsvorſteher die
Genehmigung hierzu ſchweren Herzens erteilen. Aber der
Amtsvorſteher hatte noch andere Mittel, um die Verſammlung
illuſoriſch zu machen. Zwei Tage vor der Verſammlung wurde
der Einwohnerſchaft von Probſthain bekannt gemacht, daß in
den nächſten Tagen ein blinder Feueralarm erfolgen
werde. Unſere Genoſſen im Dorfe wußten ganz genau, zu
welcher Zeit der Alarm erfolgen ſollte. Der Referent hatte
gerade einige Zeit über Fürſtengehälter und neue Steuern unter
dem lebhaften Beifall der verſammelten Einwohner geſprochen,
als die Alarmſignale zum Feuer erſchollen. Der Zweck des
Alarms, die Verſammlungsbeſucher nach dem „Brandherde“
zu locken, war aber verfehlt, denn diejenigen, die wußten, daß
der Feueralarm zur Stunde der Verſammlung erfolgen würde,
hatten ſchon vorher die Verſammlungsbeſucher damit bekannt
gemacht. Trotz der Alarmſignale blieben die Landbewohner in
der Verſammlung und gingen nicht eher, bis der Referent ſeine
Ausführungen beendet hatte.

Die rote Glut blieb ungelöſcht.

Deutſches Reich.
Ein grauenhaftes Elendsbild. Ein furchtbarer Fall, durch

den die herrſchende Teuerung und Fleiſchnot beſonders
charakteriſiert wird, ereignete ſich in Eving bei Dortmund. Es

war dort eine Kuh krepiert und auf polizeiliche Anordnung
vergraben worden. Jn der folgenden Nacht iſt nun die ver
reckte Kuh wieder ausgegraben und verſchleppt worden.
Polizeiliche Ermittelungen haben ergeben, daß Einwohner der
Gemeinde Altendamm die Kuh ausgegraben und das Fleiſch
unter ſich verteilt haben. Der größte Teil des Fleiſches
war bereits verzehrt. Die preußiſche Regierung be-
hauptet natürlich immer noch, daß keine Fleiſchnot und kein

Elend exiſtiere.
Zur Bekämpfung der Schundliteratur beantragte der

Hamburger Senat bei der Reichsregierung die Aufnahme von
Beſtimmungen in die Reichsgewerbeordnung, wodurch Schau
fen ſt er von Schundliteratur, beſonders von Kriminalromanen
ſchlechter Art, freigehalten werden ſollen. Wer beſtimmt aber,
was Schundliteratur iſt? Der Schutzmann oder der Kon-
ſiſtorialrat?

Aus dem politiſchen Sumpfe. Die Freiſinnige Zeitung
teilt mit, daß die Konſer vativen im Wahlkreiſe Frank-
furt-Lebus vor der Nachwahl an die Freiſinnigen mit
dem Vorſchlage herangetreten ſind, geme.in ſchaftlich
gegendie Nationalliberalen vorzugehen. Dies wurde
abgelehnt. Allein die Konſervativen wollten unbedingt Ge-
ſchäfte machen, und ſo haben ſie bei der Stichwahl bekanntlich
zuerſt von den Nationalliberalen für die Wahlhilfe die Ab-
tretung eines Landtagsmandates verlangt. Dieſe Bedingung
iſt ſchließlich allerdings öffentlich fallen gelaſſen worden, an
ſcheinend beſtanden aber insgeheim doch gewiſſe Zuſicherungen,
denn eine gemeinſchaftliche Sitzung der Nationalliberalen und
Freiſinnigen hat ſich mit der Angelegenheit befaßt und be
ſchloſſen, den Konſervativen kein Landtagsmandat abzutreten.
Von Jntereſſe iſt es jedenfalls, zu hören, daß die Konſervativen
mit dem Freiſinn zuſammengehen wollten, mit demſelben Frei-
ſinn, den die Kreuzzeitung nicht ſchlecht genug machen kann
Geſchäft iſt aber Geſchäft.

„Jetzt werde ich Sozialdemokrat!“ Aus Düſſeldorf wird
gemeldet: Der Unteroffizier Henz von der 5. Kompagnie des
Jnfanterieregiments 53 in Kalk hatte, weil ihm der Urlaub
verweigert worden war, die Aeußerung getan: „Fetzt bin ich
noch kein Sozialdemokrat, aber ich kann noch einer wer-
den.“ Das Oberkriegsgericht verurteilte den Unteroffizier
zu 7 Wochen Gefängnis und zur Degradation.

Vielleicht beſchleunigt das Urteil den Entwicklungsgang
zum Sogzialdemokraten!

Folgen der Moabiter Polizeiſchlachten. Jnfolge der
Moabiter Unruhen ſind bei dem Magiſtrat Berlin 102 Schaden-
erſatzanſpriüche angemeldet worden. Von dieſen Anträgen ſind
15 ſogleich abgewieſen worden, weil ſie in dem Tumultgeſetz
vom März 1850, welches nur einen Erſatzanſpruch wegen
Beſchädigung des Eigentums oder Verletzung von
ſonen gewährt, keine Begründung fanden. Es handelte ſich um
Anſprüche findiger Hausagrarier, die behaupteten, wegen der
Unruhen ihre leerſtehenden Wohnungen ſchwerer vermieten zu
können. Jn den anderen Sachen ſind die zur Feſtſtellung des
Tatbeſtandes erforderlichen Ermittelungen angeordnet worden.

Demokratiſche Wahlvorbereitungen. Vorſtand und Aus
ſchuß der Demokratiſchen Vereinigung“ haben in einer dieſer
Tage ſtattgehabten Sitzung beſchloſſen, bei den kommenden
Reichstagswahlen zunächſt in folgenden vier Kreiſen eigene
Kandidaten aufzuſtellen: Berlin I. Marburg, Deſſau
und Jſerlohn. Marburg iſt zurzeit antiſemitiſch, die drei
anderen Kreiſe ſind freiſinniger vertreten. Die freiſinnigen
„Fortſchrittler“ toben nicht ſchlecht, daß ihnen ihre früheren
Geſinnungsgenoſſen auf den Ferſen ſind.

OeſterreichUngarn.
Der Bauernaufftand in Bosnien.

Die durch eine ſchrankenloſe Ausbeutung durch die Grundherren
und andere ſie ſchwer bedrückende Laſten zur Verzweiflung getrie-
benen bosniſchen Bauern gehen. jetzt entſchloſſen gegen ihre Peio
niger vor. So meldet die Wiener Reichspoſt aus Sarajewo:
Die Bewegung unter den ſerbiſchen Bauern nimmt einen gefähr-
lichen Charakter an. Bis jetzt begnügten ſie ſich mit Demon
ſtrationszügen, wo ſie in Haufen von mehreren Tauſenden von
Ort zu Ort zogen und die Bewohner aufforderten, den Pachtzins
an die mohammedaniſchen Gutsbeſitzer zu verweigern. Nun

(Nachdr. verb.o Kraft.Roman von Fritz Mauthner.
m Sechſtes Kapitel.
Am nächſten Tag machte ſich van Tenius von den übrigen

Berufsgeſchäften zumeiſt frei, um ſich vor allem die Verteidi-
gung des Polen zu ſichern.

Er begab ſich ins Kriminalgericht und erfuhr hier bald, daß
die Unterſuchung im Falle von Weſtend wirklich von einem
ſeiner näheren Bekannten geführt würde, dem Landrichter
Doktor Zierrot. Der war ein tüchtiger Juriſt, eifrig in ſeiner

r als etwas eigenſinnig bekannt. Van Tenius hatte
r ein halbes Jahr lang am ſelben Tiſch zu Mittag ge-
geſſen. Sie hatten über Politik und das künftige Zivilrecht faſt
täglich mit einander geſtritten, aus dieſem Gegenſatz aber hatteich perſönlich ein gutes Verhältnis entwickelt. Van Tenius ließ

ſich bei ihm zu früher Stunde melden und wurde herzlich
empfangen.

„Van Tenius! Sie waren geſtern bei mir? Wollen Sie
revozieren? Sind Sie endlich bereit, die Eheſcheidung zu er-
ſchweren

Doktor Zierrot knüpfte im Scherz und um ſein gutes Gedächt
nis zu beweiſen, dort an, wo ihr Geſpräch vor bald zwei Jahren
vei ihrer letzten Unterhaltung unterbrochen worden war.

„Jm Gegenteil, lieber Kollege,“ ſagte van Tenius, „ich bin
nach wie vor der Meinung, daß die Ehe im Jntereſſe der Ehe
leichter lösbar ſein ſollte. Aber deshalb bin ich eigentlich nicht
hergekommen.“

Und ganz unbefangen ſprach er den Wunſch aus, in dem
großen Mordprozeß die Verteidigung zu führen. Doktor Zier-
rot habe ja wohl die Unterſuchung zu führen, und da habe der
Rechtsanwalt es für das Richtigſte gehalten, gerade mit ihm
zuerſt zu ſprechen.

„Das iſt ſo korrekt, daß es faſt inkorrekt iſt,“ rief Dr. Zierrot
lachend. „Jhre Herren Kollegen deichſeln das ganz anders,
wenn ſie ſich ſo einen Kapitalverbrecher langen wollen.“

„Jch kenne die Technik wahrhaftig nicht. Jch habe mich noch
nie um eine Verteidigung beworben.“

„Weiß man, Herr Dr. Cato. Aber jetzt ſind Sie auf dem
Scheidewege, was? Sind Sie verlobt? Kandidat für
Scheidungsſachen, nach Jhrer Theorie? Na, dann werden Sie
ſchon bald ſo ein Mammonsfknecht werden wie die andern.“

Van Tenius ſchien heute keinen Spaß verſtehen zu wollen.
„Sie glauben das wohl ſelber nicht, daß ich von Twardki viel

Honorar erwarte. Ich will ihn auch ausdrücklich wiſſen laſſen,
daß ich ihn unentgeltlich verteidigen möchte.“

„Sehr ſchön. Aber ich muß Jhnen nur was ſagen, van
Tenius. Viel Ehre wird bei der Sache auch nicht zu holen ſein.

Der Kerl wird heute oder morgen ein Geſtändnis ablegen und
dann, Sie wiſſen ja, dann bleiben Jhnen nur noch die berühmten
mildernden Umſtände übrig.“

„Jch möchte den Mann dennoch verteidigen und bitte SieSt. Es freut mich nämlich über alle Maßen. Sie haben
bis jetzt faſt nur Majeſtätsbeleidiger, ſtreikende Arbeiter und
ſozialiſtiſche Redakteure verteidigt. Es iſt mir wirklich lieb,
daß Sie zu den Mördern übergehen. Noch eins. Jch werde
Jhnen für die nächſten acht Tage nicht geſtatten können, mit
dem Angeklagten allein zu ſprechen.“„Wie Eie efehlen, lieber Kollege.“

„Na dann können Sie die Sache gleich beſorgen. Proviſion
verlange ich nicht. Jch werde einen unſerer höhern Ceberuſſe
rufen. Der wird die diplomatiſche Verhandlung zwiſchen Jhnen
und Twardki leiten. Und wenn Jhnen niemand zuvorgekommen
iſt, ſo ſind Sie in fünf Minuten am Ziel. Sehe ich Sie nachher
noch?“

Und Dr. Zierrot klingelte.
„Wenn ich nicht ſtöre
„Sei'n Sie kein Froſch!“
Ein Diener trat herein und der Unterſuchungsrichter gab ihm

den Auftrag, den Herrn Rechtsanwalt zu dem und dem Gefäng-
nisbeamten zu führen.

„Auf Wiederſehn alſo!“
Durch einen langen hallenden Korridor gelangte van Tenius

in ein kleines Zimmer, in dem es nach Roſen und altem Leder
roch. Der Beamte war anweſend und ſogleich bereit, den Ange-
klagten Twardki aufzuſuchen und ihn zu veranlaſſen, daß er den
berühmten Verteidiger van Tenius wählte.

Nach wenigen Minuten kehrte er zurück. Alles ſei in Ord-
nung. Wenn der Herr Rechtsanwalt wünſche Aber allein
dürfe er den Polen nicht ſprechen.

Van Tenius folgte dem Beamten. Der blieb endlich vor einer
der vielen Türen ſtehen und ließ den Rechtsanwalt durch ein
Guckloch hindurchblicken. Jn der kleinen, ſaubern Zelle ſaß am
Tiſchchen ein unterſetzter Mann von höchſtens fünfundzwanzig
Jahren, mit einem freundlichen aber brutalen Geſicht. Er hatte
einen ſtarken rötlichen Schurrbart, übrigens ſo dichte Bart-
ſtoppeln, daß man kaum hätte ſagen können, ob er unraſiert
war, oder einen ganz kurzen Vollbart trug. Er hatte über ein
dickes Wollhemd ein rotgeblümtes Halstuch geſchlungen und
eine ziemlich ſaubere dunkle Jacke angezogen. Die abgetragenen
Leinwandhoſen ſtaten in hohen ſchmutzigen Waſſerſtiefeln.

Der Beamte trat mit dem Rechtsanwalt ein. Der Pole erhob
ſich höflich und wurde ganz verlegen bei ſeinem Bemühen, un-
ſchuldig und unbefangen auszuſehen.

„Hier; Twardki, das iſt der Herr, der die Mohrenwäſche an
Jhnen verſuchen will. Machen Sie's ihm und ſich leichter und
geſtehen Sie gleich alles. Wahrhaftig, es wird Jhnen gut tun.“

Der Pole ſchielte von einem zum andern, und ſagte mit
harter Ausſprache aber ſonſt in gutem Deutſch:

„Jch bin's nicht geweſen, gnädiger Herr. Wirklich nicht. Es
wird ſchon herauskommen.“

„Seien Sie vernünftig, Twardki, ſagen Sie doch die Wahr
heit. Es wird Sie niemand beißen. Haben Sie's allein getan,
oder haben Sie nur mit geholfen?“

„Jch bin's nicht geweſen, gnädiger Herr.
Jhnen. Jeſus, Maria und Joſeph, ich
nicht. Jch bin's nicht geweſen und habe mir nicht helfen laſſen,
und habe nicht geholfen.“

„Twardki, ſeien Sie nicht ſo verſtockt. Sie wollen dieſe Uhr
wirklich zufällig gefunden haben
i „Gefunden,“ ſagte der Pole und fügte wie etwas Eingelerntes

inzu:in der Nacht vom Sonntag auf Montag nach Mitternacht.“
Van Tenius unterbrach den Beamten, der das Geſpräch noch

weiter führen wollte.
„Darf ich vielleicht bitten
„Hören Sie, Twardki, Sie haben alſo mehr Glück als Ver

ſtand. Hier iſt der Herr Rechtsanwalt van Tenius und wenn
Sie ihm was zu ſagen haben, ſo tun Sie ſich keinen Zwang an.“

Der Pole blickte ſcheu nach dem Beamten, dann prüfte er
einige Zeit den Rechtsanwalt mit ſeinen kleinen Augen und
ſagte endlich:

„Als wie ſo ein Advokat? Muß ich ſo einen haben
„Es wäre gut für Sie.“
„Und warum will der gnädige Herr mich haben? Jch bin

kein reicher Mann oder ſo ein Graf, der ſich Advokaten kann
zahlen.“

„Jch verteidige Sie gern unentgeltlich.“
„Das iſt umſonſt, nicht wahr fragte Twardki den Beamten

und fügte hinzu:
„Gnädiger Herr, man hört ſo viel. Können Sie dem Herrn

Advokaten nicht ſagen, daß er mir das vor Jhnen aufſchreibt,
das mit umſonſt

Die beiden Herren lachten, und der Beamte verſicherte dem
Angeklagten, ein mündliches Verſprechen vor Gericht ſei ſo viel
wie ſonſt ein ſchriftliches.

„Na denn iſt gut. Wenn Sie alſo wollen, ſo können Sie mich
verteidigen. Und das ſage ich Jhnen, Herr Advokat, Sie werden
Ehre mit mir einlegen, Sie werden noch froh ſein. Jch muß
freikommen.“

Van Tenius gab dem Polen ſein Wort, daß er an ſeine Un
ſchuld glaube; er ließ ſich noch einige Angaben über die Woh-
nung und die Freunde Twardkis machen. Vielleicht ſei ein
Alibibeweis zu führen.

„Allibieh iſt immer das beſte,“ ſagte der Pole, kratzte ſich aber
dabei den Kopf wie ein ſorgenvoller Affe. „Weil ich nämlich:
die Nacht fort war.“
Als Wohnung beſchrieb er eine der Erdhöhlen hinter Halen-
ſee, in denen die polniſchen Erdarbeiter hauſten.

Fortſetzung folgt.

Jch ſchwöre es
in doch kein Mörder

„Neben der Straße von Friedenau nach Wilmersdorf
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kommt es aber ſchon zu Bluttaten. So erſchlugen in Cazin die
Bauern einen reichen Gutsbeſitzer mit Holzknütteln, desgleichen
in Poſavina den Gutsbeſitzer Bagdalyo. Der Staat weiß natur
lich auch hier wieder kein anderes Mittel zur Abhilfe der elenden
und verzweifelten Lage der geknechteten Bauern anzuwenden, als
Militär aufzubieten.

Frankreich.
Regierung und Lebensmittelteuerung.

Der Miniſterpräſident Briand hatte in ſeiner Eigenſchaft als
interimiſtiſcher Ackerbauminiſter mit dem Direktor für Ackerbau
eine Beſprechung wegen der Lebensmittelteuerung. Briand
bereitet einen Erlaß vor, der die Einführung amerikaniſcher
Kartoffeln geſtattet, aber lediglich ſolcher, die zur Nahrung
dienen, und unterzeichnete bereits einen Erlaß, durch den die Ein
fuhr von Rindvieh aus Marokko geſtattet wird. Bezüglich
des Getreides beſſert ſich die Lage. Die Preiſe ſind gefallen,
die Ernte wird als gut bezeichnet.

Die preußiſchdeutſche Regierung Bethmann Hollwegs gibt ſich
natürlich mit ſolchen Kleinigkeiten gar nicht erſt ab ihre Freunde,
die Großagrarier, machen ja die beſten Geſchäfte bei einer Lebens
mittelteuerung.

Monaco.
Eine unblutige Revolution

iſt in dem Miniaturländchen vor ſich gegangen. Die Monegaſſen
forderten von dem Spielhöllen-Fürſten mehr Freiheiten, ſo u. a.
kommunale Autonomie, Gründung eines Staatsſchatzes
und innere Verwaltung durch gewählte Monegaſſen. Da
dem Fürſten begreiflich gemacht wurde, daß man dieſe Forderungen
mit allen Mitteln durchzuſetzen verſuchen werde, bequemte er ſich
dazu, ſie und noch einige andere zu erfüllen. Den unbeliebten
General-Gonverneur und den Generalſekretär mußte er für unbe-
ſtimmte Zeit auf Urlaub ſchicken.

Aultralien.
Die Wahlen in Neu-Südwales

brachten der Arbeiterpartei einen ſchönen Sieg. Es wurden
4 Anhänger der Arbeiterpartei und 44 Liberale ge-
wahlt.

Aus der Partei.
Wahlrecht und Dreiklaſſenparlament. Herausgegeben

von der Landes kommiſſion der preußiſchen
Sozialdemokratie Verlag Buchhandlung Vorwärts,
Berlin SW 6s8, Preis 1,50 Mk.

Die Wichtigkeit des Jnhalts wird am beſten der Abdruck der
Kapitelüberſchriften dartun:

1. Die Entwicklung des Dreiklaſſenwahlſyſtems. 2. Die
Wahlrechtsvorlage des Miniſteriums Bethmann Hollweg.

Die erſte Leſung im Plenum des Abgeordnetenhauſes.
4. Die Wahlrechtsvorlage in der Kommiſſion des Abgeordneten-
hauſes. 5. Die zweite Leſung im Plenum des Abgeordneten-
hauſes. 6. Die dritte Leſung und die nochmalige Abſtimmung.

7. die Vorlage im Herrenhauſe. 8. Die Verſcharrung des
Wechſelbalges. 9. Schlußwort.

Für jeden Politiker iſt die Schrift unentbehrlich. Zu beziehen
durch alle Buchhandlungen.

Aus der Schweiz.

Die einheitliche Organiſation der ſozial-
demokratiſchen Partei an Stelle der jetzt noch beſtehen-
den Zweiteilung in Parteiorganiſation und Grütliverein
iſt vom Parteitag des Kantons Bern im Einvernehmen
mit dem Kantonalverband der Grütlivereine beim bevorſtehen-
den Parteitag der Geſamtpartei be antragt worden. Der
1838 in Genf von Deutſchſchweizern gegründete Grütliverein
war urſprünglich ein kleinbürgerlicher national-demokratiſcher
Verband, der anfangs der fünfziger Jahre manche behördliche
Verfolgungen zu erdulden hatte. Allmählich wandte er ſich dem
Sozialismus zu, nahm 1878 das ſozialdemokratiſche Programm
an, behielt aber dabei ein eigenes Programm und eine national
gefärbte beſondere Organiſation bei. Er bildet heute einen
Beſtandteil der Partei, der namentlich die körperliche Aus-
bildung, Geſang u. ä. pflegt und zwei Zeitungen in Zürich und
der franzöſiſchen Schweiz herausgibt. Jn der Buchhand-
lung des Grütlivereins in Zürich erſcheinen faſt alle Partei-
ſchriften. Doch iſt bisher die Vereinsorganiſation und das Ver-
mögen von den allgemeinen Parteieinrichtungen noch getrennt.

König Landrat.
Der politiſche Prozeß der Landobrigkeir.

Jn der Fortſetzung der Verhandlung im Greifswalder Pro-
zeß kommt noch einmal der Tiergarten des Landrats zur
Sprache. Landrat v. Maltzahn bleibt dabei, daß er die Er-
richtung dieſes Tiergartens bloß „im Jntereſſe des Kreiſes“
angeregt habe. Daß er ein Lokal, in dem bisher die Kontroll
verſammlungen ſtattgefunden hatten, für „ungeeignet“ erklärt
habe, gab er zu, doch beſtritt er, dabei aus politiſchen Grün-
den gehandelt zu haben. Das Lokal ſei nur deshalb für unge-
eignet erkannt, weil es „zu dunkel war. Ueber die Dunkel-
heit des Lokals ließ ſich auch der Bezirkskommandeur, Oberſt-
leutnant Liegner, aus. Allerdings mußte er zugeben, daß ihm
der Landrat mitgeteilt hat, daß der Wirt dieſes „dunklen Lo-
kals“ liveral ſei. (1) Jn einem weiteren Falle wurde feſt-
geſtellt, daß der Landrat als Ehrenmitglied der Schützengilde
verlangte, daß ein Mitglied namens Nehes aus der Gilde ent-
fernt werden müſſe, weil er ſein Lokal den Sozialdemokraten
und den Gewerkſchaften zur Verfügung ſtelle. Als königlicher
Beamter und Reſerveoffizier habe er nicht Mitglied einer Ge-
ſellſchaft ſein können, in der ein ſolcher Mann Mitglied wäre.
Als ſpäter der Wirt Nehes verſprochen hatte, ſein Lokal zu
ſolchen Verſammlungen nicht wieder herzugeben, wurde er
wieder als Mitglied in die Schützengilde aufgeninmen. Später
kam dann das Kaiſer-Geburtstagseſſen zur Sprache, das nach
einem andern Lokale verlegt wurde, weil im früheren Lokale
liberale Verſammlungen ſtattgefunden haben. Der Landrat
erklärte, daß er ſich weigere, in einem Saal ein „Kaiſerhoch“
auszubringen, in welchem eine Verbrüderung zwiſchen Liberg
len und Sozialdemokraten ſtattgefunden habe. Der Landrat
erklärte dann weiter, daß er es ablehne, Sozialdemo-
kraten in ſeinem Bureau zu empfangen. Daß er
gegen liberale Blätter agitiert habe, beſtritt der Landrat, nur
mußte er zugeben, daß er in einem ſolchen Falle ſich bei dem
Wirte danach erkundigt habe, weshalb er ein liberales Blatt
halte.

Am vierten Verhandlungstage brachte die Zeugenvernehmung
wieder zahlreiche Belege für die politiſche Tätigkeit der preu
ßiſchen Landräte. Daß Lokale boykottiert werden, in
denen liberale und ſozialdemokratiſche Verſammlungen ſtatt

finden, ſteht wohl nun abſolut feſt. Ebenſo, daß Leute ver
folgt werden, die im Verdacht ſtehen, liberal zu ſein, oder
deren Namen den Verdacht jüdiſcher Abſtammung aufkommen
läßt. Die Frau des verſtorbenen Tierarztes Arnheim be-
kundet als Zeugin: ihr verſtorbener Mann ſei vom Landrat
vielfach durch Nadelſtichpolitik geärgert worden. Jhr Mann
ſei nicht politiſch tätig geweſen, wählte ſtets konſervativ. Daß
ihr Schwiegervater, ein 80jähriger Mann, Vorſtand
eines liberalen Vereins geweſen, habe der Landrat ihrem
Manne vorgehalten. Der Landrat habe auch bei ihrem Mann,
als er ihn engagieren wollte, ſchriftlich angefragt, ob er Jude
ſei, da der Name Arnheim jüdiſch klinge.

Verleger und Redakteure des Kreisblattes geben als Zeugen
an, daß der Landrat nur über den amtlichen Teil des Kreis-
blattes verfüge. Der frühere Beſitzer des Kreisblattes, Klei-
nowski, muß aber zugeſtehen, daß der Landrat ihn bei Ab-
faſſung eines beleidigenden Artikels gegen einen liberalen Dr.
Wentorp behilflich geweſen iſt. Die Kreisblätter nahmen
Wahlverſammlungsan zeigen von liberaler und ſozialdemokra-
tiſcher Seite nicht auf, weil ſie fürchteten, daß ihnen der Ver
trag mit der Regierung gekündigt werde. Zeuge Dr. Wentorp,
Rittergutsbeſitzer, ſagt aus, er habe eine Genoſſenſchaft zur Er-
richtung eines Elektrizitätswerks gründen wollen. Dieſe
Gründung ſoll der Landrat auch aus politiſchen Gründen hinter-
trieben haben. Tatſachen weiß der Zeuge nicht anzuführen, er
hat nur den Eindruck, daß das Unternehmen durch Maßnahmen
des Landrats zum Scheitern gebracht wurde. Die Verteidigung
will hierfür noch weitere Zeugen ins Feld führen.

Daß der Landrat ſeinen Kutſcher und eine Anzahl
beſtrafter Perſonen als Gutsvorſteher beſtätigte, während er
die Beſtätigung ſolchen Männern verſagte, die im Verdachte
oppoſitioneller Geſinnung ſtanden, gibt er zu. Nur macht er
für ſeine Auswahl der Gutsvorſteher den Mangel an geeigneten
Perſonen geltend. (Siehe auch Politiſche Ueberſicht.)

Gewerklchaftiiches.
Die Einigung im Werftarbeiterkampfe.

Die Sitzung der Gruppe Deutſcher Seeſchiffswerften, die Sonn-
abend ſtattfand, hat den Freitag von den Arbeitervertretern be-
antragten Anderungen über die Einſtellungsbedingungen und
Akkordüberſchußſicherung zugeſtimmt. Die nunmehr gegenſeitig
vereinbarten Beſtimmungen lauten:

Die Wiederaufnahme aller an dem Streik und der Ausſperrung
beteiligten Arbeiter erfolgt an einem noch feſtzuſetzenden Tage.

Den auswärts befindlichen Arbeitern ſoll es geſtattet ſein, ſich
innerhalb einer Woche von dem noch feſtzuſetzenden Tage an durch
mündliche oder ſchriftliche Meldung für Wiederannahme vermerken
zu laſſen.

Wer ſich innerhalb dieſer Zeit nicht gemeldet hat, geht der
direkten Annahme durch ſeinen früheren Unternehmer verluſtig
und hat ſich an den Arbeitsnachweis zu wenden. Die rechtzeitig
angemeldeten Arbeiter werden auf ihren früheren Arbeitsſtellen,
ſoweit es die Betriebsverhältniſſe geſtatten, ohne Benutzung des
Arbeitsnachweiſes bis Ende Oktober ſämtlich wieder eingeſtellt,
und zwar beabſichtigen die Werften, das in drei bis vier Tagen
von dem noch feſtzuſetzenden Tage an auszuführen.

Die rechtzeitig angemeldeten Arbeiter werden die Werften ohne
irgendwelches Präjudiz (einmalige Ausnahme für dieſen Fall) in
die alten Akkorde eintreten laſſen und ihnen die in Frage ſtehenden
Akkordüberſchüſſe nach Fertigſtellung der betreffenden Akkorde
auszahlen.

Falls angefangene Akkorde in der Zwiſchenzeit durch andere
Arbeitskräfte fertiggeſtellt ſein ſollten, ſoll den wieder angenommenen
Arbeitern der ſich ergebende Ueberverdienſt nach Maßgabe derjenigen
Zeit ausgezahlt werden, während welcher ſie an dieſen Akkorden
tätig geweſen ſind.

Das gleiche Recht ſollen dieienigen Arbeiter erhalten, welche bei
Wiedereröffnung der Betriebe in Rückſicht auf die Betriebsverhält-
niſſe in ihre frühere Arbeitsſtelle nicht wieder eingeſtellt werden
können.

Solange als eine Werft ihre ſtreikenden oder ausgeſperrten
Arbeiter noch nicht in allen Kategorien ſämtlich wieder eingeſtellt
hat, wird ſie bei einer Kategorie, in welcher noch nicht alle Arbeiter
wieder eingeſtellt ſind, nicht andere Arbeiter durch den Arbeits
nachweis einſtellen. Dieſe Zuſage erliſcht mit dem 15. Nov. 1910.

Bei Wiederaufnahme der Arbeiter wollen die Werften ſich mit
einer dazu von den Arbeitern gewählten Kommiſſion in Verbindung
ſetzen, wegen leichterer Durchführung der Wiederaufnahme der
Arbeit durch die verſchiedenen Arbeiter.

Hamburg, den 14. Oktober 1910.
Gezeichnet: E. Garvens. Alexander Schlicke.

Die Werftdirektion in Roſtock hat durch Anſchlag an den
Fabriktoren bekannt gemacht, daß ſie, weil ſie noch nicht im Beſitz
des Schlußprotokolls der bekannten Hamburger Sitzung iſt, die
Auszahlung der darin vereinbarten höheren Löhne verweigert.
Infolgedeſſen haben Sonnabend ſämtliche organiſierten Arbeiter
der Werften die Arbeit wieder niedergelegt.
Ein Beitrag zum Kampfe gegen den Bergarbeiter-Verband.

Muß eine Berichtigung an die Adreſſe des Redakteurs gerichtet
ſein? Ueber dieſe ſehr wichtige Frage hatte das Amtsgericht in
Bochum in ſeiner Sitzung vom 13. Oktober zu entſcheiden. Nach
Entſcheidungen des Overlandesgerichts Breslau, der Amtsgerichte
Darmſtadt, Heiligenſtadt uſw. brauchen Berichtigungen nicht wahr
zu ſein; die Richtigkeit ihrer Angaben iſt nicht zu prüfen, der
Redakteur muß alſo auch dann die Berichtigung aufnehmen, wenn
er weiß, daß ſie unwahr iſt, wenn ſie nur den formellen An-
forderungen des Preßgeſetzes entſpricht. Dieſen Nmitand machen
ſich beſonders die Bergwerksunternehmer im Ruhrgebiet zunutze,
um die Arbeiterpreſſe mit Berichtigungen zu überſchütten, falls
dieſe Kritik an den Werksverhältniſſen übt; aber auch andere
Elemente machen ſich dieſen Umſtand zunutze. Die Arbeiterpreſſe
handelt daher in berechtigter Abwehr, wenn ſie die Aufnahme
ſolcher Berichtigungen, von denen ihr bekannt iſt, daß ſie unwahr
ſind, ablehnt, ſobald ſie den Anforderungen des Preßgeſetzes nicht
entſprechen.

Um einen ſolchen Fall handelte es ſich auch in obiger Ver-
handlung. Die bekannte Brodam-Jugelt-Clique hatte ein Flug-
blatt gegen den Bergarbeiter Verband herausgegeben und von
einem Strohmann verantwortlich zeichnen laſſen, welches ſchwere
Verleumdungen führender Verbandsmitglieder enthielt. Die Berg-
arbeiter-Zeitung ſtellte feſt, daß der Unterzeichner des Flugblattes
die Abſicht habe, wieder nach Braſilien, woher er auch gekommen,
zu gehen und es darum keinen Zweck habe, ihn zu verfolgen; er
könnte ſchon längſt über alle Berge ſein, bevor es zur Klage
komme.

Jn einer an die Redaktion der Bergarbeiter- Zeitung adreſſierten
Berichtigung wurde das jedoch beſtritten. Dieſe Berichtigung ent- koſtenlos durch: Lamſcheider Stahlbrunnen in Düſſeldorf 0. 153

ſprach nicht der Wahrheit: Tatſache iſt, daß ſich der Flugblatt
unterzeichner Simons mit der Abſicht trug, wieder nach Braſilien
zu gehen und das auch ſeinem Freunde B. brieflich mitgeteilt hat.
Die Angaben der Bergarbeiter- Zeitung entſprachen alſo durchaus
der Wahrheit und ſie lehnte die Aufnahme der unwahren Be-
richtigung ab, weil dieſelbe an die Redaktion und nicht an die
Adreſſe des verantwortlichen Redakteurs gerichtet war. Auf An
trag erhob der Amtsanwalt Anklage. Das Gericht trat der An-
ſicht des Genoſſen Wagner und ſeines Verteidigers Dr. Rawitzki
jedoch bei. Begründend wurde ausgeſührt, daß die Redaktion
einer Zeitung ſich aus mehreren Perſonen zuſammenſetze und es
ſei fraglich, ob der verantwortliche Redaktenr eine Berichtigung
erhalte, welche an die Redaktion gerichtet ſei. Der Redakteur
könne für die Nichtaufnahme einer Berichtigung nur verantwortlich
gemacht werden, wenn ſie an ſeine perſönliche Adreſſe gerichtet
ſei. Das ſei in dieſem Falle nicht geſchehen und darum mußte
Freiſprechuug erfolgen; die Koſten wurden der Staatskaſſe auf-
erlegt.

Straßzenbahnerſtreik in Bremen.
Die Straßenbahner in Bremen haben Sonnabend morgen die

Arbeit eingeſtellt. Der Betrieb ruht völlig, bis Mittag iſt
nicht ein einziger Wagen gefahren. Streikbrecher ſind ſo gut wie
nicht vorhanden. Die Forderungen der Streikenden ſind ſehr be-
ſcheiden. Das Anfangsgehalt ſoll pro Monat 100 Mk. betragen
und nach vier Dienſtjahren auf 110 Mk. und dann weiter um
5 Mk. jährlich, bis 150 Mk. ſteigend. Die Fahrer ſollen 10 Mk.
mehr erhalten. Ferner wird die Herabſetzung der täglichen Dienſt-
zeit von 10/2 auf 9/2 Std. verlangt. Jm Sommer ſollen die
Angeſtellten einen Urlaub von drei bis ſieben Tagen erhalten.
Daneben werden Angeſtellten Ausſchüſſe, Zahlung des Gehales
auch für die Tage der Kontrollverſammlungen und für ähnliche
Verſänmniſſe verlangt. Die Direktion glaubte einen beſonders
ſchlauen Schachzug zu machen, indem ſie in der bürgerlichen Preſſe
erklärte, ſie habe ſchon vor längerer Zeit beſchloſſen, die Gehälter
vom 1. Januar 1911 an zu erhötzen. Den Transportarbeiter-
verband, den die Angeſtellten mit der Vertretung ihrer Forde-
rungen betraut hatten, wollte ſie nicht anerkennen, vielmehr
ſandie ſie ihm in alter Scharfmachermanier ſein Schreiben brüs?
zurück. Das ſchlug dem Faß den Boden aus. Wohl gingen einige
Abgeſandte der Straßenbahner zur Direktion, um zu hören, wie
weit ſie entgegenkommen würde. Sie machte auch einige Zu-
geſtändniſſe, lehnte aber nochmals ſchroff ab, mit dem Verband zu

verhandeln. Daraufhin beſchloſſen die Straßenbahner mit 437
gegen 11 Stimmen, ſofort zu ſtreiken.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Die ſtädtiſchen Arbeiter in Straßburg i. E. ſtehen in

einer Lohnbewegung. Sie fordern je nach der Beſchäftigungsart
der Arbeiter Grundlöhne von 3,80 Mk. bis 5, Mk., das bo-
deutet Lohnerhöhungen von 60, 50 und 40 Pfg. für die niederen,
von 30 und 20 Pfg. für die höheren Lohnklaſſen. Ferner werden
gefordert Dienſtalterszulagen.

Die Metallarbeiter in Schweinfurt ſind in eine Lohu-
bewegung eingetreten. Sie fordern 15 Prozent Lohnerhöhung,
Arbeitszeitverkürzung auf 9/2 Stunden, Regelung der Akkord-
arbeit, Lohnzuſchläge für Ueberſtunden, Nacht- und Sonntags
arbeit. Die Löhne ſind äußerſt niedrig, ſeit Jahren ſind keine
Lohnerhöhungen vorgenommen worden. Zuzug iſt fernzuhalten.

Jn der Teppichweberei von Hermann Patz in Oels-
nitz i. V. ſind Lohndifferenzen ausgebrochen. Das Beſtreben
der Firma geht dahin, die organiſierten Weber abzuſchieben und
an deren Stelle unorganiſierte zu ſtellen, denen ſie glaubt, jeden
Lohn bieten zu können. Gegenwärtig ſucht die Firma in ver-
ſchiedenen Zeitungen Arbeiter, weshalb dringend erſucht wird, den
Zuzug von Tüllwebern nach dort fernzuhalten.

Streik und Ausſperrung der Elektromonteure in
Württemberg ſind beigelegt. Jn zweitägigen Verhand-
lungen mit den Metallinduſtriellen und dem Deutſchen Metall-
arbeiterverband wurde eine Vereinbarung ſür ſämtliche dem Verein
Württemberg angehörenden Firmen getroffen. Sie umfaßt generell
die Regelung der Arbeitszeit, Höhe der Einſtellungslöhne und der
Montagezulage.

Die Siemens-Schuckert- Werke haben die Vereinbarung noch
nicht anerkannt, dort wird weiter geſtreitt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewertſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Vock, für Lokales, Provin-
zielles und Verſammlungsberichte Otto Niebuhr, ſämt-
lich in Halle.
L

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.
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Eine harte Nuf; haben die Hausfrauen zu knacken, wenn ſie
mit dem vielfach recht knapp bemeſſenen Wirtſchaftsgeld auskommen
wollen. Alle Lebensmittel ſind im Preiſe bedeutend geſtiegen,
aber im gleichen Verhältnis hat nicht die Erhöhung des Einkommens
Schritt halten können. Sache der Frau iſt es nun, durch eine
beſonders weiſe Führung des Haushaltes hier und da Erſparniſſe
zu erzielen, ohne ſich und ihrer Familie Entbehrungen auferlegen
zu müſſen. Gelegenheiten hierfür gibt es viele. Wer z. B. heute
bei den hohen Preiſen für Butter, an deren Stelle die Pflanzen-
butter-Margarine „Cocoſa“ verwendet, ſpart bedeutend und
erzielt beim Kochen, Braten und Backen dieſelben Erfolge-
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v—=J=—mW-——— x WJ—qm Win Heilſchatz erſten Ranges
iſt der Lamſcheider Stahlbrunnen! So beſchließt Geh. Medizinal-
rat Prof. Dr. Liebreich eine längere Abhandlung über dieſen eigen-
artigen Kurbrunnen, „der vermöge ſeiner glücklichen Zufammen-
ſetzung eine Reihe von Wirkungen engfaltet, bie ihn zur Anwendung
bei ganzen Gruppen von Erkrankungen geeignet machen.“

Dankesworte nach erfolgreichen Kuren: „Jch litt ſeit 3 Jahren
an Blutarmut, Bleichſucht, großer Nervenſchwäche, Verdauung-
und Magenſchwäche, Rückenſchmerzen und Sodbrennen; meine
Kräfie gingen ſo zu Ende, daß ich meine Arbeit nicht mehr ver-
richten konnte. Durch den Gebrauch von 30 Flaſchen Laiſcheider
Stahlbrunnen bin ich Gott ſei Dank wieder ſo weit hergeſtellt,
daß ich alle Arbeiten verrichten kann.“ „Wir können es mit
Recht ſagen, daß wir durch dieſes köſtliche Waſſer unſere Geſund-
heit wieder erlangt haben.“ „Jch geſtehe offen, daß ich ſeit
dieſer Kur erſt weiß, wie es einem geſunden Menſchen zu Mute
iſt. Meine fürchterlichen Kopfſchmerzen ſind ſeitdem gänzlich ver-
ſchwunden. Jch wagte anfangs gar nicht, dem Waſſer dieſe Kraft
zuzuſchreiben, ſondern glanbte faſt mehr an Einbildung. Aber heute
kann ich mit Beſtimmtheit ſagen, daß ich nur dieſem Waſſer mein
Wohlbefinden verdanke.“ Solche Worte der Anerkennung nach er-
folgreichen Kuren ſind der beſte Beweis für die trefflichen Eigenſchaften
dieſer Heilquelle. Trinkkuren im Hauſe mit Lamſcheider Stahlbrunnen
warm empfohlen. Keine Berufsſtörung. Ausführliche Mitteilungen
über Kurerfolge, Anwendungsgebiet und Bezug des Brunnens
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Wir gestatten uns hierdurch ergebenst anzuzeigen, dass wir unsere AbteilungDampiwäscherei und Plätterei
mit heutigem Tage an die Firma

Hallesohe Dampf-Waschanstalt „Victoria
übergeben h be »n, um in unserem Fabriketablissement die nötigen Räumlichkeiten
für dio Vergrösserung und Erweiterung unsererFärberei und chem. Reinigung
zu gewinnen.
In unseren sämtlichen Filkalon werden Wäschepoeten in der bisherigen Weise,
jedoch für Rechnung der Halleschen Dampf- Waschanstalt „Victoria“, weiter
entgegen genommen.

T erFärberei und chemische Reiniqungs-Anstalt.
e khe arbarastrasse 2 a
S

h

als Spezialität:

Dessauerstrasse 5

Anstalt „Union“,

Färberei u, ohemische Reinigungs Anstalt
Fabrik u Fernsprechere Barhbarastre 29

Färberei u. Reinigung ab jeler Art unt Teprteten.
Wascagnstalt Tij u. Mull- Gardinen via Art.

Färberei und Wäscherei für Fefern und Handschuhe.
Farben von Spitzen und Einsätzen nach Muster.

Lieferzeit 2 Tage.J läden:
Grosse Steinstrasse 34. Mansfelderstrasse 4.

Nergeburgerstrasse 5.

Neu! 2Wwingerstrasse 22. Neu!

Geiststrasse 29.

Auf Wunsch Kostendreie Abholung und Zustellung gurch eigene Geschirro.

Ludw. Wuonererstt. 55.

Schmeerstrasse 11. Südstrasse 53.
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Dienstag den 18. Oktober 1910 abends 8 Ahr

im Gaſthaus „Zum Dreierhaus“ in Oſendorf

Oeffent. Volksversammlung
Dagesordnung:

I. Die Furcht vor der Sozialdemokratie und die Kampfmittel ihrer Gegner.
Referentin: Frau M. Kaähler, Berlin.

2. Unſere Preſſe und die Organiſation.
Referent: Redakteur Genoſſe O. Miehbuhr, Halle.

Einem recht regen Beſuch der männlichen ſowie der weiblichen Bevölkerung
bei dieſer, für jeden ſo wichtigen Tagesordnung ſieht entgegen

Der Einberufer.

Achtung Achtung!Mittwoch den 19. Oktober abends S Uhr
im großen Saale des „Volkspark“, Burgſtraße 27

zum Jahrestage der Ermordung Franzisko Ferrers durch die ſpaniſche Regierung

Gr. öffentliche Verſammlung.
Tagesordnung

Fort mit der Todesſtrafe.
Referent: Herr Th. Fricke, Altong.

DF Freie Diskuſfion. Er Freie Diskuſſion.
Die geſamte Geiſtlichkeit von Halle, ſowie die Herren Lehrenden der theoloziſchen, mediziniſchen, juriſtiſchen

un u iſchen Fakultäten der Halleſchen Univerſität ſind zu der Verſamminng ſchriftlich eingeladen. Um
zahlreichen Beſuch ſeitens der geſamten geehrten Cinwohnerſchaft von Halle und Umgegend bittet

der Cinberufer: W. Stterckt, Kapellengasse 7, II.

Elektr. Taschenlampen ſänel kuten
mit Garantie-Batterie. gar. leb. Ank.,2C. F- Ritter, e e aLeipzigerstrasse 90.

Prima lange u. runde

Küſe
habe noch an regelmäßige Ab-
nehmer abzugeben. Ablieferung

fede rv vit,

erfolgt mit eigenem Geſchirr. Tafolbutts 3 Pfd. fleiſchig, gar oß ſchw.

12 Et unten 20 0 enu-4 DampfMolkerei u. Küſerei t 1 r sang, r iyslowitz O. Schles. l. t
e 1Probecolli Butter Honig?Görzig (Anhalt). Mark. Spitzern, Tiuste B. Kinder wagen zu verkaufen.

via Bres lau. lickel Hoffman nſtr. 16 P. l.

I. en

Wie aus nebenstehender Anzeige ersichtlich, ist die

Dampfwäschersi- und Plätterei- Ahteilung
der Firma „UVnion“

unter dem heutigen Tage mit meiner Dampfwaschanstalt vereinigt worden. Die
Maschinen und das Personal der Firma „Union“ habe ich übernommen und weinen
umfangreichen Betrieb dadurch noch wesentlioh vergrössert.
ragend schöne Lieferung bei schonendster Behandlung der Wäsche
bin ich überzeugt, allen Anforderungen zu genügen, und bemerke ich, dass ich

Durch hervor-

Herren-Stärkewäsche
v ganz vorzüglicher Ausführung ueere
Hallescho Dampf- -Waschanstalt „Victoria“

Fernsprecher 1098.
Annahmestellen in elmtlichen Filialen der Färberei und chemischen Reinigungs-

Halle a. S.,

Vogelkäfige
Messing und Tickel.

C. F. Ritter,
G. m. b. H.

Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

Moderne Ausfähraung.

Leipzigerstrasse 90.
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Halle a. S.

Fernsprecher 508.

Spibhraren PuDen a
Gebr. Buttermilch

Landwehrstrasse 9.
Billigste Bezugsquelle, grösste Auswanhl, alle Neuheiten

Unsere Musterausstellung ist eröffnet.
J r Besichtigung erbeten.

Unsere
J ABC- Schutzen

holen für die Mutter beim Kaufmarn

am liebsten die

Pflanzenbutter-
Margarine, Marke
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Sie wissen ham des man pro Pfund

die regelmässig erscheinende Nummer
des Unterhaltungsblattes vom kleinen
Coco gratis erhält. Cocosa ist ein un-
vergleichliches Butter Ersatzmittel für

Tafel und Küche.
Bestandteile: Das Fruchtmark der Cocos-

nuss (Cocosin), Milch und Eigelb.
Ueberall erhältlich!

Alleintge Fabrikanten
Jurgens Prinzen, G. m. b. H.
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O. F- Ritter,
Leipzigerstrasse 90.
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Generalſtreik der franzöſiſchen
Eilenbahner.

Es iſt ſchwer, aus den vorliegenden, ſich einander wider
ſprechenden Meldungen ein klares Bild über den Stand des
Streiks zu gewinnen. Die ſchon am Sonnabend verbreiteten
Nachrichten, daß der Streik im Abflauen begriffen und ſein
Ende nur noch eine Frage von Tagen ſei, ſcheinen leider doch
durch die Tatſachen beſtätigt worden zu ſein. War ein ſolcher
Ausgang auch unſchwer vorauszuſehen, ſo kommt er doch durch
ſeine Plötzlichkeit überraſchend. Dem Mobilmachungsbefehi
der Regierung muß demnach in weit größerem Umfange Folge
geleiſtet worden ſein, als man anfänglich glauben konnte, und
auch ſonſt muß die Streikbeteiligung nicht in dem erwarteten
Maße eingetreten ſein. An Anwendung von Gewaltmitteln
zur Unterdückung der duchaus geſetzlichen Bewegung der Eiſen-
bahner hat es ja die Regierung des Erxſozialiſten ebenfalls
nicht fehlen laſſen. Die Verhaftung der Streikführer z. B. war
ein reiner Gewaltakt, für den jede geſetzliche Handhabe fehlt.
Neuerdings will man ein „anarchiſtiſches“ Komplott entdeckt
haben, einen „Plan“, nach dem ſämtliche Eiſenbahnbrücken
Frankreichs in die Luft geſprengt, Telegraphen und Telephon
leitungen uſw. zerſtört werden ſollten, und was dergleichen
Schauergeſchichten noch mehr ſind. Dieſe Tatarennachrichten
werden natürlich zu dem ganz beſtimmten Zwecke in die Welt
geſetzt, um die Streikenden in der öffentlichen Meinung herab-
zuſetzen und ihre Sache zu ſchädigen. Jn dieſem löblichen Tun
ſind die franzöſiſche Regierung und die bürgerliche Preſſe
ſelbſtverſtändlich ein Herz und eine Seele.

Aus Paris wird uns ſoeben noch geſchrieben: Trotz aller
unerhörten Gewaltmaßregeln der Regierung, trotz der Schwin
deleien der bürgerlichen Preſſe, trotz der überhaſteten Organi-
ſierung, dauert der Generalſtreik der Eiſenbahner fort und
nimmt täglich an Ausdehnung zu. Zurzeit ſind alle Eiſenbahn
geſellſchaften von ihm ergriffen, und wenn der Streik auch
nicht die gehoffte Ausdehnung genommen hat, ſo ſind die
fehlenden Arbeitskräfte doch ſo zahlreich, daß die Züge nur
unregelmäßig und nur in geringer Ausdehnung verkehren.
Wären die Eiſenbahner ihrer Taktik, ſich nicht provozieren zu
laſſen, bis zuletzt treu geblieben, dann würde der Gewaltſtreich
der Regierung, die Eiſenbahner zu militariſieren, ein Schlag
ins Waſſer geblieben ſein. Jnfolge der Beſchlüſſe des letzten
Kongreſſes des Verbandes der Eiſenbahner, haben die Mit-
glieder jeder Eiſenbahngeſellſchaft das autonome Streikrecht.
Infolgedeſſen kam der Streikbeſchluß auf der Oſt-, der Oleans-
und der Paris-Mittelmeerbahn erſt geſtern zur Ausführung.
Die Regierung hatte alſo Zeit gehabt, die Eiſenbahner noch
vorher zu einer „Waffenübung“ einzuberufen. Den Ange-
ſtellten wurden als Zeichen ihrer Militariſierung Armbinden
gegeben, worauf ihr „militäriſcher“ Rang verzeichnet iſt. Sie
unterſtehen alſo der Militärgerichtsbarkeit. Die Furcht vor
den etwaigen Folgen hat dadurch viele Eiſenbahner abgehalten,
in den Streik zu treten. Freilich iſt damit noch nicht geſagt,
daß die Gewalt der Regierung den Streik beſiegen wird.
Es wird davon abhängen, ob die Eiſenbahner trotz der
Schwindelpreſſe, trotz der Einkerkerung ihrer Führer, ſtand-
halten, oder ſchließlich ſich ins Bockshorn jagen laſſen.

Die Regierung hat ſich durch die Militariſierung der Eiſen
bahner in eine ganz unhaltbare Situation gebracht. Sie kann
unmöglich 50 000 oder 100 000 Eiſenbahner ins Gefängnis
ſtecken und ſie kann auch nicht die Vermittlung zwiſchen den
Eiſen bahngeſellſchaften und den zu Soldaten gepreßten Eiſen-
bahnern, die der Einberufung keine Folge geleiſtet haben oder
gegenwärtig im Gefängnis ſitzen, übernehmen. Halten aber
die Eiſenbahner noch einige Tage aus, dann muß die Regie-
rung mit ihnen unterhandeln. Herr Briand erklärt, daß der
Eiſenbahnerſtreik ein revolutionäres Attentat gegen das Vater
land iſt. Derſelbe Herr Briand, der heute die Führer der
Eiſenbahner als moraliſche Komplizen ins Unter
ſuchungsgefängnis ſtecken und mit Zuchthaus, ja ſogar mit der
Todesſtrafe bedrohen läßt, der ſchrieb vor neun Jahren in der
Lanterne: „Der Krieg würde nur möglich ſein,
weil ihn die Schlappheit der Arbeiter zuließe.
Aber an dem Tage, wo ſie auf der Kriegserklä-
rung mit der Erklärung des Generalſtreiks
antworten werden, wird es keinen Deſpoten,
keine Regierung geben, fähig, das Verbrechen,
Krieg zu führen, zu wagen.“ Aber beſſer als die
Demonſtration der Worte überzeugt die Demonſtration der
Taten. Die Militariſierung der Eiſenbahner im angeblichen
Jntereſſe des Vaterlandes zur ungeſchränkten Ausbeutung durch
die Rothſchild und Genoſſen, zeigt, daß heute Kapital und
Vaterland zwei Namen für dasſelbe Ding ſind.

Paris iſt gegenwärtig in ein großes Heerlager ver-
wandelt. Man hat aus der Provinz Soldaten kommen
laſſen, um die „fahnenflüchtigen“ Eiſenbahner zu erſetzen oder
die Arbeitswilligen zu beſchützen. Auf den Bahnhöfen, in den
Elektrizitätswerken, in den Schulen, überall ſtecken Soldaten.
Und es gibt auch viel zu tun. Den Eiſenbahnern haben ſich die
Pariſer Bauarbeiter, die Elektrizitätsarbeiter
und die Straßenbahner angeſchloſſen. Da muß natürlich
Militär und Polizei her.

Alle Tage verkünden Regierung und Eiſenbahngeſellſchaften,
daß der Streik im Abflauen iſt. Heute teilen ſie jedoch in ihrem
Waſchzettel mit, daß die in Paris reſidierenden Eiſenbahner
vom 1. Januar 1911 einen Minimallohn von 5 Frank
bekommen werden, daß noch weitere Verbeſſerungen beſchloſſen
worden ſind und daß die Eiſenbahndirektionen bereit wären,
mit den Delegierten der Eiſenbahner zu ver-
handeln.
Alſo doch! So fertig iſt der Streik doch noch nicht. Jn
Wirklichkeit iſt das nur ein Notausgang für die Regierung,
die natürlich unmöglich mit den Delegierten von „Deſerteren“
verhandeln kann. Vorläufig iſt dieſe Nachricht ſkeptiſch

aufzunehmen. 4
Wir verzeichnen noch die folgenden Meldungen

Die Haltung der ſozialiſtiſchen Abgeordneten.
Die ſozialiſtiſchen Abgeordneten verſammelten ſich, nach einer

Meldung der Voſſiſchen Zeitung, am Donnerstag unter dem
Vorſitz Mesliers, etwa 60 an der Zahl, in der Kammer. Die
Gruppe beſchloß, die Forderungen der ausſtändigen Eiſenbahner

mit aller Kraft zu unterſtützen, jeden Tag Sitzung zu halten,

einen Kammerausſchuß einzuſetzen, der täglich von 2—6 Uhr im
Palais Bourbonne tagt und von 9 Uhr abends bis Mitternacht
in der Schriftleitung der Humanits anzutreffend ſein wird. Die
Gruppe will die ſofortige Einberufung der Kammer verlangen
und nahm einen Aufruf an das Land an, deſſen weſentliche
Stellen lauten:

Die Regierung wütet gegen einen geſetzlichen Ausſtand, den
ſie ſelbſt unvermeidlich gemacht hat. Sie bedient ſich der Ver
leumdu n g, indem ſie dem Lande weiszumachen ſucht, daß der
Ausſtand nicht beruflich iſt. Er hat im Gegenteil ſtreng beruf-
liche Jntereſſen zum Gegenſtande. Er will die rückwirkende
Kraft des Ruhegehaltsgeſetzes, den gewährleiſteten Ruhetag in
der Woche und Löhne, die den Arbeitern zu leben ermöglichen,
erlangen. Nicht leichten Herzens haben die Eiſenbahner dieſen
Beſchluß gefaßt und ſie bedauern, daß ſie ſich nicht
anders verteidigen können, als indem ſie der Be-
völkerung Tage der Beläſtigung und Verlegenheit auferlegen.
Sie ſind aber zum Kampf durch die Selbſtſucht der Bahnen,
durch die Schlappheit der öffentlichen Gewalten, durch die Ver
ſchleppungsmachenſchaften der den Kapitalintereſſen ergebenen
Regierung gedrängt worden. Die Verantwortlichkeit für die
Ereigniſſe trifft nicht die rechtſchaffenen und aufrichtigen Ar-
beiter, die heldenmütig ihren täglich ſchwerer werdenden Dienſt
getan haben, ſondern die blinden und ſtummen Regierenden.
Von ihnen hat das Land Rechenſchaft zu fordern. Das Gefühl
ihrer Fehler und ihrer Verantwortlichkeit verwirrt ſie bis zum
Delirium und bis zum Verbrechen. Sie vergewaltigen die
erſten und geringfügigſten Freiheiten, die die Arbeiterklaſſe er-
obert hat. Bis zu welchem Grade des Rückſchritts und der Ver-
drehtheit die Regierung gelangt iſt, das zeigt der jüngſte Erlaß
der Regierung. Mit einem empörenden Mißbrauch der Gewalt,
einer ungeheuerlichen Auslegung und geſetzwidrigen Erweite-
rung des Dekrets über die militäriſche Organiſation der Eiſen-
bahner wendet das Miniſterium die für die Landesverteidigung
berechneten Beſtimmungen auf die Unterdrückung des Ausſtands
an. Es wandelt die Arbeiter ungeſetzlich in Soldaten um,
um ſie als öffentliche Sklaven den an die Stelle des Vaterlands
geſetzten Eiſen bahngeſellſchaften auszuliefern und dieſe Maß-
regeln ſind verkündet und angewendet von Männern, die früher
den Arbeitern die Anwendung revolutionärer Mittel gepredigt
haben und die, wenn das Syſtem der moraliſchen Mitſchuld
einen Sinn hätte, jetzt ſchon ſelbſt von ihren Poliziſten feſt-
genommen und von ihren Richtern verurteilt ſein müßten.

Die Gruppe beſchloß auch, die Einziehung der Eiſenbahner
unter die Fahnen vor dem Staatsrat als Mißbrauch der Regie-
rungsgewalt anzufechten.

Die Gewaltmittel der Regterung.
Paris, 15. Oktober. Miniſterpräſident Briand

empfing geſtern die Deputierten des Seinedepartements und
erklärte, daß er das Streikkomitee nicht anerkenne und nur
den hierzu berufenen Vertretern des Eiſenbahnperſonals eine
Unterredung gewähren werde. Gerüchtweiſe verlautet, die
Regierung habe die Möglichkeit ins Auge gefaßt, die Rädels-
führer und Anſtifter des Ausſtands vor den Staatsgerichtshof
zu ſtellen und ſie des Komplotts gegen die Sicherheit des
Staats anzuklagen.

Paris, 15. Oktober. Pariſer Abgeordnete haben in einer
Beſprechung beſchloſſen, dem Kabinettschef volle Bewegungs-
freiheit zu laſſen, um den Konflikt mit den Eiſenbahnern mög-
lichſt bald beizulegen. Dem Kabinettschef ging ein ſoziali-
ſtiſcher Vorſchlag betreffend Gin berufung der Kammer
z u, doch wurde dieſer Vorſchlag abgelehnt.

Paris, 15. Oktober. Jm Miniſterrat erklärte Miniſter
Millerand, die zum Militärdienſt einberufenen Eiſenbahner
müßten dem Befehl bei Vermeidung von Gefängnisſtrafe un
verzüglich Folge leiſten. Die Rekrutierungsbureaus hätten
heute die Geſtellungsbefehle für die Eiſenbahner beſtätigt.

Paris, 16. Oktober. Jn Verſailles ſind geſtern
6 Perſonen wegen Beleidigung von Polizeiagenten verhaftet
worden. Drei Perſonen, welche vorgeſtern verhaftet wurden,
ſind von den Gerichten einer zu vier, die zwei anderen zu
drei Monaten Gefängnis verurteilt. Jn Breſt wurden eben-
falls zwei Ausſtändige wegen Bedrohung von Arbeitswilligen
verhaftet.

Paris, 16. Oktober. Ein Spezialkommiſſar der Abteilung
für Anarchiſten iſt heute nacht gegen 12 Uhr, begleitet von
20 Beamten in ein Haus in der Rue de Bretagne eingedrungen,
wo mehrere ſozialiſtiſche Gruppen ihren Sitz hatten.
Eine beſtimmte Anzahl von Perſonen wurden in dem Hauſe
vorgefunden; 15 derſelben wurden verhaftet. Unter den Ver-
hafteten befinden ſich Deutſche, Jtaliener und Franzoſen. Sie
werden wegen unberechtigten Tragens von Waffen (7?) vor
das Gericht geſtellt werden.

Auch ein „Erfolg“ der Briandſchen Politik.

Dem Vorwärts wird aus Paris telegraphierit:
Eine bemerkenswerte und erfreuliche Wirkung hat der

Streik bereits erzielt: die Einigung der Gewerk-
ſchaftsbewegung mit der Parteibewegung iſt
angebahnt. Obgleich die Mehrheit der Eiſenbahner ſich zum
revolutionären Syndikalismus bekennen, wirkt das Streik-
komitee mit den ſozialiſtiſchen Deputierten zuſammen. Jn der
geſtrigen von 8000 Perſonen beſuchten Verſammlung der
Seineföderation, der Vaillant präſidierte und in
der Jaurss ſprach, erklärte der Delegierte des Streik-
komitees, Communah, die Eiſenbahner würden deſſen ein-
gedenk bleiben, daß die ſozialiſtiſche Partei ihre Pflicht als
politiſche Partei des Proletariats voll erfülle. Vereinzelte
anarchiſtiſche Störenfriede wurden raſch zum Schweigen ge-
bracht. Die Verſammlung befolgte die Parole, ſich nicht pro-
vozieren zu laſſen. Die Regierung hatte ein ungeheures Auf-
gebot an Polizei und Militär unter dem Befehl eines Generals
bereitgeſtellt.

Heute iſt der Streik der Bauarbeiter allgemein
geworden.

Die ſozialiſtiſchen Deputierten proteſtierten beim Kammer-
präſidenten dagegen, daß den Delegierten der Strei-

kenden der Einlaß zur Kammer verweigert
wird, obgleich das Reglement allen Bürgern den Zutritt ins
Parlament verbürgt. Die ſozialiſtiſche Fraktion wird des
wegen die Regierung interpellieren.

Ein Jahr Schnapsboykott.
Es iſt ein Jahr her, daß der ſozialdemokratiſche Parteitag

zu Leipzig auf den Breslauer Antrag hin beſchloß, dem Schnaps
den Krieg zu erklären. „Die von der agrariſch-reaktionären
Mehrheit des Reichstages beſchloſſene Erhöhung der Brannt-
weinſteuer bezweckt, einen großen Teil der durch die wahn-
ſinnige Rüſtungspolitik verurſachten Ausgaben des Reiches den
Schultern der Aermſten aufzuerlegen. Zugleich ſoll durch die
Aufrechterhaltung der Kontingentiernungspolitik auch ferner
hin dem Großgrundbeſitz auf Koſten der Branntweintrinker ein
jährlicher Extraprofit von 50 Millionen Mark zugefichert wer
den. Um dieſer verbrecheriſchen Volksausbeutung zu begegnen
und zugleich dem durch den Branntweingenuß verurſachten und
geförderten körperlichen und moraliſchen Elend weiter Volks
ſchichten entgegenzuwirken, richtet der Parteitag an alle Par
teigenoſſen und Arbeiter die Aufforderung, den Branntwein-
genuß zu vermeiden. Die Parteiorganiſationen und die Par
teipreſſe werden aufgefordert, dieſen Beſchluß in energiſcher
Weiſe zur Durchführung zu bringen.“ So lautete der Antrag,
der auf dem Leipziger Parteitag unter brauſendem Beifall und
jubelndem Händeklatſchen im Saal und auf der Galerie ein

ſtimmig angenommen wurde. lEs iſt nun Zeit, einmal Nachprüfung zu halten, wie der Be
ſchluß gewirkt hat, inwieweit er wirkſam geworden iſt. Die
Ziffern der Produktion, des Verbrauches und der Lagerbeſtände
zeigen, daß der Parteitag nicht umſonſt gerufen hat. Nach den
jüngſten Ziffern, die überhaupt vorliegen Monat Auguſt
ergibt ſich das folgende Bild:

in Hektolitern
im Auguſt 1909 1910 oder als 1909

Erzeugung 48740 40 422 17,0 Proz.Trinkverbrauch 215 005 146 277 31,9
Gewerblicher Verbrauch 85 353 134 029 56,9

So ſieht das Bild im Auguſt aus. Es iſt ein Monat ge
ringer Produktion, der Verbrauch geht aus den Lagerbeſtänden
ab. Der Trinkbranntweinkonſurm zeigt für den Monat, in dem
die Vorverſorgung ſicher nur noch in ſehr geringem Maße zur
Geltung kommt, einen Rückgang gegenüber derſelben Zeit des
Vorjahres, die rund 32 Prozent ausmacht!Für die ganze Zeit von 1. Oktober bis zu letzten Auguſt,
alſo in elf Monaten 1909-10 ergibt ſich das folgende Bild:

in Hektolitern
11 Monate 1909/10 1909 1910 od. als 1908/09
Erzeugung e 4168 112 3545 408 149 Proz.
Trinkverbrauch 2300618 1636 474 28,8
Gewerblicher Verbrauch 1 425 847 1729 100 232

Der Trinkbranntweinverbrauch iſt demnach in elf Monaten
um 664 144 Hektoliter oder 28,8 Prozent zurückgegangen
Aber nicht nur der Trinkbranntwein zeigt jetzt geringere Zif-
fern, der Schnapsboykott hat auch die Alkoholproduktion ſelbſt
um 623 064 Hektoliter zurückgehen laſſen. Das, was den
Schnapsjunkern noch die letzte Rettung war, iſt der ſtark ge
ſtiegene Verbrauch an Alkohol für gewerbliche Zwecke. Hier
müſſen die Arbeiter noch gründlich aufpaſſen, denn jetzt weiſen
ſchon Bekanntmachungen der Behörden darauf hin, daß die
ſtarke Steigerung an vergälltem Alkohol mit darauf zurückzu
führen iſt, daß ihn gewiſſenloſe Privatſchnapsbrauer zu be
ſonders ſcharfen und bitteren Schnäpſen verwenden. Aber trotz
dieſer Einſchränkung bleibt beſtehen, daß der Ruf des Leipziger
Parteitages nicht ungehört verhallt iſt. Die Einnahmen aus
den Schnapsſteuern, die insgeſamt vom 1. April bis Ende Juli
1909 49,1 Millionen Mark betrugen, ſind für dieſelbe Zeit 1910
auf 42,3 Millionen Mark geſunken.

Arbeiter, denkt an den Schnapsboykott, damit ſeine Reſultate
entſcheidend für die deutſchen Schnapsjunker und ihre amtliche
Steuerfabrikantin, die deutſche Regierung, werden

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 17. Oktober 1910.

Generalverlammiung des Sozialdemokrat. Vereins.

Um die der Generalverſammlung vorbehaltenen Arbeiten des
Sozialdemokratiſchen Vereins für Halle und den Saalkreis zu
erledigen, was am 4. September infolge der polizeilichen
Störung nicht möglich war, hatte der Vorſtand zu geſtern früh
eine Generalverſammlung unter freiem Himmel einberufen,
die bei ſtarker Beteiligung den denkbar beſten Verlauf nahm.
Unter freiem Himmel tagte dieſe Verſammlung mit der Ein
ſchränkung allerdings, daß ſich über ihr das Blätterdach
des herbſtlich gefärbten Waldes wölbte. Die liebe
alte Heide bot geſtern ein Verſammlungslokal, wie es ge
räumiger, luftiger und ſchöner nicht gedacht werden kann. Noch
hing der Morgentau an Gräſern und an Sträuchern, als von
allen Seiten die Mitglieder des Sozialdemokratiſchen Vereins,
der im polizeitechniſchen Sinne bekanntlich kein Verein iſt, her
beizogen, um wieder einmal für ein Geſchäftsjahr dieſes Nicht
vereins die nötige Grundlage zu ſchaffen. Und es tagte ſich gar
fein inmitten der farbenfrohen Herbſtespracht, wohinein die
Frühſonne neckiſch ringelnde Lichter warf. Hoch auf eines
Hügels Kuppe thronte das Verſammlungsbureau und rings
herum im maleriſchen Kreiſe die Genoſſen, die auf die bekannte
geräuſchloſe Weiſe eingeladen worden waren. Etwas
abſeits an den Zugängen zum Verſammlunggsplatz ſtand die
Schutzwehr gegen die Oeffentlichkeit, die jeden
Ankömmling nach Nam' und Art befragte.

Was Wunder, daß die ernſte Arbeit der Tagung im Grünen
ron tatfrohem Mute und friſchem Schwunge beſeelt war. Wenn
Morgenſtunde Gold im Munde hat, dann hier gewiß. Die
Parteigenoſſen hatten zu einer Zeit die Federn verlaſſen, zu
welcher ſich noch manches ordnungshütende Gebein darinnen
räkelte und dehnte, nichtahnend, daß draußen der „Umſturz“ an
ſeinem unheimlichen Werke ſchaffte. Jm buchſtäblichſten Sinne
des Wortes waren diesmal die Sozis früher aufgeſtanden als
ihre guten Bekannten mit dem durchdringenden Blick. Und
merkwürdig: obwohl wir Preußen nun ſchon ſo ſehr an die An
weſenheit irgend einer Autorität bei all unſeren Verrichtungen



gewöhnt ſind, daß ſich manche der geſtern anweſenden Parlei-
genoſſen unwillkürlich umſchauten, ob nicht doch irgendwo in der
Nähe des Bureaus der obligate „angemeſſene Platz“ nebſt
lebendem Zubehör aufgeſchlagen war, die Verſammlung konnte
ihr Werk auch ohnedem beenden.

Genoſſe Albrecht ſtellte bei der Verſammlungseröffnung
feſt, daß alle zum Verein gehörigen Diſtrikte vertreten waren.
Er wies auf die außergewöhnlichen Umſtände hin, die zu ſo
ungewöhnlichem Tun nötigten, betonte aber auch, daß wir das
Recht hätten, ebenſo wie in irgendeinem Lokal auch hier im
Freien unſre Mitgliederverſammlung abzuhalten. Die Stelle,
an der heute die Genoſſen ſtänden, ſei es auch geweſen, die unter
dem Ausnahmegeſetz oftmals den ſichern Platz der Be

ratung der ſchandbar Gehetzten und Verfolgien bot. Wir be-
fänden uns ſomit auf hiſtoriſchem Boden der Bewegung. Bei
allen Nachſtellungen, die uns heute träfen, ſollten wir uns jener
ſchweren Zeit erinnern, die wir ſiegreich überſtanden haben. Das
Jahr iſt ein kampfreiches und erregtes zu nennen. Reichstags-
und Stadtverordnetenwahl, Wahlrechtskampf und manches mehr
haben die Kräfte voll in Anſpruch genommen. Der Vorſtand
hat ſich redlich bemüht, die ihm geſtellten Aufgaben zu be-
wältigen, was man bei Bewertung ſeiner Arbeit berückſichtigen
möge. Noch größere Aufgaben ſtehen in nächſter Zukunft bevor,
Aufgaben, die größere Opfer und verſtärkte Ausdauer erheiſchen.
Um finanziell gerüſtet dazuſtehen, ſchlägt der Vorſtand die Ein
führung des 10 Pfg.-Wochenbeitrages für die Partei
vor, der in vielen anderen Bezirken ſchon erhoben wird und viel
intenſivere Agitation ermöglicht. Von weiteren Statuten-
änderungen bittet der Vorſtand abzuſehen; für dieſe Notwendig-
keit müſſen ruhigere Zeiten abgewartet werden. Von anderer
Seite wurde auf die notwendige Einſchränkung der Extra
beiträge hingewieſen. Die Partei muß mehr und mehr auf
regelmäßige Einnahmen geſtützt werden. vinſichtlich der
Statutenberatung müßten die Beſchlüſſe des Bezirkstages in
Betracht gezogen werden. Zwei ſtädtiſche Diſtrikte und der
Diſtrikt Nietleben wünſchten die Urabſtimmung über den
Wochenbeitrag; im Prinzip ſind ſie jedoch ebenfalls für ſeine
Einführung. Nach einer weiteren Diskuſſion, in der hervor-
gehoben wurde, daß alle Mitglieder, die wirklich tätig ſind, an
weſend ſeien und daß ſomit ein Beſchluß der Geſamtbheit zu-
ſtande komme in der Generalverſammlung, wurde in ſofortiger
Abſtimmung die Einführung des Wochenbeitrages
von 10 Pfg. einſtimmig beſchloſſen. Für die
Frauen bleibt der bisherige Beitrag beſtehen. Der Wochen-
beitrag wird mit dem 1. Januar 1911 einge-
führt. Die weitere Statutenberatung wurde gemäß den Vor-
ſchlägen des Vorſtandes vertagt.

Die Reviſoren konnten berichten, daß alle Bücher uſw. in
Ordnung befunden worden ſeien und daß dem Vorſtand Ent-
laſtung erteilt werden könne, was einſtimmig geſchah.

Ein Antrag des 13. Diſtriktes, die Diſtriksführer zu monat-
lichen Sitzungen mit den Bezirkskaſſierern zu verpflichten und
hierfür Entſchädigungen zu gewähren, wurde abgelehnt.

Auch der Preßkommiſſion, dem Verlag und der Buchhandlung
wurde nach kurzer Berichterſtattung, wobei ebenfalls auf die
außerordentlich geſteigerte Arbeit hingewieſen wurde, Ent-
laſtung erteilt. Der Abonnentenverluſt, den das Volksblatt
durch Gründung des Volksboten im Zeitzer Kreiſe erlitten hat,
ſoll durch rege Agitation wett gemacht werden. Mit der redak-
tionellen Haltung des Volksblattes wurde allſeitiges Einver-
ſtändnis bekundet.

Am Schluß wurde auf die zum Freitag, den
21. Oktober, geplanten öffentlichen Verſamm-
lungen hingewieſen, die gleich Kach Arbeits-
ſchluß ſtattfinden und dem Proteſt gegen die
preußiſche Polizeiwirtſchaft dienen ſollen.

Eine Reſolution gegen die Polizeimaßnahmen, die unſre
Leſer an der Spitze der heutigen Nummer finden, wurde mit
lebhaftem Beifall einſtimmig beſchloſſen. Begeiſtert ſtimmte die
Verſammlung das Sturmlied des Proletariats an und mit
einem brauſenden Hoch auf die Bewegung ſchloß die denk-
würdige Tagung. Die meiſten Teilnehmer unternahmen noch
einen Spaziergang nach dem Volkspark, um ſich dork von
der Morgenarbeit zu erholen. An der Brunnenſtraße wurde
man des erſten Ordnungshüters anſichtig. Des zweiten am
Volkspark, wo er gewiſſenhaft die Spaziergänger zählte. Hinter-
her ſoll es, ſo wurde uns berichtet, in der Polizeiwache an der
Brunnenſtraße noch ſehr lebendig geworden ſein. Zwar
wandelte ihr Leiter, Herr Sommer, urlaubsfroh in der m
Heide umher, dafür aber wurde ſein Reich von einem halben
Dutzend andrer Kommiſſare belebt, die indeſſen ebenfalls gänz-
lich unbeſchäftigt blieben. Denn im Volkspark wurde nur ge-
frühſtückt, was nicht polizeilicher Ueberwachung unterſteht. Wer
ſo früh aufſteht, wie die Sozialdemokraten, der hat noch allemal
ſein Frühſtück ehrlich verdient. Ob es andern Leuten ſo gut
geſchmeckt hat, wie denen im Volkspark ſteht ſehr dahin
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Die Wahlen ergaben folgendes Reſultat: 1. Vorſitzender
Albrecht mit 568 Stimmen; 2. Vorſitzender Emil Koch mit
482 Stiminen; Schriftführer Oertel mit 550 Stimmen; Ver-
trauensperſon der Frauen Genoſſin Rühle mit 345 Stimmen.
Zur Agitationskommiſſion wurden gewählt die Genoſſen
Schmidt, Sanow und Hugo Haaſez; zu Reviſoren die
Genoſſen Jähnig, Hanke und Rickwardt; zu Mit-
gliedern der Preßkommiſſion die Genoſſen Mehlgarten,
Frommhold und OswaldRadewell. Zu bemerken iſt,
daß zahlreiche Nachzügler nicht mit abſtimmen konnten, weil
der Wahlakt geſchloſſen war. Die Teilnehmerzahl der Ver-
ſammlung betrug reichlich 1000.

Stenerermäßzigung bei Arbeitsloſigkeit.
Das preußiſche Einkommenſtenergeſetz läßt Ermäßigungen der

veranlagten Einkommenſteuer bei eintretenden Unglücksfällen, zu
denen auch Arbeitsloſigkeit infolge von Krankheit zu
rechnen iſt, zu, aber alle anderen Fälle von Stellenloſigkeit berück-
ſichtigt es nicht. Für dieſe kommen nur die geſetzlichen Beſtim-
mungen für den Fall des Wegfalls einer Einnahmequelle in Be
tracht. Nach einer unglaublich weltfremden und formaliſtiſchen
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts gilt aber für Arbeiter
als Einnahmequelle nicht die Arbeitsgelegenheit,
ſondern die Arbeitskraft. Hiernach kommt für einen beſchäf-
tigungsloſen Arbeiter noch nicht die Einnahmequelle
in Fortfall, wenn er vorübergehend aus ſeiner Arbeitskraft
keine Einnahmen zieht. Auf Grund dieſer unſinnigen Entſcheidung
wird der geſetzliche Anſpruch auf Steuerermäßigungen bei
Stellenloſigkeit beſtritten. Die preußiſche Finanzverwaltung hat
indeſſen den Grundſatz aufgeſtellt, daß die Steuer immer zu er-
mäßigen iſt, wenn ſich das Arbeitseinkommen durch längere
Arbeitsloſigkeit vermindert hat. Als Norm hierfür iſt eine
zehnwöchige, ununterbrochene Arbeitsloſigkeit angenommen, durch
die ſich das Arbeitseinkommen um ein Fünftel des Jahresbetrages
verringert. Jn dieſen Fällen wird alſo grundſätzlich eine Steuer
ermäßigung zugeſtanden.

Ein Unglück im Zoologiſchen Garten. Ueber das am Sonn-
abend ſtattgefundene Unglück im Zoologiſchen Garten, das geſtern
in der Stadt lebhaft erörtert wurde, wird der Preſſe von der
Direktion mitgeteilt: Sonnabend in der Mittagsſtunde hatte in
unſerem Zoologiſchen Garten der Eisbärbaſtard „Dreyfutz“, der
ſich in dem kleinen Bärenzwinger befand, es fertig gebracht, den
Drahtſchutz über ſeinem Käfig zu beſchädigen und verſuchte zu ent-
ſchlüpfen. Die von einem Beſucher herbeigerufenen Wärter konn-
ten den Durchbruch des Tieres leider nicht mehr verhindern. Der
Bär zeigte jedoch keine Unruhe, ſondern verſuchte, an einem
Baume in die Höhe zu klettern, bis er von einem der trotz viel-
facher Warnungen und Verbote der Wärter herbeigelaufenen
Kinder ſich geneckt, glaubte und dieſes angriff. Der Wärter Her-
mann ſuchte das Kind, ein zehnjähriges Mädchen, das trotz Ver-
botes mit dem Kinde eines Angeſtellten in den Garten gekommen
war, wegzutragen, wurde aber ſelbſt von dem Bären ſo heftig
gebiſſen, daß er den Verſuch aufgeben mußte. Der inzwiſchen
herbeigeeilte Futtermeiſter Troſchke nahm nun den Kampf mit
dem Bären auf und konnte ihn auch von dem Kinde, welches
bereits mehrere Bißwunden am Kopfe erhalten hatte, ablenken,
fiel aber beim Ausweichen hin, ſodaß der Bär ihm mehrere Biß-
wunden am Kopfe und am Rumpfe beibringen konnte. Durch die
Hilfe des Eleſantenwärters wurde es ihm möglich, nach dem
Elefantenhauſe zu flüchten. Der ihm auf dem Fuße folgende
Bär wurde zum Glück durch die im Elefantenhauſe befindlichen
Ziegen von einem weiteren Angriff abgelenkt, ſodaß er einge-
ſchloſſen und nach Anweiſung des inzwiſchen herbeigerufenen
Direktors des Gartens erſchoſſen werden konnte.

Der tiefbedauerliche Vorfall hätte ſich zweifellos nicht ereignet,
wenn die Kinder den wiederholten Aufforderungen der Wärter
Folge geleiſtet hätten und ferne geblieben wären.

Dieſer Mitteilung wird weiter hinzugefügt: Zu dem bereits ge-
meldeten Ausbruch des Eisbärenbaſtards am vergangenen Sonn-
abend mittag iſt zu melden, daß erfreulicherweiſe alle Verletzten
ſich auf dem Wege der Beſſerung befinden. Der Wärter Her-
mann hat ſeinen Dienſt wieder aufgenommen, der Futtermeiſter
Troſchke darf heute bereits wieder auf Stunden das Bett ver-
laſſen und auch von dem gebiſſenen Kinde wird ſeitens der Klinik-
verwaltung eine erfreuliche Beſſerung gemeldet.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Monats-
ſitzung am Mitiwoch, den 19. Oktober, bei Steicher ab. Mit
Rückſicht darauf, daß ein Vortrag mit auf der Tagesordnung
ſteht, wird vollzähliges Erſcheinen erwartet.

Achtung, Handelshilfsarbeiter! Laut Jnſerat in vorliegender
Nummer findet Dienstag abend im Engliſchen Hof, Gr. Berlin,
eine öffentliche Verſammlung aller in Handelsgeſchäften tätigen
Hausdiener, Markthelfer, Packer und Geſchäftskutſcher ſtatt. Es
ſoll eine ſehr wichtige Tagesordnung erledigt werden. Ein zahl-
reicher Beſuch iſt deshalb vonnöten.

Die letzte Sitzung des Gewerbegerichts wurde von dem
reuen Magiſtrats- Aſſeſſor Hoffmann geleitet. Von den ſieben

zur Verhandlung ſtehenden Sachen wurden vier behufs Zeugen-
vernehmung vertagt, zwei durch Verſäumnisurteil erledigt und
ein Vergleich geſchloſſen. Jn dieſem erhält der Geſchirrführer
Jakob von dem Fuhrunternehmer Müller 2 Mark für den ent-
gangenen Verdienſt eines Tages, für den ihm Arbeit verſprochen
worden war.

Die Errichtung einer Fahrſchule, die auf eine Anregung des
Deutſchen Transportarbeiterverbandes zurückzuführen iſt, wurde
in der Stille kräftig gefördert. Vor kurzem traten die Intereſſenten
an der Gründung einer Fahrſchule für die hieſige Stadt zuſammen,
um über die weiteren Schritte zur Verwirklichung des Projekts
zu beraten. Der von der vorbereiteten Kommiſſion ausgearbeitete
Entwurf einer Satzung des zu gründenden Vereins Fahrſchule
ſowie einer Schulordnung und eines Lehrplanes lag vor und fand
die Zuſtimmung der Beteiligten. Es wurde beſchloſſen, alle Fuhr-
werksbeſitzer und ſonſtige an der Gründung der Fahrſchule inter-
eſſierten Kreiſe in Halle a. S. und Umgegend zum Eintritt in den
Verein aufzufordern, da nur bei ausreichender Teilnahme auf ein
Gelingen des Planes zu rechnen iſt. Es haben ſich bereits die
Mitglieder der hieſigen Vereinigung der Fuhrherren bereit erklärt,
das erforderliche Material an Pferden und Wagen für den Unter-

O2richt zur Verfügung zu ſtellen.
Sperre über die Viktoria. Die Einnahmer der Viktoria, Ver-

ſicherungs-Geſellſchaft, befinden ſich in einer Lohnbewegung. Die
Geſellſchaft lehnte jede Verhandlung mit der Organiſation der
Angeſtellten ſtrikte ab. Die fortgeſetzten Entlaſſungen und die jetzt
wieder vorgekommene Kündigung eines Mitgliedes des Verbandes
der Bureauangeſtellten ſind als verkappte Maßregelungen an-
auſehen. Die Hamburger Ortsgruppe des Verbandes der Bureau-
zugeſtellten hat daher über den dortigen Betrieb der Viktoria die
Sperre verhängt.

Stadttheater. Jn der kommenden Woche wird die neue
Operette Die geſchiedene Frau nur einmal zur Aufführung gebracht
und zwar am Dienstag. Mittwoch gelangt Die Afrikanerin in
der neuen Jnſzenierung zur 1. Wiederholung. Die ſſeniſchen
Bilder, namentlich dasjenige des 33. Aktes mit dem auf hoher See
untergehenden Admiralſchiff, übertrafen alles bisher auf unſerer
ſtädtiſchen Bühne Gebotene. Donnerstag findet die 14. Vorſtellung
im Bijörnſon-z3yklus ſtatt. Gegeben wird Wenn der junge Wein
blüht. Freitag Der Waffenſchmied. Sonnabend Nathan der Weiſe.
Vorzugskarten der Literariſchen Geſellſchaft haben zu Wenn der
junge Wein blüht und Nathan der Weiſe Gültigkeit.) Sonntag
nachmittag Fremdenvorſtellung Zar und Zimmermann.

Feſtvorſtellung für Theo Raven. Am 29. Okiober findet
anläßlich des 25jährigen Bühnenjubiläums von Theo Raven
eine feſtliche Aufführung der Meiſterſinger von Nürnberg
ſtatt. Herr Kammerſänger Walter Soomer, der dem Jubilar
in herzlicher Freundſchaft zugetan iſt, hat es möglich gemacht,
für dieſen Abend ſeine Mitwirkung als Hans Sachs zuſagen zu
können. Die Vorſtellung findet bei aufgehobenem Abonnement
und zu Gaſtſpielpreiſen ſtatt. Billetts zu 5,10 Mk. 1. Rang
und Orcheſter. 4,10 und 8,60 Mk. Parkett, 2,60 Mk. Parterre,
2,10 Mk. 2. Rang, 1,80 Mk. Hinterreihen und 1,55 Mk. 3. Rang
ſind ſchon jetzt mit Zuzahlung der Vorbeſtellgebühr von 20
reſp. 10 Pf. an der Kaſſe des Stadttheaters zu haben.

Erſtes Sinfonie-Konzert des Stadttheater-Orcheſters. (Ver
anſtalter: Geheimrat Richards; Muſikaliſche Leitung: Eduard
Mörike. Die Kammerſängerin Frl. Eva von der Oſten, die als
der berühmteſte Stern der Hofoper in Dresden gilt, ſingt im erſten
Teil des Sinfonieabends unter Mörikes Leitung Maſſenets ſchöne,
aber leider ſelten gehörte Arie ans dem Cid. Im zweiten Teil
rägt die Künſtlerin Lieder am Flügel vor. Die Klavierbegleitung

hat diesmal Kapellmeiſter Riedel übernommen. Neben den beiden
bekannten leidenſchaftlichen Geſängen von Brahms und Richard
Strauß Von ewiger Liebe und Heimliche Aufforderung hat Fräu-
lein von der Oſten das weniger bekannte Roſen von Walter
Courvoiſier gewählt. Das Orcheſter- Programm bringt nur Werke
franzöſiſcher Komponiſten: die Novität Jmpreſſion d'Italie, die
Ouvertüre Römiſcher Carneval von Berlioz und SaintSaens'
Je Rouet d'Omphale. Kartenvorverkauf in der Hofmuſikalien-
handlung Reinhold Koch.

Walhalla Theater. Mit großem Geſchick hat die Direktion
des Walhalla Theaters wieder ein geſchwackvolles Spezialitäten-
Programm zuſammengeſtellt. Eröffnet wird es durch die Drei
Latrours, welche auf dem Gebiete der modernen Akrobatik
ganz Erſtaunliches leiſten. Die Schweſtern Albions, Geſangs-
und Tanz-OQuartett, zeigen vor allem mit ihrem Spitzentanz eine
vorzügliche Schulung. Alaska verdankt ihren gut dreſſierten
Katzen großen Beifall. The Ritſchies, komiſche Radfahrer,
rieſen durch ihre ſonderbaren Fahrzeuge wahre Lachſalven des
Publikums hervor. Von Leiſtungen kann weniger die Rede ſein.
Der Humoriſt Harry Arndt bringt neue Couplets eigenen
Reperloirs. Die ſechs Colbergs mit ihrem kleinen Kapell-
meiſter ſind dem Halleſchen Publikum hinlänglich bekannt es
fanden die vorgetragenen Piècen denn auch den wohlverdienten
Beifall. Auch die Hegerbart Family mit ihrer Panto-
mime „Jm Zoologiſchen Garten“ iſt im Walhalla nicht neu.
Sie verſtehen immer noch die Lacher auf ihre Seite zu bringen.

gewerbsmäßig gehandelt habe.

Die hervorragenden Leiſtungen der Tſchin Mag-Truppe ſind
an dieſer Stelle bereits von uns beſprochen, ſo daß es ſich erübrigt,
ſie nochmals hervor zu heben. Den Schluß des nur zu emp-
fehlenden Programms bildet eine neue Serie kinematographiſcher

Vorführungen. 8.Im Apolatheater tritt Sylveſter Schäffer, zu deſſen Lob
wir nichts hinzuzufügen brauchen, in der zweiten Monatshälfte
auf. Hinzugekommen ſind die 2 Sidions, deren gymngſtiſche
Leiſtungen Bewunderung verdienen dann die 4 Spiſels mit
ihrem fröhlichen Bumſty-Bumſty-Akt und La Bérat, die myſte
riöſe Grotten- und Feuertänzerin. Die Farbeneffekte ihrer Tänze
ſind wirklich bezaubernd. Ein künſtleriſch geſchultes Auge wird
ſeine helle Freude an dieſer Vorführung haben. Auch dieſer Spiel-
plan ſichert dem Apollotheater ausgiebigen Beſuch.

Eine Unglückliche. Ein Dienſtmädchen wurde unter dein
ſchweren Verdacht, einen Kindesmord begangen zu haben, vor
einigen Tagen feſtgenommen. Nach eigenem Geſtändnis hat das
Mädchen vor einigen Wochen geboren, und zwar ſoll es ſich um
ein totes Kind gehandelt haben. Um die Spuren zu beſeitigen,
hat das Mädchen, wie es angibt, die Leiche in den Küchenofen
geſteckt und verbrannt. Die Aſche wurde dann in die Müllgrube
geworfen. Ob es ſich tatſächlich um die Vernichtung einer Tot
geburt handelt, wird ſich heute nur noch ſchwer feſtſtellen laſſen.

Von den ins Land geholten billigen Arbeitskräften. Mit
unter müſſen die Agrarier mit ihren fremden Arbeitsſklaven üble
Erfahrungen machen. Auf dem Stadtgute Diemitz griff ein pol-
niſcher Saiſonarbeiter den Hofmeiſter Lange an, als dieſer ihm
Vorhaltungen wegen ſalſchen Umwendens mit den Zugtieren
machte. Der Pole zog das Meſſer und ſtieß es Herrn Lange erſt
in den Arm und dann in die Hand. Hier brach es ab und blieb
ſtecken. L. mußte in die Klinik überführt werden.

Unterpeiſzen bei Könnern. Ein Landwirt als Wilddieb.
Nach dem Grundſatz: „Je mehr er hat, je mehr er will ſoll der
Landwirt Karl Franzisky von hier gehandelt haben, der am
Sonnabend vor der Strafkammer Halle angeklagt war, im
Sommer d. J. gewerbsmäßig und zur Schonzeit die Jagd auf
Hafen ausgeübt zu haben. Jn hieſiger Gegend ſollen viel Haſen
durch Schlingen gefangen werden. Eines Morgens ging der Feld
hüter Mähne an dem Roggenfelde des Angeklagten vorbei und
ſah wie da an einem ſog. Wechſel, an dem die Haſen vorbei liefen,
eine Schlinge ſtand. Der Feldhüter erſtattete bei dem Pächter
der Gemeindejagd Meldung und erhielt dann Auftrag, ſo lange
aufzupaſſen, bis der Wilddieb erſcheine. Nachdem der Wächter
dann zwei Tage und eine Nacht Poſten geſtanden hatte, kam der
Angeklagte, nahm den Haſen ſamt Schlinge, warf beides auf ſeinen
Wagen und fuhr nach Hauſe. Eine darauf ſtattgehabte Haus
ſuchung ergab, daß der Haſe, der ſchon zum Genuß zurecht ge-
macht worden war, vorgefunden wurde. Ferner fand man
Schlingen, darunter die auch zuletzt benutzte, die von der Tochter
des Angeklagten zu einem neuen Fange ſofort wieder zurecht ge-
macht worden war. Schließlich entdeckte man im Roggenfelde des
Angeklagten noch eine aufgeſtellte Falle. Der Angeklagte erklärte
vor Gericht, er habe den Haſen mit der Schlinge auf ſeinem Felde
nur ſo zufällig gefunden und das Wildbret, ohne ſich etwas
Schlimmes dabei zu denken, mit nach Hauſe genommen. Die
bei ihm beſchlagnahmten Schlingen habe er auf der Wieſe ge-
funden. Auch auf den Aeckern von anderen Landwirten hätten
Schlingen geſtanden. Der Staatsanwalt beantragte gegen den
Angeklagten die allerdings etwas ſehr harte Strafe von drei
Monaten Gefängnis. Der Verteidiger des Angeklagten verſuchte
nachzuweiſen daß ſein Klient weder die Schlingen geſtellt, noch

Das Gericht bejahte aber die
Gewerbsmäßigkeit und erkannte auf das in ſolchen Fällen bei
Verneinung mildernder Umſtände niedrigſt zuläſſige Strafmaß
von drei Monaten Gefängnis. Der Landwirt ſchaute bei der
Verkündigung des Urteils etwas verduzt drein. Denn iſt es, wie
er vorgibt, richtig, daß er nur den einen Haſen gefangen hat, ſo
iſt das Vieh ein ſehr koſtſpieliges Wildbret, das er nicht einmal
genoſſen hat.

Stadt Cheater.
Die Afrikanerin. Große Oper von G. Meyerbeer. Als

die Direttion den mehr oder weniger wie man will löb-
lichen Entſchluß ſaßte, mit einer Neu-Jnſzenierung der Afri-
kanerin aufzuwarten, hat noch kein Menſch geahnt, daß die
Aufführung auch ein gewiſſes aktuelles Jntereſſe bieten könnte:
Wer denkt nicht an die ſoeben ſiegreich beendete Revolution
in Portugal, wenn er im 1. Akt der Oper nach Liſſabon in den
Ralsſaal der Admiralität verſetzt wird, wo der kühne und
tapfere Seefahrer Vasco de Gama dem allmächtigen Einfluſſe
des am Hofe herrſchenden Klerikalismus unterliegt und ſür
ſeine Kühnheit im Kerker büßen muß. Damals ſtand Portugal
auf der Höhe ſeines Ruhmes, war es eine bedeutende Welt
macht, war Liſſabon die Handelszentrale der Erde. Jahr-
hundertelange pfäffiſche Mißwirtſchaft hat das chemals
blühende Land dem politiſchen und wirtſchaftlichen Bankerott,
dem Ruin zugeführt, das Volk in geiſtiger Finſternis und in
Verdummung erhalten. Jetzt endlich ſcheint man dieſer Miß
wirtſchaft ein Ende machen zu wollen, indem man die Pfaffen
ſamt und ſonders aus dem Lande jagt.

Die verfloſſenen Ereigniſſe in Liſſabon, ſowie der Umſtand,
daß die Oper ſeit längerer Zeit nicht gegeben worden iſt, dürf
ten eine kurze textliche Jnhaltsgabe des Werkes wohl recht-
fertigen: Der Seefahrer Vasco de Gama iſt von einer Ent
deckungsreiſe nach Liſſabon zurückgekehrt, und verlangt vom
Könige die Ausrüſtung eines neuen Schiffes, um ein noch un
bekanntes Land zu entdecken, als Beweis für deſſen Exiſtenz
er zwei in Seenot gerettete Sklaven, Nelusko und Selika mit
gebracht hat. Die ſtarke klerikale weiſt mit dem falſchen
und ehrgeizigen Ratsvorſitzenden Don Pedro an der Spitze die
Forderungen Gamas ab und überantwortet ihm den Kerker.Jnes, die von Gama geliebte Tochter des Admirals Don Diego
erkauft ihm die Freiheit damit, daß ſie Don Pedros Weib
wird und auf den Geliebten verzichtet. Der ehrgeizige und
verſchlagene Don Pedro möchte das unbekannte Land ſelbſt
entdecken, um ſich an deſſen Schätzen zu bereichern. Mit großem
Gefolge und den Sklaven Nelusko und Selika an Bord fährt
er nach Madagaskar. Nelusko, der ihm als Führer dienen
ſoll, leitet das Schiff nach gefährlichen Klippen, damit es dort
zerſchelle und ſeine Schätze den Jnſulanern als Beute zu-
fallen. Da erſcheint Vasco de Gama am Bord des Schiffes,
um Don Pedro vor der Gefahr zu warnen und zugleich auch
Jnes zu retten. Doch ſchon iſt es zu ſpät. Die Howas er-
ſtürmen das Schiff und töten die geſamte Mannſchaft bis auf
Gama, den ſie in Ketten auf dem Boden des Schiffes vor-
finden. Doch auch er ſoll, ans Land gekommen, getötet wer
den. Selika, die Königin des Landes, die unter großem Pomip
wieder in ihre Reſidenz eingezogen iſt, rettet den Seefahrer
nur dadurch, daß ſie ſich als fein Weib bekennt. Noch ganz im
Liebesrauſch gefangen findet Gama plötzlich Jnes wieder, die
ebenfalls gerettet iſt. Selika läßt beide nach Portugall zurück
fahren, während ſie den Tod unter dem tödlich wirkenden
Manzanillabaum ſucht und findet.

Die Muſik Meyerbeers, und beſonders die der Afrikanerin,
liegt unſerem Geſchmacke heute viel zu fern; ſie hat wenig
Anziehendes und Reizvolles und geht eindruckslos vorüber. Jn
der Hauptſache iſt eben die Afrikänerin eine Ausſtattungsoper,
in der dem Opernregiſſeur ebenſo dankbare wie ſchwierige
Aufgaben geſtellt ſind. Jn den erſten beiden Akten ſind ſie ver-
hältnismäßig nicht zu löſen, ſchwieriger wird die Sache in den
drei folgenden Atten. Jm allgemeinen muß die Löſung, die
Direltor Riſchard.s und Oberregiſſeur Theo Raven ge-
ſunden hatten, als recht glücklich bezeichnet werden, wenn nun
auch ohne Zuhilfenahme von ſehr viel Phantaſie (ſo im
3. Akt auf. dem Admiralsſchiff) nicht immer auskam. Wunder-
bare, farbenprächtige Bilder von geſättigter tropiſcher Schön
heit, reizvolle Lichteffekte boten der vierte und fünfte Akt.
Freilich der Bauſtil ſowohl wie die undefinierbaren, dem „Ein-
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liegt das, wie ſchon geſagt, daran, daß wir uns nicht mehr für
die Muſik Meyerbeers begeiſtern können, ſeine Zeit vorbei iſt
und zum anderen entbehrte die Aufführung, von einigen Höhe
punkten abgeſehen, des notwendigen Temperaments und des
großen Schwungs ohne die die Oper nie recht wirken wird.

An Eduard M ö rike, der die muſikaliſche Leitung mit großer
Gewandtheit und Sicherheit ſtraff durchführte, lag die Schuld
gewiß nicht; höchſtens könnte man ihm einige vorgenommene
Streichungen zum Vorwurf machen, durch die das Verſtändnis
der Handlung im vierten Akt nicht eben erleichtert wurde. Auch
der Chor war, die obligaten Entgleiſungen abgerechnet, ganz
paſſabel. Jn den Einzelleiſtungen zeigten ſich ſtarke
Zchwankungen. So hatte die Vertreterin der Titelrolle Stefanie
Preißm ann geſanglich recht gute Momente aufzuweiſen,
vermochte aber ihrer Selika nicht genug verzehrende Glut und
hinreißendes exotiſches Temperament zu verleihen, um uns
durch ihr Spiel mit fortzureißen. Das brachte auch Alice
von Boer als Jnes nicht zuſtande. Sie würde noch ganz
andere Wirkungen mit ihrer vorzüglichen Sangeskunſt erzielen,
wenn ſich damit auch ein mehr herzenswarmes, ſeelenvolles
Spiel vereinigen würde! Dieſe echten Herzenstöne traf Otto
Lähnemann, der den Vasko de Gama in ritterlicher Weiſe
darſtellte, noch am beſten. Nachdem er ſich von einer kleinen
IJndispoſition, die am Anfang recht ſtörend wirkte, frei ge
e hatte, gab er auch in geſanglicher Hinſicht recht be
friedigendes. Zeitweiſe tat das auch Erik van Hor ſt, der ſich
nur zu oſt im Ton vergriff und dadurch auch darſtelleriſch an
Sicherheit verlor; den Nelusko kann man ſich dämoniſcher,
wilder, leidenſchaftlicher denken, als ihn van Horſt gab. Für
ſein ſpätes Auftreten im zweiten Akt iſt wohl die Regie ver
antwortlich zu machen. Eine gewiſſe Textunſicherheit machte
ſich, wie bei den meiſten Mitwirkenden, auch bei ihm bemerkbar.
Ihrer Aufgabe nach jeder Richtung hin gewachſen zeigte ſich
Franz Schwarz Don Pedro), Theo Raven (Admiral
Diego), Karl Kruthoffer (Großinquiſitor), Otto
Rudolph (Oberprieſter) und Fritz Gruſelli (Don Alvar).

Durch lebhaften Beifall hervorgerufen, zeigten ſich am Schluß
neben den Darſtellern auch Kapellmeiſter Eduard Mörike, Theo
Raven und Direktor Richards.

Soziales.
Sterblichkeit in freiſtehenden und in zuſammengebauten

Häuſern.
Das engliſche Gemeindeverwaltungsamt hat in

einer von 1898--1907 für 13 Jnduſtrieſtädte in Yorkſhire auf-
geſtellten Statiſtik die Wirkung der Bauweiſe auf die Geſund
heit zu ermitteln geſucht. Man wählte möglichſt gleichartige
Wohnungs- und Bewohnertypen. Der Bearbeiter Dr. Darra
Mair ſtellt feſt, daß in Häuſern, deren Rückwand an
andere angebaut iſt, die Sterblichkeit um 15 Prozent
höher iſt als in freiſtehenden. Jn Reihenhäuſern ſteigt
das bis 20 Prozent. Häuſer mit freier Seitenwand
ſtehen nicht ungünſtiger als ganz freiſtehende. Die größere
Sterblichkeit macht ſich geltend: bei Lungenkrankheiten
(ausgenommen Schwindſucht) und Luftröhrenerkrankungen
(um 40 Prozent!), um ebenſoviel bei Ernährungsſtörungen
und mangelhafter Entwicklung kleiner Kinder, ferner bei
anſtecken den Krankheiten (10 Prozent) und Durchfall
(5 Prozent). Am ſtärkſten äußerte ſich das im Alter unter 15
und über 65 Jahren. Selbſt in an ſich geſund gelegenen
Häuſern war dieſe Sterblichkeitsdifferenz feſtzuftellen. Eigen-
tümlich iſt, daß eine Mehrſterblichkeit an Tuberkuloſe nicht
feſtgeſtellt iſt. Es geht aus der Mitteilung der Labour Gazette
nicht hervor, ob man ſie nicht vielleicht ganz außer Betracht ge
laſſen hat, da ſie als Wohnkrankheit ohnehin bekannt iſt. Durch
das Städtebaugeſetz von 1909 ſind Häuſer mit aneinander-
gebauten Rückwänden für die Zukunft verboten worden.

Allerlei.
Großfeuer in Ungarn. eBudapeſt, 16. Oktober. Jn der Gemeinde Daborcez

wurde durch ſpielende Kinder ein Großfeuer verurſacht,
dem 18 große Bauernwirtſchaften zum Opfer
fielen. Bei den Löſchungsarbeiten wurden mehrere Per

ſonen verwundet. nDie Geſchichte eines Königsbildes.
Der Pariſer Rappel meldet: Als König Manuel in

Paris weilte, widmete er den republikaniſchen Miniſtern
aus Dankbarkeit für den ihm zuteil gewordenen freundlichen
Empfang ſein Bild mit eigenhändiger Unterſchrift. Einige
Tage ſpäter konnte man die Züge des jungen Monarchen in gerichteter Bergketten durchzogen, die aber in dem nordweſt

Goldrahmen in den meiſten Miniſterien an den Wänden
prangen ſehen. Da brach die. Revolution aus. Am erſten Tage
zweifelte man noch. Das Bild wurde einfach hinter das
Tintenfaß geſtellt. Am folgenden Tage waren die Zweifel ge-
ſchwunden, das Bild wanderte auf eine Konſole in eine finſtere
Ecke. Jn einer Woche wird es gänzlich verſchwunden und in
vierzehn Tagen durch das Porträt des Präſidenten Braga er-
ſetzt ſein. C'est la vie! (So iſt das Leben!)

Wieviel Republiken gibt es
Dieſe durch die Revolution und die Proklamierung der Re-

publik in Portugal aktuell gewordene Frage beantwortet der
Gaulois mit einer kleinen Staltiſtik, Europa zählt nur im
ganzen fünf Republiken, außer der jüngſten, Portugal, noch
Frankreich, die Schweiz, Andora und San Marino, die älteſte
der heutigen Republiken, da ſie ſeit den erſten Zeiten der chriſt
lichen Aera exiſtiert. Jn Afrika gibt es nur einen einzigen
Staat als Republik, Liberig, deſſen Bevölkerung ſich ganz aus
Negern zuſammenſetzt. Weder Aſien noch Auſtralien weiſen
Länder auf, die republikaniſche Staatsform haben. Dagegen
ſind Nord und Südamerika das gelobte Land der Republitken.
Es würde zu weit führen, dieſe alle aufzuzählen von der größ-
ten, den Vereinigten Staaten, bis zur kleinſten, Coſta Rica
mit ſeinen nur 320 000 Einwohnern, ſind es im ganzen 17.
Alles im allem gibt es alſo auf der Erde 23 Republiken.

Ein verkanntes Nahrungsmittel.
Die Zeit iſt da, wo die Nüſſe reif ſind. Die meiſten Men-

ſchen freilich ſind es gewohnt, dieſe Früchte nur in der Weih-
iachtszeit als Leckerei zu genießen und horchen erſtaunt auf,

wenn ſie von dem großen Nährwert der Nüſſe hören und von
dem Rat, ſie täglich zu verwenden. Aber Unterſuchungen, wie
die des ſpaniſchen Phyſiologen Munoz erweiſen die phyſiologi-
ſchen und therapeutiſe,en Eigenſchaften, und man ſollte mehr
und mehr dafür ſorgen, daß Nußbäume und -Sträucher in grö-
herer Zahl als bisher in unſeren Gärten angepflanzt werden.

Was die chemiſche Zuſammenſetzung betrifſt, ſo enthält die
Nuß, wie alle anderen ähnlichen Früchte, Fett, Kohlehndrate,
Zelluloſe, anorganiſche Salze, Waſſer uſw. Außerdem findet
ſich aber in der Nuß ein eigentümliches Alkaloid, dem ſonder-
bare Wirkungen zugeſchrieben werden müſſen. Als bei den
Verſuchen ein geſunder Menſch mittags und abends als Nach-
tiſch je acht große Nüſſe verzehrte, ſo ſtellte ſich bereits nach
wenigen Tagen vermehrter Blutzufluß nach der Haut und den
Schleimhäuten ein. Geſichtsfarbe und Lippen wurden inten-
ſiver rötlicher. Wurde die Nußmenge geſteigert, ſo traten
Naſenbluten, auch Kopfſchmerzen oder Schwindel auf. Daraus
ergibt ſich, daß für Blutarmut eine derartige Nußkur vorzüg-
lich iſt; doch ſoll man überall da recht vorſichtig ſein, wo all
gemeine oder lokale Blutüberfüllung ſich zeigt.

Der amerikaniſche Profeſſor Dr. Haffa hat gefunden, daß
die Nüſſe an Nährgehalt ſogar verſchiedene Käſeſorten über-
treffen. Jn den meiſten Fällen iſt es ratſamer, wenn man die
Nüſſe nicht als Zukoſt oder Ergänzung zu einer Mahlzeit ge-
nießt, ſondern als regelmäßigen Beſtandteil einer ſolchen ve-
trachtet. Die Ernährung mit Nüſſen hat den Vorzug vor einer
ganzen Reihe von Nahrungsmitteln, da eine beſondere Zube-

h nicht nötig iſt. Natürlich müſſen ſie vor Fäulnis, Ver-
erben und vor Einwanderung von Jnſekten geſchützt ſein.

Deutſchlands Zeitungen.
Jn den Dokumenten des Fortſchritts (Heft 9) finden wir eine

intereſſante Zuſammenſtellung über die Zahl der in den ein-
zelnen Bundesſtaaten erſcheinenden Zeitungen. Die Zahl der
in Deutſchland erſcheinenden Zeitungen beträgt 3929. Auf die
einzelnen Bundesſtaaten verteilen ſich die Ziffern wie folgt:
Preußen 2306, Bayern 438, Sachſen 254, Württemberg 183,
Thüringen 149, Baden 169, Heſſen 115, beide Mecklenburg 82,
i 86, Braunſchweig 34, Oldenburg 33, An-halt 28, beide Lippe 13, Waldeck 7, Hamburg 16, Bremen 8, Lü-
beck 8. Ein Vergleich mit der Einwohnerzahl (der Bevölke-
rungsſtand von Ende 1905 als Grundlage genommen) ergibt,
daß die größte Zahl von Leſern auf ein Blatt in den Hanſe-
ſtädten zu finden iſt, nämlich durchſchnittlich 38 881. Es folgt
ſodann Elſaß-Lothringen mit 21099, Sachſen mit 17750,
Preußen mit 16 186. Die geringſte Leſerzahl auf ein Blatt
finden wir in Waldeck mit 8447 und in beiden Mecklenburg
mit 8885.

Eine neue Forſchungsreiſe im nördlichen Mexiko.
Dr. Karl Lumholtz, der unermüdliche Erforſcher unbekannter

Länder und Völker in Süd- und Mittelamerika, hat an die
Geologiſche Geſellſchaft in Paris eine Mitteilung über ſeine
letzte Reiſe in dem Grenzgebiet zwiſchen Mexiko und den Ver-
einigten Staaten gelangen laſſen. Er hat dort vorzugsweiſe
die Papagos- Indianer aufgeſucht, die den ſüdlichen Teil von
Arizong und den nordweſtlichen der mexikaniſchen Provinz
Sonora bewohnen. Weder dieſer Volksſtamm, noch die große
von ihm bewohnte Landſchaft war bisher planmäßig ſtudiert
worden. Das Land wird im Gegenſatz zu der gewöhnlichen
Darſtellung auf Karten von einer Reihe öſtlich und weſtlich
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übrigen Gebiet. Regenfall iſt

den Bergen ſammelt es ſich
tieſungen.
für ſich und ſeine Begleitung

gnügen. Die Pferde,

mit Eſeln gemacht.

weckt hat.

Dr. Lumholtz mußt

hatte, ſtarben faſt ſämtlich. Spe

lichſten Teile von Sonora nicht ſo ſtark hervortreten wie in dem
äußerſt ſelten, und das Waſſer

muß durch Graben tiefer Brunnen geſammelt werden. Nur in
zuweilen in natürlichen Ver-

e während ſeiner ganzen Reiſe
Waſſer in Tonnen mitnehmen.

Die Tiere der Expedition mußten ſich in dem Abſtand der ein-
zelnen Brunnen, der einmal einem Reiſeweg von 76 Stunden
entſprach, mit Gras und den Blättern von Sträuchern be-

deren ſich der Reiſende zuerſt bedient
ter wurden beſſere Erfahrungen

Die Zahl der Papagos iſt ſehr durch die
Einfuhr von olkoholiſchen Getränken vermindert worden und
beläuft ſich jetzt nur noch auf etwa 3000, die ungeſtört in ihrem
Lande hin und her wandern können, das wegen ſeiner Wüſten-
natur die BVegehrlichkeit des weißen Mannes noch nicht er-

hilft nichts als Austritt.

Frſefraſten
A. V. H. III. Wenn Sie nicht formell aus der Kirche aus

geſchieden ſind, müſſen Sie zahlen. Die Kirche iſt leider berechtigt,
ſich Dinge bezahlen zu laſſen, die ſie nicht geleiſtet hat. Dagegen
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ſämtlichen Schriftſtücken
Anonyme Zuſchriften kann die

Frbeiter-Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

Sprechſtunden nur Wochentags von 112. u Uhr und abends von
55-8 Uhr. Sonnabend nachmiitags und Sonntags

geſchloffen. Telephon Nr. 1541.

d detwenn CRtlntrenne

Versuchen Sie nicht
erſt minderwertige Nachahmungen.
gleich den bewährten echten Kathreiners Malzkaffee!

Der Sekalt machto!

„Praktus“ 4.75 Mk.

C. Fe Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Kaufe Kangarienhähne
Dienstag, 18. Oktober.
Zahle für Japper Z. 10.

beſſere nach Geſang.

G. Kummer,Brunoswarte 1, 2 Tr.

Arbeitsmarkt

krdarbeiter
zum Wasserwerksbau Wiehe
gesucht. Zu melden Diens-

Nehmen Sie

tag '210 Uhr am
Bahnhof Teuchern.

Gegen viele Hautleiden, wie
juckende Dermatoſen, Schuppen-

Flechte
(Pſoriaſis) Seborrhoea des
Kepfes und Geſichts, Hautjucken,
einfache, eitrige und entzündliche
Acrne(Geſichtspickel), Furunkuloſe,

Jchthyoſis, Prurigo der Kinder,
chron. Ekzeme (juck. Knötchen) uſw.
verordnet H. Dr. med. S., Spezial
arzt f. Hautl., mit beſtem Erfolg
Zucker's PatentMedizinalSeife

empfehle höflichſt alle

Artihel.
h h H. Neregner, Irittstrasse 20.
(Z57oig, ſtärkſte Form), im Ver
ein mit Zuckeob-Creme 75 Pf. u. Buchbinderei

wurÄwfang

kauft man wirklich billig bei

Maurer und Arbeiter
werden angenommenéSelbſtgefertigte Neubau Lievenauerstr. 175.

BRarchent-Hemden, weiß. bunt, Gesucht sol. a. J. Ort Leute, auch Frauen, w.
für Männer, Frauen u. Kinder,Vertrel. hocheleg. Neuh. erstkl. Weihnachlsart.
beſte Näharbeit in allen Größen, Uhdern. Hoh. Verd. l. Jeöerm. Ausk. Volks

kosfenlos z solori. Herm. Wolkf,
Albert Hammer, Geiſtſtr. 52. Zwickau Sa., Nordstrasse 30.

Schulhedaurfs-

2 M. Jn alen Apoth., Drog. mit elektriſchem Betriebe.

e et n yychn deanderes aufreden laſſen. Esdafür keinen Erſaß! Auichtporfkartel veneruennenn

R.-Spar.-Verein. Tel. 2673. Scene Reg gen
andesamtliche Nachrichten.

luge Frauen Halle-Süd (Steinweg 2) 15. Oktbr.

e
Ehe im. 39 b. Statt M. 250, und. Anna Baaſch (Glauchaer-

39 Abb. arg ſtraße 32). Muſiker Golf undnur 75 Pf.. Kleine Familie i Pfaff (Hei SilberZtatt M. 170 nur 75 P. Lina Pfaff Heidelberg u. (Triberg).
n, Oschmann, Konstanz I. 249. Maurermeiſter Reichenbach und

Wiederverkäufer
Helene Brömme (Köſen u. Mittel

ſtraße 10). Bergmann Szepaniak
u. Stanislawa Wietecha (Siers-

für Fastonbrezeln ſucht leben. Arbeiter Kubeczka und
0, Rümpler, Böllberg 27. Katharina Laczak (Conzenau).

Martha

Mediziner Berchmann und Dina
Katzenchon (München).

Eheſchließungen: Stanzer
Grüneberg und Martha Schickorr
(Kl. Ulrichſtraße 1 u. Glauchaer-
ſtraße 69). Former Becker und
Anna Knittel (Gr. Steinſtr. 31).
Kaufmann Höſe und Jda Röder
(Moritzzwinger 2 und Alter
Markt 22). Klempner Donath u.

Denkewitz (Pfänner-
höhe 30 und Unterplan 12). Vizewachtmeiſter Hübner und Luiſe
Blaszkicwitz Merſeburgerſtr. 93
und Krondorferſtraße 12). Kauf-
mann Börner und Marie Möller
(Nordhauſen u. Alte Promenade 1).
Poſtbote Nordmann und Olga
Fiſcher (Bruckdorferſtr. 3). Buch-
halter Schnell u. Minna Nicolai
(Leipzig und Weingärten 49).
Jntendantur Aſſeſſor Mund und
Margarete Wartze Königsberg
und Krukenbergſtr. 2). Schloſſer
Hempel u. Lina Berdan (Leipzig-
Möckern und Merſeburgerſtr. 22).
Former Schurig und MarthaVartſch (Poſtſtr. 29 u. Beeſener-

ſtraße 25). Schriſtſetzer Remke
und Hedwig Lindner Bruck-
dorferſtraße 8 und Drhyander-
ſtraße 24). Kaufmann Danders
und Luiſe Meyer (Rud. Haym-
ſtraße 6 und Ranniſcheſtraße 13).

Geboren: Bergwerks-Direktor
Siewert Sohn (Götheſtraße 29).
Fleiſcher Hillert Tochter (Wein-
gärten 21). Arbeiter Hartig S.
(Annenſtr. 1). Schloſſer Bret-
ſchneider T. (Jakobſtr. 44).

Geſtorben Witwe Pinkert,
Marie geb. Schröder, 61 Jahre
Halberſtädterſtr. 3). Kaufmann
Kyrian, 54 J. (Alter Markt 1).
Witwe Schmalz, Emilie geborene
Böge, 53 J. Delitzſcherſtr. 1).

57Bäckermeiſters Brendel S., 7 J.
(Taubenſtr. 2).

Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 32)
15. Oktober.

Eheſchließungen: Schloſſer
Burchardt u. Helene Engelmann
(Goetheſtr. 13 und Schillerſtr. 38.
Gußputzer Thiemann und Minna
Kitzing (Schloſſerſtr. 9 und Wie
landſtr. 19). Rollkutſcher Schmidt
und Emma Olm (Leipzig und
Wittekindſtr. 32). Bureauvorſteher
Arndt und Frida Buſch (Hagsfeld
und Fritz Reuterſtr. 10). Polizei-
ſergeant Albrecht und Marie
Püwick (Kattowitz u. Burgſtr. 17.
Ingenieur Löbnitz und Emmy
Schmiljun (Krauſenſtraße 18 und
Körnerſtraße 26). Schriftſetzer
Trautmann und. Anna Kurzhals
(L. Wuchererſtr. 25 und Göben
ſtraße 27). Kaufmann Waſchinsky
und Minna Voigtmann geborene
Hundt Kroſſen a. Oder und
Schillerſtr. 58). Arbeite Hennicke
und Martha Brömme Raffinerie-
ſtraße 16 und Gr. Goſenſtr. 29.
Bahnarbeiter Kreſſe und Marie
Henze (Große Brunnenſtraße 53
und Teicha). Schloſſer Schwabe
und Martha Weber (Streiber-
ſtraße 29 u. Weißenburgſtraße 19..
Schmied Schütze und Agnes
Täuſcher (Bernburgerſtraße 16.
Tiſchler Rentſch und Henriette
Kindling (Kurfürſtenſtr. 9 und
Oſendorf). Geſchäftsführer Berg-
hammer u. Luiſe Morche (Tal-
ſtraße Heidepark) u. Volkmann-
ſtraße 2). Maurer Böhme und
Anna Schneider (Talſtr. 25 und
Gr. Goſenſtr. 30). Dachdecker
Haack u. Marie Mörtzſch (Dannen-
berg u. Henriettenſtr. 21). Sergt.
Klein u. Hedwig Einicke (Magde-
burg u. Göbenſtr. 10).

Geboren: Arbeiter Japp T
(Körnerſtraße 27).



Emnp ſehleu i friſch eingetoſfene Rolleteb- Butter Pfd. 62 Pf. 5b Rabatt. Albert Knäusel.

Direktor u. Besitzer: Paul Blüthgon.

euer wnäbertrefſüeher Spielplan 8rot Kann man sich lachen
jetzt im

n er Walhalla Theater.So ist überall das Tagesgespräch!
Schlager auf Sohlager! v

uNiitwoch Chungusen-Borstellung,
ausserdem 6 Colbergs usw. und prächtige Kinobilder.

J ehe h rCewerkschaftsnarteſ

Delitzſch u. Amoegend.
Mittwoch Den 19. Oktober abends sie Utzr im

Oeffentliche
„Lindenhof“:

Gewer ſhoſtster annlng
mit folgender TagesordniDer Reichsverband zur Bekämpfung der öoyoldemolratfe

im Karapfe gegen die freien Gewerlſchaſten.

Referent Genoſſe kg Magdeburg.
Es iſt Pflicht aller gewerkſchaftliGenoſſinnen, in dieſer Verſam h u erſcheinen.

ßockwſtz u. meegent.
Sonntag d. 23. Atober nachm. “22 Uhr im Hotel Serrmann

ſſentl volzerſemnlng.
Tagesordnung: Die Beſchlüſſe von München, n

hagen, Hamburg und Magdeburg über die Genoffſenſchaftsfrage.
Referent: A, v. Elm, Hamburg.

Einem recht zahlreichen Beſuch der männlichen ſowie weiblichen
Bevölkerung bei dieſer ſo wichtigen Tagesordnung ſieht entgegen

Der Einberufer.

Arbeiter Gesang verein
Ammendorf und Umgegend

Mitglied des Deutſchen Arbeiter-Sänger- Bundes.

unſere Singeſtunde
findet regelmäßig jeden Donnerstag, abends 9 Uhr,

im V Bahnhofs Reſtaurant W ſtatt.
Der Vorſtand. J. A. Paul Schmidt.

„Bürgergarten“ in Bitterfeld.
Mittwoch den 19. Oktober, abends G Uhr

Achtung! Die Waffen nieder Achtung!
Schauſpiel nach dem Roman von B. v. Suttner.

Friedens-Hobelpreis, las Emenbee,
Vorverkauf im Konſum: 2. Platz 40 Pf., Galerie 30 Pf.

Rie Gewerkschaſts-
Zewegung An kegien

wer n Auflage. Preis 25 Pf.beziehen durch alle Austräger und die
Volksbuchhandlung, Halle a. S., Sarz 42/43.

organ riſierten Genoſſen und

Schreiben Sie dieſer
Fran Wenn Sie einem Manne das

Trinken abgewöhnen wollen.
tat dies erfolgreich bei ihrem Manne, Bruder und viele ihrerKachba rn und nun will ſie Jhnen in freimütiger Weiſe von dieſer

einfachen Methode erz ählen, die ſie mit ſo gutem Erfolge anwandte.
Dieſe Methode kann an dem

Trinker unbemerkt angewandt
werden und Jhre Privat
angelegenheiten bleiben vor
der Oeffentlichkeit bewahrt.
Frau Anderſon iſt bemüht
andern zu helfen und deshalb
raten wir ernſtlich jedem
unſerer werten Leſer der einen
Lieben hat, der trinkt, ihr noch
heute zu ſchreiben. Wenn
Sie ihr ſchreiben, wird ſie
Jhnen erzählen, wie Sie
ihren Mann von der Trunk-
ſucht befreite.

Sie verlangt nichts für dieſe
Hilfe und es iſt darum kein
Grund vorhanden warum
Sie nicht ſofort an ſie ſchreiben
ſollten. Natürlich erwartet
ſie, daß Sie ein perſönlicheJntereſ e daran haben, jemand

von de T l tFrau Margaret Anderſan, ſehen und micht n de
die ihren Mann von der Trunkſucht Neugierde anfragen.

befreite Schicken Sie Jhren Brief
vertrauensvoll an ihre Adreſſe:

kran Harguret Anderson, 21, linden Str., Mllbarn, I. J. Amerta
ode er um es noch leichter für Sie zu machen, ſchreiben Sie deutlichIhren Namen und volle Adreſſe auf den unten beigefügten Coupon

und ſenden Sie ihr dieſen.
B. Das Briefporto nach Amerika iſt 10 Pfennige.

Mrs. Margaret Anderſon,
21 Linden Straße, Hillburn, New York, Amerika.

Bitte ſchreiben Sie mir, wie Sie Jhrem Manne das Trinken
abgewühnten, da ich mich perſönlich für jemand, der trinkt,
intereſſiere.

(Bitte ſchreiben

Name

Sie ſehr deutlich)

MWohnort

Straße und Hausnummer

Provinz

Nardoh- arbeiter
Dienstag den 18. Oktober, abends 9 Uhr,im h Hof“:
Oeffentl.Versammlung
Hausdiener, Markthelfer, Packer, Lager-
arbeiter, Geſchäftskutſcher u. dergl.

Zahlreichen Beſuch erwartet Der Einberufer.

Sozialdemokratischer Verein,
Distrikt Leimbach

Mittwoch den 19. Oktober 1910, abends 7 Uhr, bei Weiſe:

Mitgliederversammlung.
Tagesordnung 1. Vortrag. 2. Wahl einer Zeitungs-kommiſſion. 3. Wahl eines Bezirksleiters.
Zahlreichem Erſcheinen ſieht entgegen Die Ortsverwaltung.

Jeden Dienstag
Schlachtefest

Hochwichtige TagesOrdnung für jeden M

Morgen u. jeden Dienstag Je W ſt. 2Joh. Vigchor, O. Grabaum,Gr. Goſenſtr. 39. Mansfelderſtraße Nr. 3.

studttheuter Hulle.
Direktion Geb. Horal M. Richards.

Fernruf 1181.
Dienstag 18. Oktober 1910:

38. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel.
Aovlläat! Zum 7. Male: loewvilät!

Die geſchiedene Frau.

Operette in 3 Akten von Leo Fall.
Kaſſenöffnung 7 Uhr.

Anf. 7 Uhr. Ende geg. 10 Uhr.

Mittwoch den 19. Oktober 1910:
39. Vorſtellung i. Ab. 3. Viertel.

Die Afrikanerin
Große Oper in 5 Akten

von G. Meyerbeer.

Bettfedern
u. Daunen a Pfd. von 75

Apollt- Treattt

Direktion Gastav Poller.
Jublläums-Sulson.
Des beiſpielloſen Erfolges

wegen
Verlängertes Gastsplel von

Kpwwesleran JF.
das völlig m Programm:

La Bérat,
myſteriöſe Grotten- und

Feuertänzerin.

45. Spisels,
urkom. Bumſty-Bumſty-Akt.

1.00 1.50 2.00 uſw.
einpfiehlt bei ſtreng reeller
Bedienung

Albert er8 Geiſtſtr. 52, Tel. 267. R. V. 2 Siddons,
äumfuhren jeder Art beſ. bill. gymnaſtiſches Potpourri. E

Alhb. e Kern ann, Mühlberg o. e J

Oeffentlicher Vortrag

(wech u. el er Studenten Dnnernichttunge.

Mittwoch den 19. Oktober abends G /2 Vhr
in den Thaliasäfen,

Jedermann ist eingeladen,

S J

Mal R aallo0?Beachten Sie bitte die in dieſer Woche in dieſer Zeitung
von mir erſcheinenden Annoncen. Dieſelben
bringen jedem großen Nutzen.

Eine Probe führt zur dauernden Kundſchaft bei

Eintritt froi.

A- Weiffenbach, Alter Markt 1.Das gleine billige r u fürwWerche, Trikotagen, Schürzen, Herrenartikel, Kurzwaren und ſämt

liche Artikel der Damenſchneiderei.
59/0 Rabatt als Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

Kant-Bleicheremo
C hioro- etg Geſicht T Hande ſu Je rein weiß Wirk
am erprobtes unſchädliches Mittel gegen unſchöne Hautfarbe, Sommer-
proſſen, Leberſlecke, gelbe Flecke, Hautausſchiäge. Mit ausführl. Anweiſ.
1 Mk., bei Einſend von 1.20 Mk. franko Man verlange echt „Chloro“22
Laboratorium „Leo“, Dresden A. 1Depots: Löwen-, Hirſch, Hohenzollern- und Engel-Aps-

theke. Drogerien: W. Hoekfer, Geiſtſtraße 59/60; 0. Ballin Ir.-Leipzigerſtraße 63; Neumarkt Drogerie, Fern durgerſueße 33;
erkur Drogerie, Ludwig Wuchererſtraße 7 Kaiſer Drogerie,

L. Wuchererſtraße 31: Medizinal Drogerie, Gr Ulrichſtraße 30.

v Gerahmite gilderStrüü impfe grosse e zit z
und O. F. Ritte PSocken Leipzigerstrasse 90.

ſolide bewährte Qualität, prachtvolle Plüſchſofas,

wenig gebraucht, gr. Spie Z.Bettſtelle mit Matr., rotesbett Federbetten Waſchtiſch
Nähmaſchine Ringſchiffchen,
Schreibtiſch, Kleiderſchrank, Kom
mode ſpottbillig zu verkaufen.
Geiſtſtraße 21, 2 Treppen.

Friſche oſtpreuß. Meiereibutter
Netto 8 Pfd., 9.00 Mark Nachn.
W. Sievers, Friedrichshof, Oſtpr.

kauft man gut
im Spezialgeſchäft von

Gebr. A. u. H. Loeseh,
Gr. Ulrichſtraße 36

Steinweg 30.

Anſichts Poſtkarten .ayſiehtt

Volks-Buchhandlung.

J w. J i 212 S JWegweiser fär unsere einkaufenden Abonnenten
Erscheſot wöchentlich dreimal S Unsern Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. Erscheint wöchentlich drelmal.,

J 2 ten1 c I Tod 3 T 45 J 2
Abrahiungsgeschätte Zisen- und Stahlwaren Heraieit rivagen- Fabriken Kaufhaäuser iI

hiele, Göbenstr. l, p. F. Lindenhahn, Königstr. 8.
Bettfedern, Betten

1 Baumüller, Burgstr. 5. TGr. Am ererr. 17. Christian Glaser, Gr. Klausstr. 24.

F. Lindenhahn, Königstr. S.Brauereien J Fahrräder u. Näanmaschinen3 Cünther, Halle l. J. Henry Klepzig, Reilstr. 2.

J BriKetts, Kohlen ſrſeſschermeſster. Vurstfabriken
Richard Wolf, verläng. Königstr. J. Klostermann, Advokatenweg 27.

ſDeiikatessen und Fische Franz Kunze, Burgstr. 59.
Alfr. Bernhardt, Gr. Ulrichstr. 46. August Mangold, Merseburger-

Bisevue Oefen

strasse 105.

Drogen und Farben Robert Schäter, Königstr.
M. Rüdler, Rannischestr. 2 Otto Ulbricht, Bäckerstrasse I.

Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94 h klb Leipzigerstr. 87.Oskar Kutseher, Moritzkirehhot 10. all Bekleidg.-Gegenst. j. Art.
'ast Seltmann, Merseburgerstr. 16.22 Kinderwagenaus ung Küchengeräte Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.

K. Kuckenburg, Rannischestr. 12. Kolonialwaren
Honigkuchen, Zuckerwaren Ackermann, Merseburgerst. 61.

T. Franz Geyer, Gr. Brunnenstr. 32p.SehFriedrich Bock, e Oskar Häder, Hallmarkt.
C. Lange sen., Kl. Ulrichstr. 26.

Küte und Mäützen
Friedrich Flietner, Geiststr. 23. er Jenmidt, Teistotr.

Leder handlungen

Katlee, Kakao, Tee Möbel-Magazine
C. 0. Büseh, Leipzigerstr. 51. Növel-krastö cüse, n W a Hall. Ichiermetr. r

F. C. Wisvell, HarktnlatrIJ. Bann Scene n

I. Jengerine, i. C
ne ILIEEeeeeeO. Kästner Go., Brunoswarte 36.

Wilh. Müller, Brunnenstr. 53. Zigarrenhandlungen J
z Franz Gerbig, Glauchaerstr. 70.

Goldwaren F. Solämann, Königstrasse 86.
Sehubert, William, Zigarren und

j Gkern Bonn e e eRobert Roch, Aue Huele, Tercbenteldetz 13.
Albert Mennicke, Gr. Steinstr. 62

Ammendorf- V

uVnren- u.

[TPnoſograpiiscne Ateiiers
Gumtni warenin- u. Verkaufsgeschaätte J Karionagen

F. Heonnieke, I. Ulrichstr. 15. Klappenbach, r. Vlriebstr. 41.
Rüx die Inſerate vexantwortlich: Ro b. Jlaner. Druck

A. Schüäfer, Leipzigerstr. 92.

A. Hermann, Uhrmacher.

W. Sehmeil, Jakobstr. 60.
küchann Acht öder, Steinweg u.

A. Weiss, Kleinschmieden 6.

O. Probsthayn, Bettf.-Rein.-Anst.
Weine u. Fruchtsätfte etc.
N. Kado Vackf., I„eipzigerstr. 9
Max x Künzel, Miagae burgerstr. 59. W. Wünscher, Schuhwaren.

der Halleſch. Genoſſenſch. „Buchdruck. (E. G. m. b. H. Verleger: vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl, i. Halle a. S,



L

2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 244 Halle a. S., Dienstag den 18. Oktober 1910 21. Jahrg.

Eine gelbe Reichskonferenz.
In der gelben „Arbeiterbewegung“ gibt es eine große Anzahl von „Richtungen“. Man unterſcheidet nationale Wange

ländiſche“, „reichstreue“ Arbeitervereine, Werkvereine und noch
eine Anzahl anderer. Alle dieſe Herrſchaften hatten ſich am
Sonntag, den 16. Oktober, in Magdeburg zu einer ſog.
Verſtändigungskonferenz zuſammengefunden, die
einberufen war von zwölf gelben Vereinen Magdeburgs, dar-
unter ſogar zwei evangeliſchen Arbeitervereinen. Der Kon
ferenz ging am Sonnabend ein Begrüßungskommers voraus,
auf der u. a. Anſprachen hielten: der Magdeburger Polizei
präſident v. Alten, der Oberpräſident der Provinz Sachſen
v. Hegel, Amtsgerichtsrat Lewin, Rechtsanwalt Piſto-
ri u 3 und ſchließlich auch noch ein Paſtor. Auf der Konferenz
ſelber verſicherten auch noch der Regierungspräſident v. Mie-
nitſchek die Gelben ſeines Wohlwollens, was die anderen
Herren natürlich auch alle getan hatten. Der Oberpräſident
verſprach ſogar, alles, was in ſeinen Kräften ſteht, zur Förde-
rung der nationalen Arbeiterbewegung tun zu wollen. Es ver
ſtehe ſich von ſelbſt, daß auch Wilhelm II., der „Arbeiterkaiſer“,
wie man ihn nannte, antelegraphiert wurde.

Es waren etwa 200 Delegierte anweſend. Das Hauptreferat
hielt der Schloſſer Max Warnedcke vom Arbeiterverein
Krupp Gruſomerk zu Magdeburg. Er ſprach über „die
deutſche Arbeiterbewegung und ihre Ziele“. Jn der herrlichen
Entwicklung unſeres Deutſchen Reiches ſeien die freien Ge
werkſchaften ein Rückſchritt. Durch ſie würde das Koalitions-
recht der Arbeiter eingeſchränkt und die Jnduſtrie gehemmt.
Was ſei dagegen zu tun? Die nationalen Arbeitervereine, die
jetzt alle voneinander nichts wüßten, in denen die verſchieden
ſten Anſichten herrſchten, wenn auch alle auf dem Boden vater-
ländiſcher Geſinnung ſtänden, müßten ſich zu gemeinſamem
Vorgehen gegen die Sozialdemokratie verſtändigen, wenn auch
nur in loſem Zuſammenhang ohne beſondere gemeinſame Be
ſtimmungen. Zu dieſem Zweck ſchlug er vor: „Alle nationalen
Werke und Arbeitervereine ſchließen ſich in den größeren
Städten und Bezirken zu Ausſchüſſen zuſammen, die der
Leitung eines Hauptausſchuſſes unterſtehen. Die
Haup taufgaben dieſer Ausſchüſſe ſind: 1. Statiſtiken auf-
zunehmen; 2. Stellung zu nehmen zu a) allen Arbeiterſchutz-
geſetzen, b) Streiks und Ausſperrungen, e) allen Arbeiter-
wahlen; 3. die nationalen Arbeiter gegen gewerkſchaftlichen
Terror zu ſchützen 4. die Jntereſſen der Arbeiter zu vertreten

in den Gemeinden, b) in den einzelnen Landtagen,
im Reichstage; 5—“. zu dieſem Zwecke bei allen Wahlen

die bürgerlichen Parteien zu unterſtützen, wenn ſie ſich
it den von den Ausſchüſſen aufgeſtellten Zielen einverſtandenCnaren andernfalls aber 6. beſondere Kandidaten

aufzuſtellen und 7. Mitteilungen über den Stand der Be-
wegung herauszugeben.

Jn der Diskuſſion wurde zunächſt bekannt, daß ſich tags
ein Bund deutſcher Werkvereine gebildet
Zwiſchen dieſem und den Vertretern des Bundes vater-

ländiſcher Arbeitervereine, deſſen Hauptwortführer der be-
kannte Ermert war, kam es zu heftigen Ausein-
anderſetz ungen. Während erſtere die wirtſchaftlichen

en in den Vordergrund ſtellen wollten, betonten letz-
tere vornehmlich die politiſchen, nach deren Erringung die
wirtſchaftlichen Forderungen von ſelbſt erfüllt würden. Schließ-
lich wurde eine Kommiſſion zur Vorberatung der Einigungs-
frage gewählt. Nach ſtundenlanger Beratung kam die Kom-
miſſion mit dem Reſultat zurück daß die Einigungsver-
ſuche geſcheitert waren. Als einziger Grund wurde an-
gegeben, daß man ſich über die Leitung nicht hätte einigen
können. Während Ermert ſie für ſeinen Bund, als der älteſten
Organiſation, beanſpruchte, verlangten die Werkvereinler ſie
für ſich, weil ſie die größere Mitgliederzahl hätten. Beide
Teile beharrten ſtarrköpfig auf ihrem Standpunkt und lehnten
jedes Entgegenkommen rundweg ab, bis ſchließlich die Werk-
vereinler, die in der Mehrheit waren, einfach die Einſetzung
eines Hauptausſchuſſes mit dem Sitz in Magdeburg beſchloſſen,
der der nächſten Konferenz, die am 11. Dezember wiederum
in Magdeburg ſtattfinden ſoll, Vorſchläge über die Leitung
der geſamten gelben Geſellſchaft machen ſoll.

Der Vorſitzende bat dann die Preſſevertreter dem Ein-
dringen ſozialdemokratiſcher Prreſſevertreter hatte
man mit allen Mitteln vorzubeugen verſucht über die
„Mißverſtändniſſe“ nichts zu berichten.

Ueber das Koalitionsrecht und den „Schutz der
Arbeitswilligen“ referierte der Vorſitzende des gelben
Bäckergeſellenbundes, Wiſchnöwski. Sein Referat war
eine Aufzählung der unglaublichſten Behauptungen über

ſozialdemokratiſchen Terrorismus“, gegen den endlich geſetz
licher Schutz eingeführt werden müßte. Nicht bitten, ſon-
dern erſuchen müßte man die Regierung um dieſen Schutz.
Die Konferenz zeigte ſich noch mutiger. Sie proteſtierte in
einer Reſolution „gegen den Mißbrauch des Koalitionsrechts
und gegen das Bohkottunweſen“ und „verlangte geeignete
geſetzgeberiſche Maßnahmen zum Schutze der
Arbeitswilligen, insbeſondere auch ein Verbot des
Streikpoſtenſtehens“, das „in erſter Linie Anlaß zum
Koalitionszwang“ gebe. Nette „Arbeiter“, die die Einführung
eines Zuchthausgeſetzes verlangen! Und ſo etwas redet
von Beſchränkung der Koalitionsfreiheit durch die freien
Gewerkſchaften! Jn der Diskuſſion wurde übrigens auch noch
darüber geklagt, daß ſich manche Unternehmer wie auch die
Preſſe den Gelben gegenüber nicht entgegenkommend genug

ei2 Ein Herr RuppVölklingen referierte über „ſtaatliche
und private ſoziale Fürſorge! Der konnte des Lobes nicht ge

nug finden über die Uneigennützigkeit der Unternehmer, die
freiwillig ungezählte Millionen für die Wohlfahrt ihrer Ar-
beiter opfern! Beſonderer Dank gebührt nach ihm dem
ſeligen Freiherrn von Stumml! Er mobkierte ſich natürlich
über die ſozialdemokratiſche Herrſchaft“ in den Krankenkaſſen
uſw. und trat ſchließlich dafür ein man denke ein angeblicher
Arbeiter vertreter dem Staate nicht noch mehr ſozial-
politiſche Laſten aufzubürden, weil darunter die Jnduſtrie und
damit die Arbeiter leiden müßten!

Zum Schluß wurde noch eine lächerliche Komödie aufgeführt,
indem auf Vorſchlag des Barons v. Reibniz eine Reſo-
lution angenommen wurde, die ausſpricht, daß die nationale
Arbeiterbewegung ſteht und fällt mit der Größe und der
Macht des Deutſchen Reiches

Wenn die gelben Helden ſich nicht einmal über die kleinliche
Frage der Leitung zu einigen vermögen und zu dem Zweck
noch eine beſondere Konferenz haben müſſen, dann wird es
ihnen gewiß gelingen, die Sozialdemokratie in Grund und
Boden zu vernichtenl! Wie wäre es, wenn ſie den Streik-
brecherkönig Friedrich Hintze, der ſich in Moabit ſo rühm-
lichſt hervorgetan hat, mit der „Leitung“ des gelben Arbeiter
vereins betrauten

Die engliſche Vetokomödie.
Aus London wird uns geſchrieben:
Die langen Parlamentsferien gehen ihrem Ende entgegen

und ſo macht ſich denn auch wieder ein ſtärkeres Jntereſſe für
dic ſchwebenden politiſchen Fragen kund. Die Regierung, die
ſich bisher mit verſchiedenen gewagten Manövern glücklich am
Poſten erhalten hat, ohne auch nur eine einzige ihrer großen
Verpflichtungen und Beteuerungen einzuhalten, ſieht nun
wieder eine Anzahl gefährlicher Klippen vor ſich. Die in den
letzten Monaten faſt verſchollene Frage des Ober-
hauſes drängt ſich jetzt wieder in den Vordergrund. Der
Etat harrt noch der Verhandlung und bei der prekären Mehr-
heit, die der Regierung im Unterhauſe zur Verfügung ſteht,
kann er ihr leicht verhängnisvolle Fallen bringen. Dazu
kommt noch die Osborne- Angelegenheit. die ſicher nicht
ſo ſchnell von der Tagesordnung verſchwinden wird; jedenfalls
wird die Regierung während der Herbſtſeſſion genötigt wer
den in dieſer für ſie ſehr verfänglicher Frage Farbe zu be
kennen.

Vor allem iſt es aber die Frage der Stellung des Ober-
hauſes, die geklärt werden muß. Die namenlos erbärmliche
Haltung, die die liberale Regierung in dieſer Angelegenheit
eingenommen, iſt noch in aller Gedächtnis, wie ſie offenen
Wortbruch und Verrat geübt, dann, als die Fren ihr die
Piſtole vor die Bruſt geſetzt, doch noch Anſtalten zu einem
ernſthaften Kampfe gegen die Lords machte, bis ſchließlich der
Tod Eduards VII. ihr abermals Gelegenheit bot, die Sache
der Demokratie zu verraten. Die feindlichen Brüder um-
armten ſich gerührt am Sarge ihres Königs, ſchloſſen einen
Gottesfrieden, und ſetzten ſich an den grünen Tiſch, um über
das ſchwierige Problem der Oberhausfrage gemeinſam zu be
raten. Was hinter den geſchloſſenen Türen des Konferenz-
zimmers bisher vorgegangen, davon hat weder die Oeffentlich-
keit, noch auch das Parlament das Mindeſte erfahren. Bei der
Vertagung des Parlaments ließ ſich Asquith nur zu der
Erklärung herbei, daß die Vetokonferenz bis dahin noch zu
keinem Ergebnis geführt habe, aber ihre Verhandlungen fort-
ſetzen werde. Die ſtereothpen Kommuniques, daß die Konfe-
renz „wieder eine Sitzung abgehalten“ habe, ſind denn in den
letzten Tagen auch wieder zum Vorſchein gekommen.

Allein, es dürfte der Regierung nach der Wieder- Eröffnung
des Parlaments doch etwas ſchwerer werden, in der bisherigen
Weiſe weiter fortzuwurſteln. Die offizielle Trauerzeit iſt ab
gelaufen und ſo kann der Schwindel vom Gottesfrieden wohl
auch nicht länger fortgeſetzt werden. Unruhige Elemente in
beiden großen Parteien, die auf den Schutz ihrer Mandate be
dacht ſind, klagen, daß die ihnen durch die Vetokonferenz auf-
erlegte Pflicht, in den politiſchen Verſammlungen den Gegner
und Rivalen zu ſchonen, ihre Ausſichten für die nächſte Wahl
bedroht, und drängen deshalb auf eine Entſcheidung. Noch ge-
fährlicher für die Regierung können die Jren und unter Um-
ſtänden auch die Arbeiterpartei werden, die auf die wei-
tere Verſchleppung der Verfaſſungsfrage damit beantworten
können, daß ſie den Etat und mit ihm die Regierung zu Falle
bringen. Und doch iſt es gerade eine Entſcheidung in der
Vetofrage, ſei ſie nun poſitiv oder negativ, die ſowohl die
Regierung wie auch die konſervativen Führer am meiſten
fürchten. Denn dieſe würde nicht nur im Falle des Miß-
lingens der Konferenz, ſondern wahrſcheinlich auch im Falle
einer Einigung baldige allgemeine Wahlen notwendig
machen, die keiner der Parteien gelegen kommen würden.
Namentlich die Regierung wird zu manchen Kompromiſſen und
Opfern bereit ſein, wenn es ihr dadurch gelingt, wenigſtens
bis zum nächſten Herbſt, alſo bis nach den Krönungsfeſtlich-
keiten und während der Kolonialkonferenz, die im
nächſten Sommer ſtattfindet, ungeſtört am Ruder zu bleiben.

Es iſt deshalb im höchſten Maße wahrſcheinlich, daß die
Regierung nach einem plauſiblen Vorwand ſuchen wird, die
Vetokonferenz bis in das nächſte Jahr, knapp vor der Krönung,
hinauszuziehen. Gelingt es, die Komödie ſo lange fortzuſetzen,
dann wird es der Regierung ein Leichtes ſein, unbequeme
Fragen in dem Lärm der patriotiſchen Begeiſterung zu er-
ſticken.

Jn der Tat deuten manche Anzeichen auf ſolche Abſichten
hin. Es werden jetzt ſowohl in der konſervativen wie der
liberalen Preſſe Gerüchte verbreitet, wonach die Vetokonferenz
noch lange Zeit nicht zu Ende ſein werde, daß ſie ſich nicht nur

mit der engen Frage des Vetos der Lords befaſſen werde,
ſondern daß ſie eine völlige Umgeſtaltung der ge
ſamten Verfaſſungsgrundlagen des bri-

tiſchen Reiches im Auge habe. Das Projekt iſt ſo fein
eingefädelt worden, daß es nicht nur die Unterſtützung der
Liberalen und Radikalen, ſondern auch gleichzeitig die kampſes
luſtigen, vorwärtsſtürmenden Elemente der konſervativen
Partei, und zugleich auch die Jren für ſich gewinnen ſoll. Das
Reſultat der Vetokonferenz ſoll ein ganz neues großes
Reichsparlament der Traum der konſervativen
Jmperialiſten werden, aber auf Grund der weitgehenden
Selbſtregierung aller beteiligten Nationen. „Home Rule all
round!“ Selbſt regierung für allel! heißt das
neue Schlagwort. Homerule für Jrland, Homerule für
Wales und Homerule für Schottland und alle brüderlich
vereint in einem föderalen Reichsparlament in London, in
das außerdem noch Kanada, Auſtralien und Südafrika ihre
Vertreter entſenden mögen. Die Jingos klatſchten in die
Hände, die Jren frohlocken, Lloyd George, der Prophet von
Wales und des Radikalismus iſt entzückt und das liberale
Schottland nicht minder und wo alles ſich fröhlich zu-
ſammenfindet, dort wird wohl auch die Arbeiterpartei nicht
fehlen!

Griesgrämige Skeptiker mögen an der vollen Wahrheit
dieſer holden Kunde allgemeiner Harmonie zweifeln allein
das iſt ja auch Nebenſache. Haucktſache iſt, daß in der Oeffent-
lichkeit der Eindruck erweckt wird, daß die Vetokonferenz wirk-
lich etwas Wichtiges und Wünſchenswertes vor habe, daß dem-
nach ihre Fortſetzung bis in das nächſte Jahr hinein gerecht-
fertigt ſei, und daß den Jren und ſonſtigen unzufriedenen
Elementen Ausſichten vorgeſpiegelt werden, die ſie von einer
entſchieden feindſeligen Haltung gegen die Regierung ab-
halten. Daß die Arbeiterpartei die einzige Fraktion
iſt, die bei dieſem herrlichen Plane ganz leer ausgeht, iſt kein
Zufall und braucht die Regierung nicht zu beunruhigen. Sie
hat ein anderes Mittel, um die Arbeiterpartei am Gängel-
bande zu führen und unſchädlich zu machen: das Osborne-
Urteil: Sowohl die Hofſnung, daß die Regierung die Rever-
ſion des Urteils vornehmen, wie auch die Furcht, daß ſie dieſe
entſchieden ablehnen werde, wird, ſo kalkuliert Herr Asquith
offenbar, die Arbeiterfraktion ſchon im Zaume halten.

So wird man ſich, falls die Verhandlungen nicht in der
allernächſten Zukunft plötzlich ſcheitern, auf einen zweiten,
längeren Akt der Vetokomödie gefaßt machen müſſen. Ob
dann die Pläne der beiden herrſchenden Parteien im einzel
nen ſo ſchön gelingen, wie fein ſie geſponnen worden, hängt
indeſſen noch von vielen ſchwer berechenbaren Umſtänden ab.
Das eine darf jedoch behauptet werden: Falls die Arbeiter-
fraktion ſich dazu entſchließt, in der Osborne- Angelegenheit in
der Weiſe aufzutreten, die ihrer einzig würdig und den
dauernden Jntereſſen der Arbeiterbewegung allein dienlich iſt,
dann kann es ihr nur recht ſein, wenn die Lordsfrage vor
läufig noch vom Parlamente ausgeſchaltet bleibt. Sie kann
dann die Herbſtſeſſion dazu benutzen, die definitive Erledigung
dieſer Angelegenheit zu erzwingen, ſei es durch friedliches
Nachgeben der Regierung, oder durch den ſchonungsloſen
Kampf gegen die Regierung, durch die Entfeſſelung des Volks
zornes gegen kapitaliſtiſchen Rechtsraub.

Aus den Nachbarkreiſen.
Kriegervereine treiben keine Politik.

Jn Hettſtedt hat vor kurzem ein Herbſt-Abgeordnetentag des
Kriegerverbandes für den Mansfelder Gebirgskreis getagt, auf
dem ein ſo gehäſſiger Ton gegen die Sozialdemokratie angeſchlagen
worden iſt, daß wir ſeine Verhandlungen einmal näher betrachten
wollen. Einem Poſtdirektor Plagge blieb es vorbehalten, etwas
offenherziger über das zu ſprechen, was von den Kriegervereinen
als Nichtpolitik betrachtet wird. Nach den Berichten führte
der Herr, über deſſen ſonſtige Tätigkeit wir nichts erfahren, etwa
folgendes aus:

„Unter Hinweis darauf, daß die Sozialdemokraten den Um
ſturz der jetzigen Verfaſſung, die Republik erſtrebten, ferner den
Sozialismus und Atheismus predigten, betonte Redner, daß es
Pflicht jedes Vereinsvorſitzenden ſei, in ſeinem Verein für Auf-
klärung über die Zwecke und Ziele der Sozialdemokratie zu
ſorgen. Es ſtehe wohl in den Statuten, daß die
Kriegervereine Politik nicht treiben dürfen; das
beträfe aber nur die bürgerlichen Parteien. Gegen
die antinationale Sozialdemokratie dürften und müßten die
Kriegervereine ſprechen. Die Vorſtände hätten alſo ein Recht,
die Vereinsmitglieder zu bewegen, daß ſie zur kommenden
Reichstagswahl keinen Soz ialdemokraten wählen.“

Zunächſt einmal die Feſtſtellung, daß der Herr keine Ahnung
von dem hatte, worüber er ſprach, nämlich von Sozialismus und
Sozialdemokratie. Die Sozialdemokraten, ſo behauptet er, predigen
Atheismus, d. h. die Gottesl eugnung. Er will alſo ſagen, daß ſie
das von Parteiwegen und alle tun. Wo und wann das geſchehen,
verſchweigt er klüglich und er tut wohl daran, denn bei weiterem
Eindringen in die Materie würde er widerrufen müſſen, was er
geſagt. Und das ſoll dem Anſehen einer ſolchen Reſpektsperſon
nicht eben fördeclich ſein. Gewiß, gibt es Sozialdemokraten, die
Atheiſten ſind und die die Ausbreitung des Atheismus für förder-
lich halten, aber das iſt ihre Privatſache. Es gibt auch ſehr
viele Bürgerliche, hochangeſehene Gelehrte, Künſtler uſw., die
ſich zum Atheismus bekennen und doch „reichstreu“ ſind. Wenn
der Herr Poſtdirektor das Programm der Sozialdemokratiſchen
Partei durchleſen wollte er kann es auf Nachſuchen von uns
gratis bekommen fände er darin den Satz: Erklärung der
Religion zur Privatſache. Sollte er nicht auch bürgerliche
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Parteien kennen, die dieſe Forderung vertreten, allerdinge et mit e e
dem Nachdruck wie die ſozialdemokratiſche? Es ſcheint uns aber
beinahe, als ob der Poſtdirektor religiöſe Gewiſſensfreiheit mit
Atheismus verwechſele. Wenn wir an die Behandlung der mitt-
leren und unteren Beamten, auch bei der Poſt, denken, wird uns
dieſe Verwechſlung begreiflich. Ueberdies gehört ſie zum ſtändigen
Requiſit einer Kriegervereinsrede.

Was Herr Plagge über den Umſturz der Verfaſſung redet, iſt
belanglos. Sofern er irgend einer bürgerlichen Partei angehört,
will auch er den „Umſturz der Verfaſſung“. Nehmen wir an, er
ſei konſervativ für einen Beamten iſt das immer ſehr zweck-
mäßig ſo will er die Beſeitigung des beſtehenden Reichtags-
wahlrechts, des erſten deutſchen Verfaſſungsgrundſatzes. Er
iſt auch kein Freund der Gleichheit vor dem Geſetz, ſeine
Rede bekundet das. Eine Ausnahmeſtellung der ſozialdemokratiſch
geſinnten Staatsbürger, die eine grundlegende Verfaſſungsänderung
vorausſetzt, wäre ihm ſicher ſehr angenehm. Wie kommt er dazu,
ſich darüber aufzuregen, wenn andere Leute eine Aenderung der
Verfaſſung im anderen, freiheitlichen, Sinne wünſchen.

Daß es die Pflicht jedes Vereinsvorſitzenden ſein ſoll, für Auf-
klärung über die Zwecke und Ziele der Sozialdemokratie zu ſorgen,
iſt keinem angenehmer, als den Sozialdemokraten ſelbſt. Der
Herr hätte nur hinzufügen müſſen, daß dieſe Aufklärung wahr-
heitsgetreu erſolgen ſoll. Wie er ſich jedoch die Aufklärung
denkt, ſteht gleich dahinter in dem Bericht. Die „Aufklärung“ ſoll
gleich erachtet werden dem Kampf gegen die Sozialdemokratie,
deren Weſen und Ziel gefliſſentlich verhüllt und verzerrt wird.
Das iſt „Aufklärung“ im Sinne des Reichsverbandes. Wer ſich
zu dieſem Geſchäft hergeben mag, iſt ein „Volksaufklärer“, von
dem anſtändige bürgerliche Politiker ſagen, daß es das politiſche
Leben vergifte.

Das Weſentliche der ganzen Rede iſt jedoch die nackte Erklärung,
daß die Fernhaltung der Kriegervereine von der Politik lediglich
auf dem Papier ſtehe. Poſtdirektor Plagge ſagt rund und
nett, daß die Kriegervereine ſogar ſehr Politik trieben und treiben
ſollten. Ja, die Politik ſei ihre eigentliche Lebens-
aufgabe! Damit unterſtreicht er das, was wir unzählige Male
behauptet und bewieſen haben, nämlich daß die Kriegervereine
politiſche Vereine ſind, mit dem Zwecke der Bekämpfung der
Sozialdemokratie. Aber ihre Politik wird vergiftet durch die
Heuchelei. Auf dem Papier, das ſie Statut nennen, ſteht die
politiſche Abſtinenz vorgeſchrieben, in Wirklichkeit ſind ſie die ge-
häſſigſten Politikmacher, die es gibt. Vei der kommenden Reichs-
tagswahl werden wir dieſem Grundzuge des Kriegervereinsweſens
ganz beſondere Beachtung ſchenken und dafür ſorgen, daß gerade
wegen dieſer abſtoßenden politiſchen Heuchelei noch mehr Arbeiter
auch im Mansfelder Gebiet ſich von ihm wenden, als es bisher
ſchon der Fall war.

Die Kriegervereine arbeiten dazu übrigens ſchon herzhaft vor.
Jn der gleichen Verſammlung wurde Stellung genommen zu dem
Entwurf einer Arbeitsloſenverſicherung, der vom Krieger-
bunde ausgeht. Mit der Begründung, daß für den Mansfelder
Kreis die Verſicherung gar nicht in Betracht käme, wurde ſie ab-
gelehnt. Was dieſe Krieger doch für helle Politiker ſind! Woher
wiſſen ſie denn, daß „für den hieſigen Kreis“ eine Arbeitsloſen-
verſicherung zwecklos wäre Weder ſind Bodenſchätze unerſchöpflich,
noch iſt von heute auf morgen die Exiſtenz der Mansfelder Arbeiter
geſichert, wie die zahlreichen Arbeisloſen heute in dieſem Gebiet
beweiſen. Wenn die Krieger gegen die Verſicherung der Arbeits
loſen überhaupt auftreten, ſo beweiſen ſie damit, daß ſie reaktionär
bis auf die Knochen und gegen die Leiden ihrer Mitbrüder völlig
empfindungslos ſind. Bei ihnen heißt es in Hinſicht auf denkende
Arbeiter: Willſt du nicht weiter in Hundedemut und Sklaverei
verharren, ſo ſollſt du hungern und verkommen. Das iſt der
Patriotismus der Kriegervereine. So wirkt in ihnen die Liebe
zum Nächſten und zum Vaterlande! Ein Arbeiter, der dieſen
Vereinen, die voll Heuchelei und Rückſtändigkeit ſtecken, noch länger
nachläuft, verdient die Behandlung, die er von ihnen empfängt.
Nicht bei ihnen, ſondern bei ſeinen denkenden Brüdern, bei
den Kämpfern für Wahrheit und Recht iſt ſein Platz. Jn den
Reihen der Sozialdemokraten findet er, was die Krieger-
vereine ihm nicht geben konnten, nämlich Klarheit, innere Be-
friedigung und Zuverſicht auf den endlichen Sieg des geknechteten,
ausgebeuteten Proletariats.

Mißbranch des Anſehens ruſſiſcher Freiheitskämpfer.
Daß das deutſche Bürgertum die ruſſiſche Schandwirtſchaft

heimlich haßt und verachtet und ſich deren Opfer annimmt, da
für brachte die Verhandlung gegen den Agenten Jacques Sprei-
regen aus Warſchau den Beweis. Leider war dieſer Menſch
kein ruſſiſcher Freiheitskämpfer, ſondern ein ganz infamer
internationaler Gaun er. Hochherzige Männer waren ihm
zum Opfer gefallen. Jn der Regel waren es Rechts-
anwälte geweſen. Verſchüchtert war er in die Bureaus ein
getreten und hatte dringend den Chef zu ſprechen gewünſcht.
Im Privatbureau hatte er dann dieſem offenbart, daß er ruſ-
ſiſcher Student und Flüchtling ſei. Er habe ſich an politiſchen
Umtrieben beteiligt, einen Mord habe er zwar nicht begangen,
gehöre aber einer Verſchwörung an und das genüge in Ruß-
land zu einem Todesurteile. Er ſei auch ſchon verhaftet ge
weſen, ebenſo ſein Bruder und ein Offizier. Auf dem Trans-
port nach der Schlüſſelburg ſei es ihm gelungen, die Koſaken
zu veſtechen und zu entfliehen. Man ſei ihnen aber bald auf
den Ferſen geweſen und auf der Fahrt zwiſchen Mislowitz und
Breslau ſei ſein Bruder und der Offizier im D-Zuge wieder
ergriffen worden. Er habe zufälligerweiſe im Speiſewagen
verweilt und ſo einer Verhaftung entgangen. Leider habe ſein
Bruder die Barmittel bei ſich getragen, ſo daß er mittellos da-
ſtände. Er wolle aber trotzdem verſuchen, über die deutſche
Grenze nach London zu kommen, dort ſei er ſicher und dort
ſtänden ihm auch wieder reichlich Geldmittel zur Verfügung.
Der „Flüchtling“ bat nicht direkt um Geld, ſondern nur um
juriſtiſchen Rat, wie er aus Deutſchland hinaus, ohne gefaßt
zu werden, nach London komme. Die um Rat Befragten fühlien
von ſelbſt, daß hier neben gutem Rat auch eine gute Tat ſtehen
müſſe, und griffen in hochherziger Weiſe in die eigene Taſche,
in den Kleiderſpind und in die Wäſchetruhe. Verkleideten den
„Flüchtling“ und verſorgten ihn mit Geldmitteln. Von einem
Naumburger Herrn hatte der Erzgauner 200 Mk., in Leipzig,
Sangerhauſen und in Rüdesheim ähnliche Beträge erſchwin-
delt. Er wurde zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt.

tionale Rotte, Cottesgnadentum undUetee dieſes Thema ſprag am Sonntag

nachmittag im Lokale v el Helgoland, vor etwa 200 Ver
ſammlungsteilnehmern poſ Ldiebuhr Halle. Der Redner
kennzeichnete die mit dem Jahre 1906 beſonders auffällig einſetzende
Entwicklung des volitiſchen Lebens im Sinne der bürgerlichen
Sammlung. Während früher der politiſche Kampf hauptſächlich
unter den bürgerlichen Parteien um den Kampf an der Futter
krippe ging, wird jetzt mehr und mehr das Wort von der einen

ionä Der Reichsverband gegen diereaktionären Maſſe zur Wahrheit. t
Sozialdemokratie iſt der ſichtbare Ausdruck dieſer Entwicklung.
Während es 1907 ſchien, als ob die nationale Sammlung nicht
nur bei Scheinerfolgen ſtehen bleiben ſollte, iſt die Sammlungs
parole heute den Bürgerlichen zum politiſchen Verhängnis ge
worden. Unter der Parole der Sammlung ſind ſie bei den Nach-
wahlen des letzten und vorigen Jahres jämmerlich verhauen
worden. Redner erörtert die markanteſten politiſchen und wirt-
ſchaftspolitiſchen Ereigniſſe der letztvergangenen Zeit und zieht
daraus den Schluß, daß das Bürgertum es begriffen warum der
politiſche Kampf heute geht, nämlich um die politiſche Macht. Um
ſeine Macht zu ſichern übergibt es ſich dem Gottesgnadentum,einer Art Diktatur wozu wir Analogien in der Geſchichte nicht
lange zu ſuchen brauchen. Dieſes Gottesgnadentum ſichert dem
bürgerlichen Chorus das Ausbeuteprivileg durch die ihm zur Ver
fügung ſtehende Militärgewalt, es wird daher von den Profit
intereſſenten reichlich entiohnt wie die Zulage von 3 Millionen
Mark beweiſt. Die Sozialdemokratie ſteht, ſich ſtüßend auf die
ungehener zahlreiche Arbeiterklaſſe im weiteſten Sinne des
Wortes verſtanden dem tapitaliſtiſchen Gottesgnadentum grund-
ſätzlich gegenüber. Sie will den Willen des Volkes als höchſtes
Geſetz wahrend es auf der andern Seite heißt, des Königs Wille
iſt das höchſte Geſetz. Sie verwirft das mittelalterliche Gottes-
gnadentum, weil ſie gegen die Vorrechte der Ausbeutung kämpft.
Sie reicht dem Proletarier, der von allen verlaſſen iſt, die helfende
Hand. Mögen alle Proletarier ihr Heil in der für ſie kämpfenden
Sozialdemokratie erblicken. Reicher Beifall wurde dem Hiedner
Juteil. Nach kurzer Diskuſſion erfolgte Schluß mit einem Hoch
auf die Sozialdemokratie. Nachher tagte noch eine Mitglieder
verſammlung und am Abend ging ein Parteifeſt vor ſich, das leb
hafteſten Zuſpruch fand.

Ahlsdorf. Der gemaßregelte Bergmann Friedrich
Müller in Hergisdorf klagte gegen die Mansfelder Gewerkſchaft
um Herausgabe ſeines im Jahre s abgegebenen Gezähes. Der
Betriebsführer vom Hohenthalſchacht hatte es ihm bei ſeiner Ent-
laſſung verweigert. Das Gewerbegericht in Eisleben hatte aber
eine andere Auffaſſung wie dieſer Herr und verurteilte die Gewerk-
ſchaft zur Herausgabe des Gezähes. Dieſes Urteil mögen namentlich
alle älteren Bergarbeiter beachten, damit auch ſie zu ihrem Rechte
kommen.

Erdeborn. Oeffentlicher Vortrag. Am Dienstag abend
ſpricht Frau Rühle in Dörings Lokal. Zahlreicher Beſuch wird
auch aus der Umgegend erwartet, da die Genoſſin ein intereſſantes
Thema behandelt.

Delitzſch. Offentliche Verſammlung. Am Miettwoch,
den 19. Oktober, abends 8/2 Uhr, findet im Lindenhof eine
öffentliche Verſammlung ſtatt, in welcher Genoſſe Undeutſch-
Magdeburg über das Themu ſpricht: Der Reichsverband gegen die
Sozialdemokratie im Kampfe gegen die freien Gewerkſchaften. Die
800 gewerkſchaftlich organiſierten Genoſſen von Delitzſch und Um-
gegend mögen einmal zeigen, daß ſie Intereſſe an den gegenwärtig
wichtigſten Fragen des Gewerkſchaftslebens haben. Männer und
Frauen ſind zu dieſer Verſammlung willtommen.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., den 15. Oktober 1910.
Eine vorbeigelungene Erpreffungsklage. Gelegentlich einer

Radſahrtour am Morgen des 3. Juli waren die Arbeiter W. und
D. von hier bei Pfützthal an einer Chauſſee vorbeigekommen, woder mit ihnen bekannte Arbeiter St. Kirſchen pflückte. Beide
ſtiegen von ihren Rädern und ſollen dem St. zugerufen haben
„Kirſchen her, ſonſt gibts den Wanſt voll und: „Wenn du keine
Kirſchen hergibſt, dann ſchmeißen wir dich von der Leiter herunter.“
Das ſind Worte, die im Gerichtsſaal wohl gefährlich klingen, aber
ſicher nicht ſo ſchlimm gemeint ſind. Schließlich ſoll der eine
Radler noch geſagt haben, er wolle dem Kirſchenpflücker die
„Knochen kaput“ ſchlagen und der andere ſoll einen Korb genommen
und ſich daraus etwa ein Pfund Kirſchen angeeignet haben. Der
Staatsanwalt machte daraus eine Anklage wegen verſuchter Er-
preſſung und Mundraubes zurecht und beantragte gegen die beiden
Arbeiter je acht Tage Gefängnis, gegen W. außerdem noch wegen
Mundraubes 20 Wek. Geldſtrafe. Die Angeklagten gaben wohl
zu, ungehörig gehandelt zu haben, dachten aber nicht daran, ſich
Kirſchen zu erpreſſen. Das Gericht ſprach dann auch beide An
geklagte von der Anklage der verſuchten Erpreſſung frei und ver
urteilte nur W. wegen Mundraubes zu 10 Mkt. Geldſtrafe.

Rückfalldiebſtähle. Der 26jährige Arbeiter Franz Rauchfuß
von Teutſchenthal erbrach im Februar d. J. eine Banbude in
Oberbeuna bei Merſeburg und entwendete daraus eine Menge
Werkzeuge. R. wurde zu ſechs Monaten Gefängnis und drei
Jahren Ehrverluſt verurteilt. Die Arbeiterfrauen D. und B.
wurden zu vier Monaten bzw. einer Woche Gefängnis verurteilt,
weil ſie am 30. Juli in Könnern auf dem Bahnhofe zwei Körbe
Briketts entwendet haben.

Allerlei,
Im Luftſchiff über den Oxean.

Der Luftſchiffer Wellman hat jetzt mit einem eigens
von ihm zu dieſem Zweck konſtruierten Luftſchiffe den ſeit
langem geplanten und vorbereiteten kühnen Flug über den
Atlantiſchen Ozean von Amerika nach Europa angetreten.
Am Sonnabend früh 8 Uhr iſt er in Atlantic Eity in
Amerika aufgeſtiegen.

Um 11 Uhr traf eine Funkendepeſche von ihm ein, die be
ſagte. daß Wellman und ſeine ſechs Begleiter wohl ſeien.
Das Luftſchiff fliegt nach Nordoſten. Um 12 Uhr wurde es
an der Küſte von Long Jsland geſichtet. Vor ſeiner Abfahrt
erklärte Wellman, falls die Bedingungen günſtig ſeien, würde
er den Kurs direkt über den Ozean richten. Nach der Abfahrt
traf eine Meldung ein, daß ſchwerer Nebel über dem Meere
liege; Wellman ſandte jedoch eine drahtloſe Depeſche aus der
Gondel, daß ſeine Abreiſe nach Europa als offiziell angeſehen
werden tönne. Der Lenkballon entſchwand ſchnell den Blicken
der ihm im Auto folgenden Freunde des Aviatikers. Die
Kraftwagen begleiteten ihn bis an den Strand. Als man den
Ballon zuletzt ſah, flog er mit enormer Geſchwindigkeit davon
und verlor ſich dann plötzlich in einer dichten Nebelwand.
Beim Verſchwinden des Lenkballons brachen die Zuſchauer am
Ufer in brauſende Hochrufe aus, um den kühnen Lufftſchiffer
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einen Monat verſehen ſind. Das Luftſchiff wurde zuletzt von
der Jacht Olivira eine Strecke weit von der Küſte geſichtet.

Wellman ſignaliſierte eine weitere Botſchaft, daß die Pro
peller nicht gut gingen, doch hoffe er die notwendigen Repa-
raturen ausführen zu können, ohne zur Rückkehr gezwungen
u werden. Anfangs hieß es, Wellman beabſichtige nur eine
robefahrt. Erſt nachmittags wurde bekannt, daß er infolge

der günſtigen Windverhältniſſe ſich entſchloſſen habe, zur Fahrt
nach Europa aufzuſteigen. Eine große Menſchenmenge wartet
in Atlantic City auf eine etwaige Rückkehr Wellmans.

London, 17. Oktober. Trotz der teilweiſe beruhigend
klingenden Meldungen über den erfolgreichen Beginn der
kühnen Luftreiſe Wellmans hegt man in amerikaniſchen
Kreiſen die ſchwerſten Beſorgniſſe um das Schickſal der Luft-
ſchiffer. Sie werden erhöht durch einen vom Wetterburegau
in Waſhington telegraphierten Bericht, der beſagt, daß der
Orkan, der in den letzten Tagen Weſtindien heimſuchte, ſeine
Richtung verändert habe und jetzt mit raſender Schnelligkeit
an die Oſtküſte von Amerika hinaufkommt. Falls die Luft-
ſchiffer nicht ſchnell genug aus dem Sturmpfade gelangen,
hält man Wellmans Ballon für verloren.

Paris, 17. Okt. Der franzöſiſche Lenkballon Clement
Bayard iſt geſtern früh 7 Uhr in der Nähe von Paris zur
Fahrt nach London aufgeſtiegen und dort um 1 Uhr mittags
glatt gelandet.

„Kleptomanie.“
Dresden. Jn der Königlichen Bibliothek und im

Albertinum iſt die Entdeckung gemacht worden, daß eine
große Anzahl hiſtoriſcher Werke einzelner Drucke und Jlluſtra-
tionen von ſehr hohem, teils unerſetzlichem Werte geſtohlen
worden ſind. Alle ſtändigen Beſucher und die Beamten der
Bibliothek wurden beobachtet, ohne daß man den Täter er-
mitteln konnte. Endlich gelang es der Kriminalpolizei, den
Dieb in der Perſon eines hochangeſehenen Dresdner Arz-
tes, dem Schwiegerſohne eines der erſten hieſigen Kliniker,
zu ermitteln und zu verhaften Die geſtohlenen Werke konn
ten bis jetzt noch nicht zur Stelle geſchafft werden. Die Ange-
hörigen geben an, daß der Arzt, der außerordentlich vermögend
iſt, an krankhaſter Sammelwut leidet. Es iſt doch ganz ſelbſt-
verſtändlich, daß ein „hochangeſehener Arzt“ kein gewöhnlicher
Diev ſein tann gls die „hoechangeſehene“ Gräfin Wrede
ſeinerzeit ſilberne Löffel geſtohlen hatte, war es ja auch nur
„Kleptomanie.“

Die Brandkataſtrophe in Berlin,
in der Fabrik von Arndt, erweiſt ſich als viel größer, als
bisher angenommen wurde. Sonntag früh wurden noch fünf
Leichen aufgefunden, die bis zur Unkenntlichkeit ver-
kohlt waren.

Hochwaſſer in Jtalien.
Mailand, 16. Oktober. Jm nödlichen Piemont richtet

das Hochwaſſer großen Schaden an. Im Aoſtatale ſind ſä m t
liche Brucken weggeriſſen worden. 70 Paſſagiere
eines Zuges, der weder vor noch rückwärts konnte, mußten
ihren Weg in der Nacht auf unwegſamen Gebirgspfaden ſort
ſetzen.

Ein ſchrecklicher Unfall
wurde Sonnabend nachmittag in Limoges durch den Avia
tiker Baillot herbeigeführt, der mit einem Eindecker in
mitten der Stadt von der Avenne du Chumpejuillet auf
zuſteigen ſuchte. Während der Anfahrt raſte der Apparat mit
voller Geſchwindigkeit gegen einen die Tramwahylinie abſper-
renden Pfoſten, den er niederrannte, worauf er auf, einen Zu
ſchauerhaufen ſtieß. Mehrere Perſonen konnten ſich retten,
während andere niedergeworfen wurden. Eine Frau, die am
Kopfe getroffen wurde, war ſofort tot. Ein junges Mädchen
und ein Kind wurden ſehr ſchwer verwundet. Die Menge
wollte in ihrer Wut den Aviatiker lynchen. ſo daß ihn die
Polizei in Schutz nehmen mußte.

Verſammlungsberichte.
Lagerhalter, Bezirk Halle. Verſammlung vom 5. Oktober.

Da der zu Punkt 1: Genoſſenſchaftsbericht vom Parteitage in
Magdeburg, beſtimmte Referent verhindert war, hielt Kollege
Nilius einen Vortrag über den Geſchäftsbericht ſowie über die
Entwicklung des Allg. KonſumVereins für Halle und Umgegend,
mit ſpezieller Berückſichtigung der Jahre 1901--10. Da der Be
richt im Volksblatt ſchon beſprochen wurde, erübrigt ſich die
Wiedergabe der Zahlen.

Obwohl der Verein infolge der Hetze der Rabattſparvereinler,
ſowie die Suchsländerei, welche den zwangsweiſen Austritt derBeamten durch Einwirkung der vorgeſeyten Behörden zur

ehatte, einige Jahre ſchwer kämpfen mußte, iſt der Verein
wieder in ſtetiger, günſtiger Vorwärtsentwicklung begriffen.
trotz der Kriſenjahre zufriedenſtellende ſichere und finanzielle vor
ſichtige Geſchäftsführung konnte das Vertrauen nur feſtigen. Was
die letzten Abſchlüſſe am beſten beweiſen. Natürlich iſt noch viel
Arbeit zu leiſten, zur Gewinnung neuer Mitglieder, ſowie in der
genoſſenſchaftlichen Erziehung der ſchon vorhandenen. Alle Ar-
tikel, welche der Verein führt, ſollten dieſe in ihrem eigenſten
Intereſſe nur dort und nicht beim Krämer kaufen. Sie erhöhen
damit außer dem Durchſchnittsumſatz auch ihre Rückvergütung.
Es iſt beſchämend zu hören, daß noch ſehr viele Mitglieder über
die Hälfte ihres Bedarfs beim Krämer kaufen und dadurch ihren
Gegnern die Waffen zu ihrer eigenen Bekämpfung liefern. Schon
der Hinweis, daß nur gute einwandfreie Ware geliefert und nur
dort bezogen wird, wo die gewerkſchaftlichen Forderungen der
Arbeiter anerkannt, reſp. bewilligt ſind, wie ja auch der Verein
ſelbſt die Tarife der Gewerkſchaften eingeführt hat und hoch hält
in allen Verträgen mit ſeinen Ängeſtellten, muß es jedem Gewerk
ſchaftler zur Pflicht machen nur bei ihm zu kaufen und immer
neue Mitglieder zu werben. Sodann gibt die Agitationskom-
miſſion den Bericht über ihre Tätigkeit. Durch die räumlich weite
Ausdehnung des Gebiets iſt es ſchwer, die Kollegen für den Ver
band zu gewinnen, in der Wertſtatt agitiert ſichs leichter, als
wenn die Kollegen oft Tagereiſen weit voneinander wohnen. Auch
nimmt der Neuling den Beruf leichter als er iſt, und denkt, ſeine
Berufsorganiſation genügt. Das iſt ein großer Jrtum, wie ſchon
viele zu ihrem Schaden, meiſt zu ſpät einſahen, wenn Kaution
und unter Umſtänden ſogar der gute Ruf zum Teufel waren.
Wenn dann auch noch Kollegen auf jede gewerkſchafſtliche Organi-
ſation glauben pfeifen zu dürfen, iſt es doppelt bedauerlich. Als
befriedigendes Reſultat muß es deshalb bezeichnet werden, daß
14 Kollegen gewonnen ſind. Zugunſten der am Bußtag ſtatt
findenden öffentlichen Verſammlung, welche mit den Verwaltungen
der Genoſſenſchaften des Bezirks zuſammen abgehalten wird, fällt
die November- Verſammlung aus. Doch ſind nicht nur die Kol-
legen verpflichtet, ſelbſt ohne Ausnahme zu erſcheinen, ſondern
auch ihre Vorſtands reſp. Verwaltungsmitglieder dazu aufzu
fordern. Thema 1. Wie erhöhen wir unſre Umſätze in den
einzelnen Verkaufsſtellen 2. Agitation für die Genoſſenſchaften.Die Verſammlung findet mittags 2 Uhr im Volkspark att

IAGGI W
achtung vor Dachakmungen!

hilft sparen!
Jede schwache Bouillon oder Suppe, ebenso Saucen, Ge-
müse und Salate erhalten augenblicklich kräftigen Wohl-
geschmack durch Zusatz einiger Tropfen MAGGls Wüurze.

4

3

3


	Volksblatt <Halle, Saale>
	1910
	Monat
	Tag
	Nr. 244
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	1. Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 5]
	[Seite 6]
	[Seite 7]
	[Seite 8]

	2. Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 9]
	[Seite 10]







